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1. Bundesamt für 
Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen 
der Bundeswehr 

– keine Beteiligung –   

2. Bundesnetza-
gentur für Elektrizi-
tät, Gas, Telekom-
munikation, Post 
und Eisenbahnen 

Stellungnahme vom 10.11.2023 
 
Beeinflussungen von Richtfunkstrecken, Radaren und Funkmessstellen 
der Bundesnetzagentur durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m 
sind nicht sehr wahrscheinlich. Die o. g. Planung sieht keine Bauhöhen 
von über 20 m vor. Entsprechende Untersuchungen zu Planverfahren mit 
geringer Bauhöhe sind daher nicht erforderlich. Da die Belange des Richt-
funks u. a. durch die Planung nicht berührt werden, erfolgt meinerseits 
keine weitere Bewertung. 
 
Photovoltaikanlagen können den Empfang nahgelegener Funkmessstel-
len der Bundesnetzagentur beeinträchtigen. Für Bauplanungen von Pho-
tovoltaikanlagen ab einer Fläche von ca. 200 m², die sich in Nachbar-
schaft zu Funkmessstellen der Bundesnetzagentur befinden, wird daher 
eine frühzeitige Beteiligung der Bundesnetzagentur als Träger öffentli-
cher Belange empfohlen. 
 
Die Prüfung ergab für Ihr Plangebiet folgendes Ergebnis: 
 
FUNKMESSSTELLEN DER BNETZA:  
 
Es sind keine Funkmessstandorte der BNetzA betroffen. 
 
 

 
 
Kenntnisnahme. Die Belange des Richtfunks werden durch diese Pla-
nung nicht berührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich in der Nachbarschaft des 
Plangebietes keine Funkmessstandorte der Bundesnetzagentur befin-
den, sodass die geplante PV-Freiflächenanlage nicht zu Störungen des 
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Hinweise zum Marktstammdatenregister (MaStR) 
========================================= 
Der Gesetzgeber hat 2014 damit begonnen ein neues Register einzufüh-
ren und die Bundesnetzagentur mit seiner Einrichtung und seinem Betrieb 
beauftragt: Das Marktstammdatenregister (MaStR). Die Bundesnetza-
gentur stellt das MaStR als behördliches Register für den Strom- und 
Gasmarkt auf der Basis von § 111e und § 111f EnWG sowie der Verord-
nung über die Registrierung energiewirtschaftlicher Daten (MaStRV) zur 
Verfügung. 
 
Die Registrierung im http://www.marktstammdatenregister.de/ ist für alle 
Solaranlagen verpflichtend, die unmittelbar oder mittelbar an ein Strom- 
bzw. Gasnetz angeschlossen sind oder werden sollen. Die Pflicht besteht 
unabhängig davon, ob die Anlagen eine Förderung nach dem EEG erhal-
ten und unabhängig vom Inbetriebnahmedatum. 
 
Eine Registrierung von Einheiten in der Entwurfs- oder Errichtungsphase, 
deren Inbetriebnahme geplant ist (Projekte), ist nach der MaStRV ver-
pflichtend, wenn diese eine Zulassung nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz benötigen. 
 
Wenn eine Förderung für eine Solaranlage in Anspruch genommen wird, 
kann diese nur dann ohne Abzüge ausbezahlt werden, wenn die gesetz-
lichen Registrierungspflichten und -fristen eingehalten wurden. Wenn die 
Frist überschritten ist, wird die Zahlung vom Netzbetreiber zurückgehal-
ten. Außerdem erlischt bei einer Fristüberschreitung der Förderanspruch 
möglicherweise teilweise oder vollständig und wird auch nicht nachge-
zahlt. 
 
Grundsätzlich handeln Sie ordnungswidrig, wenn Sie eine Registrierung 
im Marktstammdatenregister nicht rechtzeitig vornehmen. 
Hinweise zum Beteiligungsverfahren der Bundesnetzagentur 
================================================== 
Beachten Sie bitte für Ihr geplantes Vorhaben auch die Hinweise auf un-
serer Internetseite  

Empfanges einer Funkmessstelle führen kann. Die übrigen Hinweise wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Kenntnisnahme. 
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www.bundesnetzagentur.de/bauleitplanung. 
 
Nutzen Sie bitte immer für die Beteiligung der Bundesnetzagentur das auf 
der Internetseite verfügbare 'Formular Bauleitplanung', welches Sie unter 
folgendem Link direkt herunterladen können. 
www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachge-
biete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenze n/Fir-
mennetze/FormularRichtfunk.pdf 
 
Senden Sie das vollständig ausgefüllte Formular zusammen mit den zu-
gehörigen Planungsunterlagen immer an die folgende E-Mail-Adresse: 
226.Postfach@BNetzA.de 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

3. Primagas – keine Beteiligung –   

4. Saferay Operati-
ons GmbH 

– keine Beteiligung –   

5. DNS:NET Inter-
net Services GmbH 

– keine Beteiligung –   

6. Tyczka Energy 
GmbH 

– keine Beteiligung –   

7. Ministerium für 
Infrastruktur und 
Landesplanung 
(MIL) 

– keine Beteiligung –   

8. Gemeinsame 
Landesplanungsab-
teilung Berlin-Bran-
denburg 
Referat GL 5 

Stellungnahme vom 04.12.2023 
 
Beurteilung der angezeigten Planungsabsicht: 
Ziele der Raumordnung stehen nicht entgegen 
 

 
 
 
Kenntnisnahme. Kein Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung. 
 

 
 
 
K 
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Die Mitteilung der Ziele der Raumordnung haben Sie mit unseren Stel-
lungnahmen vom 08.03.2022 und 01.06.2022 erhalten. In der Stellung-
nahme vom 01.06.2022 haben wir auch mitgeteilt, dass kein Widerspruch 
zu Zielen der Raumordnung zu erkennen ist. Diese Stellungnahme behält 
weiterhin Gültigkeit. 
 
Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht  
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom: 18.12.2007, 
(GVBl. I S. 235), Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – 
Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, Nr. 35) Sachlicher Teil-
regionalplan „Freiraum und Windenergie, Abschnitt Freiraum“ der RPG 
Prignitz-Oberhavel, 2. Entwurf mit Satzungsbeschluss vom 21.11.2018 
Bindungswirkung  
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumord-
nung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung können im Rahmen der 
Abwägung nicht überwunden werden. 
 
Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung sind aus den o. g. Rechtsgrundlagen von der Kom-
mune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen der Abwägung angemes-
sen zu berücksichtigen. 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

K 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
K 

9. Regionale Pla-
nungsgemeinschaft 
„Prignitz-Oberha-
vel“ 

Stellungnahme vom 06.12.2023 
 
Die Belange der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 
basieren auf den folgenden Erfordernissen der Raumordnung: 
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 
24. November 2010 (ABl. 2012 S. 1659) 
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) vom 21. November 2018 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
In einer Stellungnahme aus dem Februar 2025 zu einem Planverfahren 
in der Stadt Lindow (Mark) hat die Regionalplanung mitgeteilt, dass der 
Sachliche Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 
21.11.2018 vor dem Hintergrund eines veränderten Rechtsrahmens nicht 
mehr angewendet wird. Dies bedeutet, dass auch die Vorbehaltsgebiete 
„Historische bedeutsame Kulturlandschaft“ als Bestandteil vom Sachli-
chen Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 21.11.2018 

 
 
 
 
 
 
 
N 
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- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher 
Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8. Oktober 
2020 (ABl. S. 1321) 
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplans „PV-Freiflächen Wulkow“ der Ge-
meinde Wusterhausen/Dosse ist mit den Belangen der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel nicht vereinbar. 
 
Begründung: 
Der Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ im OT Wulkow der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse hat die städtebauliche Entwicklung ei-
nes ca. 17,8 ha großen Gebiets als Sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ zum Inhalt. Es soll 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage geschaffen werden. Das Planungsgebiet liegt 
etwa 350 m nordöstlich der Ortslage Wulkow und wird derzeit landwirt-
schaftlich genutzt. Der Bebauungsplan wird parallel, jedoch zeitlich ver-
setzt, mit der in Aufstellung befindlichen 8. Änderung des Flächennut-
zungsplans der Gemeinde Wusterhausen/Dosse aufgestellt. 
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Vorbehaltsgebietes „Histo-
risch bedeutsame Kulturlandschaft“ Nr. 6 „Kyritzer Seenrinne / Mittleres 
Dosse - Jäglitztal“. Mit der Darstellung in der Festlegungskarte verbindet 
die Regionalplanung den Grundsatz, dass die Vorbehaltsgebiete auf-
grund ihrer wertvollen Landschaftsstrukturen und besonderen kulturhis-
torischen Bedeutung den zusammenhängenden Charakter des Gebietes 
als Kulturlandschaft prägen. Sie sollen vor einer raumbedeutsamen Inan-
spruchnahme geschützt werden, welche die bestehenden Qualitäten der 
Landschaft entwerten oder stark überprägen könnte (vgl. teil II 2.1 (G) 
ReP FW). 
 
 
 
 
 
 

nicht mehr angewendet werden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im nicht mehr angewendeten sachlichen Teilplan „Freiraum und Wind-
energie“ befindet sich das Plangebiet in dem Vorbehaltsgebiet Nr. 6 „Ky-
ritzer Seenrinne / Mittleres Dosse - Jäglitztal“, dass als „Historisch be-
deutsame Kulturlandschaft“ festgelegt wurde. 
Für den Sachlichen Teilplan „Freiraum und Windenergie“ der Regional-
planung Prignitz-Oberhavel gibt es einen Satzungsbeschluss, dieser Be-
schluss ist aber nicht öffentlich bekannt gemacht worden, sodass er keine 
Rechtskraft entfaltet. Im Teilregionalplan wurden etwa 60 Prozent des ge-
samten Territoriums der Gemeinde Wusterhausen/Dosse in das Schutz-
gebiet „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ eingeordnet. Die Fläche 
des Bebauungsplans „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ hat insgesamt nur 
eine Sondergebietsfläche von rund 14,9 ha. Somit wird lediglich ein Anteil 
von etwa 0,13 Prozent der gesamten historischen Kulturlandschaft in der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse durch die Sondergebietsfläche beplant. 
Trotzdem ist sich die Gemeinde dieser Historischen Kulturlandschaft be-
wusst und hat seither eigene Abwägungen zur Zustimmung für den Bau 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich in einem Teil-
raum des Vorbehaltsgebietes, der als „Raum mit wertvollen Landschafts-
strukturen“ charakterisiert ist. Wertbestimmendes Ausstattungsmerkmal 
für diesen Teilraum ist die Ortslage Wulkow selbst als Ort mit erlebbaren 
Bezügen zur Landschaft. Die Ortslage von Wulkow ist im nördlichen Be-
reich durch landschaftsbildprägende Alleen und Hecken in die umge-
bende Landschaft eingebunden, östlich durch den denkmalgeschützten 
Landschaftspark „Gut Wulkow“ mit Sichtbeziehungen in die umgebende 
Landschaft, hier zur landschaftsbildprägenden Dosse/-niederung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu den Nutzungskonflikten gehören in der Regel insbesondere Maßnah-
men und Vorhaben wie die Errichtung großflächiger und raumbedeutsa-
mer baulicher Anlagen im Außenbereich ab 10 ha. Bei der geplanten So-
laranlage handelt es sich aufgrund ihrer beabsichtigen Flächengröße von 

von PV-Freiflächenanlagen in den Abwägungsprozess mit einbezogen. 
 
Um die dort vorhandenen landschaftsprägenden und landschaftsglie-
dernden Elemente zu erhalten, wurde sich darum bemüht bei der Planung 
den Erhalt aller Gehölzstrukturen, die auch nicht in die Anlageneinzäu-
nung einbezogen werden dürfen, zu sichern sowie neue Gehölzstruktu-
ren durch die Hecke am südlichen sowie südöstlichen Rand der PV- Frei-
flächenanlagen zu schaffen und nach Möglichkeit die genannten Ele-
mente des „Kulturhistorischen Landschaftsraums“ auch in ihrer Wirkung 
zu stärken. Da die Module und baulichen Nebenanlagen des Solarparks 
auf überwiegend ebenen Flächen gebaut werden, können diese aufgrund 
bestehender Waldflächen und Gehölze sowie dem Hochwachsen zahlrei-
cher neu gepflanzter Gehölze von außenliegenden Wegen und Straßen, 
die von Einwohnern und Besuchern genutzt werden, nur in sehr geringem 
Maße wahrgenommen werden. Damit nimmt die Planung im höchstmög-
lichen Maße Rücksicht auf die heute vorhandene Kulturlandschaft. Unter 
diesen Gesichtspunkten hat die Gemeinde Wusterhausen/Dosse dem 
Vorschlag für den Standort dieser PV-Freiflächenanlage innerhalb der 
„Historisch bedeutsamen Kulturlandschaft“ zugestimmt. 
 
Hinzukommt, dass zu einer sich stetig wandelnden Kulturlandschaft auch 
der Erhalt landwirtschaftlicher Betriebe in kleinen Dörfern und Ortsteilen 
gehört. Eine Kulturlandschaft mit Feldern, Wäldern und Dörfern ist für Ge-
meinden im ländlichen Raum nicht zukunftsfähig. Durch die Regelung des 
so genannten „Solareuros“ im Land Brandenburg profitieren nicht nur die 
Landverpächter, sondern auch die gesamte Gemeinde von diesen zu-
sätzlichen Einnahmen. Daraus können wichtige Infrastrukturmaßnahmen 
finanziert werden, die zum Beispiel den Neubau einer Feuerwache, die 
Sanierung der Grundschule, die Finanzierung sozialer Aktivitäten sowie 
die Sanierung von Straßen und Radwegen beinhalten. Mitunter aus die-
sem Grund hat die Gemeinde bei den Standortentscheidungen, die Lage 
des Plangebietes im „Kulturhistorischen Landschaftsraum“ nicht als Aus-
schlusskriterium definiert. 
 
Der gesamte Geltungsbereich beträgt ca. 17,8 ha, jedoch befinden sich, 
wie bereits erwähnt, innerhalb dieses Geltungsbereiches auch zahlreiche 
Fläche zum Erhalt und zur Stärkung der Wirkung des „Kulturhistorischen 
Landschaftsraumes. Daher hat das „Sonstige Sondergebiet“ auf dem sich 
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ca. 17,8 ha um eine bauliche Anlage, die den Charakter einer „Historisch 
bedeutsamen Kulturlandschaft“ erheblich beeinträchtigt. Darüber hinaus 
befindet sich die geplante Anlage mit ca. 300 m in geringer Entfernung 
zur Dosse, dem wertbestimmenden Oberflächengewässer für die Histo-
risch bedeutsame Kulturlandschaft in dem Bereich. Dementsprechend ist 
der Bebauungsplan mit dem regionalplanerischen Erfordernis nicht ver-
einbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis:  
Im Kapitel 2.0 auf Seite 2 der Begründung wird angegeben, dass die Stadt 
Neustadt (Dosse) im LEP-HR als Grundfunktionaler Schwerpunkt (GSP) 
definiert ist. Diese Aussage ist nicht korrekt. Die Grundfunktionale 
Schwerpunkte sind im Land Brandenburg außerhalb Zentraler Orte in den 
Regionalplänen als Ziel der Raumordnung festgelegt. 
 
Im Kapitel 2.2 der Begründung sollen die Grundlagen der regionalplane-
rischen Erfordernisse aktualisiert werden, wie sie eingangs genannt sind. 
Es ist anzumerken, dass das Aufstellungsverfahren des Sachlichen Teil-
plans Windenergienutzung, das mit dem Beschluss vom Oktober 2020 
begann, durch den Beschluss im Januar 2023 eingestellt wurde. Statt-
dessen wird nun ein neuer Regionalplan „Windenergienutzung (2024)“ 
erarbeitet. 
 
Hinweise!  
Von den regionalplanerischen Zielen gehen eine Anpassungspflicht ge-
mäß § 1 Absatz 4 BauGB bzw. eine Beachtenspflicht gemäß § 4 Absatz 

die Wege und baulichen Anlagen befinden eine Fläche von lediglich rund 
14,9 ha. Hinzukommt, dass bei der Standortentscheidung für die PV-Frei-
flächenanlage auch berücksichtigt wurde, dass sich Innerhalb der Ge-
meinde Wusterhausen/Dosse nicht nur die „Historisch bedeutsame Kul-
turlandschaft“, sondern auch FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete sowie 
Landschaftsschutzgebiete befinden. Hier ist es in Abstimmung mit den 
Planungsbeteiligten eindeutig, dass die Bebauung in der „Historisch be-
deutsame Kulturlandschaft“ einen geringeren negativen Einfluss auf die 
im Umweltbericht aufgeführten Schutzgüter hat. Zudem hat der im Krite-
rienkatalog definierte Mindestabstand zur nächsten Wohnbebauung von 
300 m, was einer der Hauptkriterienpunkte bei einer Lageentscheidung 
bleibt, eine vorrangige Priorität, wodurch die Standortmöglichkeiten be-
reits stark eingeschränkt sind. An den Standorten, wo die PV-Freiflächen-
anlagen errichtet werden, sind diese zusätzlich durch Randeingrünungen 
abgeschirmt. Somit wird im Verhältnis zur Gesamtgröße der Gemeinde, 
bei einer Außenbetrachtung nur ein geringer Anteil der „Historisch be-
deutsamen Kulturlandschaft“ durch eine ökologisch nachhaltige und na-
türlich wirkende Randeingrünung verändert. 
 
 
Die genannte Aussage wird in der Begründung korrigiert. 
 
 
 
 
 
Diese Information wird in der Begründung geändert bzw. ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B 
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1 Satz 1 ROG aus. Die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung sind in der Abwägung zu berücksichtigen (ebd.).  
 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teil-
plan "Rohstoffsicherung / Windenergienutzung" wurde mit Bescheid vom 
14. Februar 2012 teilweise genehmigt. Von der Genehmigung ausgenom-
men sind die Festlegung des Vorbehaltsgebietes Nr. 65 "Sicherung ober-
flächennaher Rohstoffe" sowie die Festlegungen zur "Steuerung der 
Windenergienutzung". Der Regionalplan wurde zum Zwecke der Be-
kanntmachung entsprechend redaktionell angepasst und trägt nunmehr 
die Bezeichnung Regionalplan "Rohstoffsicherung".  
 
Die Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teil-
plan "Freiraum und Windenergie" wurde mit Bescheid vom 17. Juli 2019 
teilweise genehmigt. Von der Genehmigung ausgenommen sind die Fest-
legungen zur Steuerung der raumbedeutsamen Windenergienutzung. 
Hiergegen hat die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 
Rechtsmittel eingelegt. Die Festlegungen zum Freiraum und zu den His-
torisch bedeutsamen Kulturlandschaften wurden genehmigt. Die Be-
kanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg hat noch zu erfolgen.  
 
Durch die regionalplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund anderer 
Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmigun-
gen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt.  
 
Nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens bitten wir um Information 
über den Planungsfortgang. Insbesondere bitten wir um Zusendung des 
Abwägungsergebnisses sowie der genehmigten Satzung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regionale Planungsgemeinschaft „Prignitz-Oberhavel“ erhält nach 
Beschlussfassung eine entsprechende Mitteilung über das Ergebnis der 
Abwägung sowie eine entsprechende Satzungsfassung nach Abschluss 
des Verfahrens. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 

10. Landesamt für 
Bauen und Verkehr 
(LBV) 

Stellungnahme vom 29.11.2023 
 
den vom Planungsbüro Plankontor Stadt und Land GmbH eingereichten 
Vorgang habe ich in der Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des Lan-
des Brandenburg gemäß „Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteili-
gung der Verkehrsbehörden und der Straßenbauverwaltung als Träger 
öffentlicher Belange in Planverfahren“ Erlass des Ministeriums für 

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 

 
 
K 
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Infrastruktur und Landesplanung vom 17.06.2015 (Amtsblatt für Branden-
burg Nr. 27 vom 15.07.2015) geprüft. 
 
Gegen die vorliegende Planung bestehen im Hinblick auf die zum Zustän-
digkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr gehörenden 
Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, Binnen-
schifffahrt, übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Bedenken. 
 
Anlagen der Eisenbahn sowie schiffbare Landesgewässer werden nicht 
berührt. 
 
Zum erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
werden von Seiten der Landesverkehrsplanung keine Anforderungen er-
hoben, auch liegen keine planungs- und umweltrelevanten Informationen 
vor, die zur Verfügung gestellt werden können. 
 
Für die Verkehrsbereiche übriger ÖPNV, Schienenpersonennahverkehr, 
ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Landeswasserstraßen und Häfen liegen 
mir Informationen zu Planungen, die das Vorhaben betreffen können, 
nicht vor. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die aufgrund ande-
rer Vorschriften bestehende Verpflichtung zum Einholen von Genehmi-
gungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 

 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Bedenken zur Planung. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 

 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 

11. Gemeinsame 
Obere Luftfahrtbe-
hörde Berlin-Bran-
denburg (LuBB) 

– keine Beteiligung –   

12. Landesbetrieb 
Straßenwesen 
Brandenburg (LS) 
Region West 

Stellungnahme vom 11.12.2023 
 
Mit Bezugsschreiben vom 25.10.2023 informieren Sie über den Bebau-
ungsplan der Gemeinde Wusterhausen/Dosse.  
 
Ziel und Inhalt des Bebauungsplanes ist die Ausweisung von 
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Sondergebietsflächen zur Errichtung von Photovoltaikanlagen. 
 
Der Geltungsbereich des ausgewiesenen Planungsgebietes befindet sich 
außerhalb der für den Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Dienststätte Kyritz zu vertretenden Belange. 

 
 
Kenntnisnahme. Keine Betroffenheit. 

 
 
K 

13. Ministerium der 
Finanzen und für 
Europa (MdFE) 

– keine Beteiligung –   

14. Brandenburgi-
scher Landesbe-
trieb für Liegen-
schaften und 
Bauen 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 

15. Brandenburgi-
sche Boden GmbH 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 

16. Polizeipräsi-
dium Potsdam 
Polizeidirektion 
Nord 

– keine Beteiligung –   

17. Zentraldienst 
der Polizei 
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst 

Stellungnahme vom 08.03.2024 
 
zur Beplanung des o. g. Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Ein-
wände. Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Kampfmit-
telfreiheitsbescheinigung beizubringen. Darüber entscheidet die für das 
Baugenehmigungsverfahren zuständige Behörde auf der Grundlage ei-
ner vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten Kampfmittelver-
dachtsflächenkarte.  
 
Diese Einschätzung gilt auch für zukünftige Änderungen dieses Planes. 

 
 
Kenntnisnahme. Keine grundsätzlichen Einwände. Eine weitere Beteili-
gung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
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Neuerungen bei der Verlegung von Medienträgern  
Für die Verlegung von Medienträgern und die damit verbundenen erfor-
derlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen in Kampfmittelverdachtsge-
bieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung 
möglich.  

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 

 
 
K 

18. Landesamt für 
Arbeitsschutz, Ver-
braucherschutz und 
Gesundheit 
Regionalbereich 
West 

Stellungnahme vom 30.10.2023 
 
Die Gemeinde Wusterhausen/Dosse hat für einen Bereich nordöstlich der 
Ortslage Wulkow den Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ 
aufgestellt. Es erfolgt die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes 
mit besonderer Zweckbestimmung „Photovoltaikfreiflächenanlage“. 
 
Aus Sicht des Landesamtes für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und 
Gesundheit (LAVG), Dezernat V4 – Umweltbezogener Strahlenschutz ist 
zu prüfen, ob durch die Aufstellung des Bebauungsplanes die Bestim-
mungen der 26.BImSchV - Verordnung über elektromagnetische Felder - 
bei der Errichtung bzw. Änderung niederfrequenter Anlagen eingehalten 
werden. 
 
 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wurden keine konkreten Aussa-
gen zur Lage des Netzanschlusspunktes zur Einspeisung des erzeugten 
Solarstroms getroffen. Es soll eine Anbindung per Erdkabel an zwei neu 
zu errichtende Einspeiseumspannwerke an den 110-KV-Freileitungen 
„Neuruppin-Kyritz 1“ und „Neuruppin – Perleberg 6“ an einem Standort 
südlich des Ortsteils Sechzehneichen erfolgen. 
 
Des Weiteren sind die Errichtung von Erdkabeln und Trafostationen in-
nerhalb Plangebietes vorgesehen. Das nächstgelegene Gebäude befin-
det sich in einem Abstand von ca. 100 m in Wulkow. 
 
Trafostationen, möglicherweise Umspannstationen sowie das Erdkabel, 

 
 
 
 
 
 
 
Anlage- und betriebsbedingte Emissionen können weitestgehend ausge-
schlossen werden, ggf. ist betrieblicher Verkehr / Wartungsverkehr in die 
Beurteilung mit einzubeziehen. Schadstoffe, Erschütterungen, Licht, 
Wärme, Strahlungen und Belästigungen fallen nicht in dem Maße an, 
dass daraus schädliche Umweltauswirkungen entstehen könnten.  
PV-Freiflächenanlagen verursachen keine schädlichen Umweltauswir-
kungen im Sinne des § 50 BImSchG, so dass betriebsbedingte keine re-
levanten Emissionen zu erwarten sind. 
 
Die Lage des Netzanschlusspunkt wird in der Begründung konkretisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Rahmen der konkreten 

 
 
 
 
 
 
 
Z 
 
 
 
 
 
 
 
 
B 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
H 
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welches für den Anschluss an das Versorgungsnetz von außen in das 
Plan-Gebiet hinein verlegt wird, sind Anlagen, die nach der 26.BImSchV 
zu betrachten sind.  
 
Gemäß dem § 3 der 26. BImSchV wird bei Niederfrequenzanlagen für 
Orte, die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind, die Einhaltung der Grenzwerte gefordert (bei Trafostationen 
und Mittelspannungskabel sind diese ab 1 m Abstand, bei Umspannanla-
gen ab 5 m sicher eingehalten).  
 
Des Weiteren ist im § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV ein Minimierungsgebot 
für die von Niederfrequenzanlagen ausgehenden elektrischen und mag-
netischen Feldern formuliert. Das Nähere hierzu ist in der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektro-
magnetische Felder (26.BImSchVVwV) vom 26.02.2016 geregelt. 
 
Das Minimierungsgebot ist jedoch anzuwenden, wenn maßgebliche Mini-
mierungsorte sich im definierten Einwirkungsbereich von 10 m für Tra-
fostationen, von 10 m für Erdkabel < 50 kV, von 25 m für Kabel ≥ 50 
kV<110 kV, von 50 m zu einer eventuell notwendigen Umspann- und 
Schaltanlage mit ≥ 110 kV Nennspannung befinden. Die Minimierungs-
prüfung hat dann anlassbezogen im nachfolgenden Genehmigungsver-
fahren zu erfolgen. 

Realisierungsplanung beachtet. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Rahmen der konkreten Realisie-
rungsplanung beachtet. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Rahmen der konkreten Realisie-
rungsplanung beachtet. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Rahmen der konkreten Realisie-
rungsplanung beachtet. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
H 
 
 
 
 
 
H 
 
 
 
 
 
H 
 
 
 
 

19. Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit 
und Energie des 
Landes Branden-
burg (MWAE) 

– keine Beteiligung –   

20. Landesamt 
Bergbau, Geologie 
und Rohstoffe 
(LBGR) 

Stellungnahme vom 28.11.2023 
 
im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbauliche und geologi-
sche Belange äußert sich das Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe (LBGR) auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen 
und seiner regionalen Kenntnisse zu o. g. Planung/Vorhaben wie folgt: 
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Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung. 
 
1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzli-
cher Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbe-
hörde in der Abwägung nicht überwunden werden können: 
Keine. 
 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berüh-
ren können, mit Angabe des Sachstands: 
Keine. 
 
3. Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus 
der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan: 
Geologie:  
Auskünfte zur Geologie können über den Webservice des LBGR abge-
fragt werden.  
 
Außerdem weisen wir auf die im Zusammenhang mit etwaig geplanten 
Bohrungen oder geophysikalischen Untersuchungen bestehende An-
zeige-, Mitteilungs- oder Auskunftspflicht hin (§ 8ff Gesetz zur staatlichen 
geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und 
öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstel-
lung geologischer Daten zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben (Geologied-
tengesetz-GeolDG)). 

Kenntnisnahme. Keine Betroffenheit. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 

K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
K 

21. Handwerks-
kammer Potsdam 

– keine Beteiligung –   

22. Ministerium für 
Wissenschaft, For-
schung und Kultur 
(MWFK) 

– keine Beteiligung –   

23. Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsamt 
Eberswalde 

– keine Beteiligung –   
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24. Brandenburgi-
sches Landesamt 
für Denkmalpflege 
und Archäologi-
sches Landesmu-
seum (BLDAM) 

Stellungnahme vom 05.12.2023 
 
im Bereich des o. g. Vorhabens sind derzeit keine Bodendenkmale im 
Sinne des Gesetzes über den Schutz und die Pflege der Denkmale im 
Land Brandenburg (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBI. Bbg. 9, 215 ff) 
§§ 1 (1), 2 (1)-(2) registriert. 
 
Ungeachtet dessen können im Zuge von Erdarbeiten aller Art noch nicht 
registrierte Bodendenkmale entdeckt werden. In diesen Fällen gilt BbgD-
SchG § 11, wonach entdeckte Bodendenkmale bzw. Funde (Steinsetzun-
gen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Knochen, 
Tonscherben, Metallgegenstände u. Ä.) unverzüglich der zuständigen 
Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Brandenburgischen Landes-
amt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum anzuzeigen 
sind. Die Entdeckungsstätte und die Funde sind bis zum Ablauf einer Wo-
che unverändert zu erhalten, damit fachgerechte Untersuchungen und 
Bergungen vorgenommen werden können. Gemäß BbgDSchG § 11 (3) 
kann die Denkmalschutzbehörde diese Frist um bis zu 2 Monate verlän-
gern, wenn die Bergung und Dokumentation des Fundes dies erfordert. 
Besteht an der Bergung und Dokumentation des Fundes aufgrund seiner 
Bedeutung ein besonderes öffentliches Interesse, kann die Frist auf Ver-
langen der Denkmalfachbehörde um einen weiteren Monat verlängert 
werden. Die Denkmalfachbehörde ist berechtigt, den Fund zur wissen-
schaftlichen Bearbeitung in Besitz zu nehmen (BbgDSchG § 11 <4>). 
Die/der Veranlasser/in des Eingriffs in das Bodendenkmal hat die Kosten 
der fachgerechten Dokumentation im Rahmen des Zumutbaren zu tragen 
(BbgDSchG § 7 <3>). 
 
Aus Gründen der Planungssicherheit und um eventuell auftretende Ver-
zögerungen im Bauablauf zu vermeiden, besteht für die/den Vorhaberträ-
ger/in die Möglichkeit, eine bauvorbereitende archäologische Prospektion 
im Vorhabenbereich durchführen zu lassen (vgl. Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur über die denk-
malrechtliche Erlaubnisfähigkeit von Anlagen zur Erzeugung und Nut-
zung erneuerbarer Energien p./V EED] vom 20. Juli 2023, Amtsbl. 32 v. 
16.08.2023). Hierbei handelt es sich um eine kostengünstige und schnell 
durchführbare Maßnahme. In einem Abstand von 25 m werden Boden-
proben entnommen und nach kulturellen Hinterlassenschaften 

 
 
Kenntnisnahme. Keine registrierten Bodendenkmale innerhalb des Plan-
gebietes. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der genannte Hinweis wird nachrichtlich in die Begrün-
dung mit aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
K 
 
 
 
 
B 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
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(Tonscherben, Knochen, Metallgegenstände u. Ä.) untersucht. Fällt das 
Ergebnis der Prospektion positiv aus, sind weitere bodendenkmalpflege-
rische Maßnahmen gern. BbgDSchG §§ 7 (3), 9 (3) und 11 (3) abzuleiten 
und i. d. R. bauvorbereitend durchzuführen. Fällt das Ergebnis der Pros-
pektion negativ aus, kann im untersuchten Abschnitt auf weitergehende 
Schutz- und Dokumentationsmaßnahmen verzichtet werden. 
 
Die bauausführenden Firmen sind über die genannten Auflagen und 
Denkmalschutzbestimmungen zu unterrichten und zu ihrer Einhaltung zu 
verpflichten.  
 
Das BLDAM steht für eine Beratung mit der/dem Veranlasser/in der Maß-
nahmen gern zur Verfügung und ist im weiteren Verfahren zum Bebau-
ungsplan zu beteiligen:  
Dr. Julia Braungart, E-Mail: julia.braungart@bldam.brandenburg.de  
 
Hinweise:  
Es können jederzeit neue Bodendenkmale auftreten. Änderungen bzw. 
Ergänzungen des Bodendenkmalbestandes sind jederzeit möglich und zu 
berücksichtigen. Die Denkmalliste wird kontinuierlich fortgeschrieben.  
Unsere Stellungnahme erfolgt in Wahrnehmung der Aufgaben und Befug-
nisse der Denkmalfachbehörde für Boden­denkmale und als Träger öf-
fentlicher Belange gemäß BbgDSchG § 17 (1 )-(4).  
Da bei dem Vorhaben auch Belange der Baudenkmalpflege berührt sein 
können, erhalten Sie aus unserem Hause gegebenenfalls eine weitere 
Stellungnahme. 

 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der Hinweis wird im Rahmen der konkreten Realisie-
rungsplanung beachtet. 
 
 
Kenntnisnahme. Das BLDAM wird weiterhin am Verfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
H 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 

25. Deutscher Wet-
terdienst 
Niederlassung 
Potsdam 

– keine Beteiligung –   

26. Ministerium für 
Bildung, Jugend 
und Sport 

– keine Beteiligung –   
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27. Landeseisen-
bahnaufsicht Bran-
denburg 

– keine Beteiligung –   

28. Bundesanstalt 
für Immobilienauf-
gaben 
Direktion Potsdam 

– keine Beteiligung –   

29. Landesamt für 
Ländliche Entwick-
lung, Landwirt-
schaft und Flurneu-
ordnung (LELF) 

Stellungnahme vom 06.11.2023 
 
Das Planungsgebiet ist weder von punktuellen Bodenordnungsmaßnah-
men nach § 64 LwAnpG noch von großflächigen Bodenordnungsverfah-
ren nach dem Flurbereinigungsgesetz betroffen. 
 
Es liegen auch keine entsprechenden Anträge vor. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

 
 
 
 
 
 
K 

30. Ministerium für 
Landwirtschaft, 
Umwelt und Klima-
schutz (MLUK) 

– keine Beteiligung –   

31. Landesamt für 
Umwelt (LfU) 

Stellungnahme vom 07.11.2023 
 
Die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachab-
teilungen Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung 
des Belangs Wasserwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des 
Wasserwirtschaftsamtes gemäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-
5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt (LfU) zur Kenntnis genommen und 
geprüft. 
 
Im Ergebnis dieser Prüfung werden für die weitere Bearbeitung der Pla-
nungsunterlagen sowie deren Umsetzung beiliegende Stellungnahme der 
Fachabteilung Immissionsschutz übergeben. Die Fachabteilung Wasser-
wirtschaft zeigt keine Betroffenheit an. Die fachliche Zuständigkeit für den 

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Betroffenheit der Fachabteilung Wasserwirtschaft. 
 
 
 

 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
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Naturschutz obliegt der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises 
Ostprignitz-Ruppin. 
 
Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 1 und 
2 
- Immissionsschutz – 
 
2. Fachliche Stellungnahme 
X Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hin-
weise aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach 
Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
 
1. Sachstand 
Antragsgegenstand ist der Bebauungsplan (BP) „PV-Freiflächenanlage 
Wulkow“ der Gemeinde Wusterhausen/Dosse. Der BP wird im Regelver-
fahren mit Umweltprüfung aufgestellt. Mit der Aufstellung des BP sollen 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung und den Be-
trieb von Photovoltaik-Freiflächenanlagen einschließlich erforderlicher 
Nebenanlagen und Zugangsstraße geschaffen werden. In diesem Zu-
sammenhang wird ein sonstiges Sondergebiet (SO Photovoltaikanlagen) 
mit der Zweckbestimmung „Photovoltaikanlagen“ gem. § 11 Abs. 2 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Nach 30 Jahren Nut-
zungsdauer soll der Geltungsbereich wieder der Landwirtschaft zugeführt 
werden. 
 
Der Geltungsbereich des BP befindet sich nordöstlich der Ortslage 
Wulkow und hat eine Gesamtgröße von ca. 17,8 ha. Die Planungsfläche 
wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. An das Plangebiet grenzt nördlich 
Wald, östlich und südöstlich landwirtschaftlich genutzte Flächen. Süd-
westlich befindet sich die „Ökohöfe Schönberg“ GmbH. Westlich, direkt 
angrenzend, befindet sich ein ca. 5 m breiter Gehölzstreifen, dahinter 
landwirtschaftlich genutzte Fläche und die Ortslage Wulkow. Die Erschlie-
ßung des Plangebietes soll südlich über eine teilbefestigte private Ver-
kehrsfläche, die bis zur westlich gelegenen Teetzer Straße verläuft, erfol-
gen. Um das Plangebiet befinden sich mehrere Wirtschaftswege. Die 
nächstgelegene Wohnbebauung befindet sich südwestlich in ca. 250 m 
Entfernung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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K 
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Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan (FNP) als Fläche für Land-
wirtschaft ausgewiesen. Dies soll im Parallelverfahren, mit der 8. Ände-
rung des FNP geändert werden. 
 
Der vorliegende BP wurde insbesondere nach den Grundsätzen des § 50 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.V.m. § 1 Abs. 5 Nr. 1 Bau-
gesetzbuch (BauGB) geprüft. Demnach sollen Flächen unterschiedlicher 
Nutzung einander so zugeordnet werden, dass schädliche Umwelteinwir-
kungen (§§ 1 und 3 BImSchG) auf schutzwürdige Nutzungen weitgehend 
vermieden und neue Konfliktlagen ausgeschlossen werden. 
 
2. Stellungnahme 
Bei einer Photovoltaik-Freiflächenanlage handelt es sich aus immissions-
schutzrechtlicher Sicht um eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage. 
Nach § 22 BImSchG muss der Betreiber solcher Anlagen diese so errich-
ten und betreiben, dass nach dem Stand der Technik vermeidbare schäd-
liche Umweltbeeinträchtigungen vermieden werden. Durch die PV-An-
lage entstehen Licht-Immissionen, die zu schädlichen Blendwirkungen 
führen können. Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes ist darauf zu 
achten, dass die von der PV-Anlage ausgehenden Licht-Emissionen nicht 
zu schädlichen Umwelteinwirkungen auf die Nachbarschaft führen. Bei 
der Errichtung der PV-Anlage sind die Anforderungen des § 23 BImSchG 
einzuhalten. 
 
Blendwirkungen 
Zu den Auswirkungen durch Blendungen wird auf die Leitlinie des Minis-
teriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz zur Messung und Be-
urteilung von Lichtimmissionen (Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014 verwie-
sen. Bei der Beurteilung sind Immissionsorte kritisch, wenn sie vorwie-
gend westlich oder östlich einer Photovoltaikanlage liegen und weniger 
als ca. 100 m von dieser entfernt sind. Eine erhebliche Belästigung im 
Sinne des BImSchG kann vorliegen, wenn die maximal mögliche Blend-
dauer mindestens 30 Minuten am Tag oder 30 Stunden im Jahr beträgt. 
 
Beim vorliegenden Einzelfall ist nicht mit Beeinträchtigungen auf Wohn-
nutzung zu rechnen, da die nächste Wohnbebauung > 250 m entfernt ist. 
 
 

Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
Mit Ausnahme der Bauphase, wo durch LKW-Verkehr Verkehrslärm auf 
den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen entstehen kann, gehen 
von einer PV-Freiflächenanlage keine Schallemissionen aus. Weitere ge-
nannte Umweltauswirkungen werden im Umweltbericht dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Neben dem eingehaltenen Mindestabstand zur nächs-
ten Wohnbebauung ist das Sondergebiet zusätzlich mehrheitlich von 
SPE-Flächen mit Gehölzaufwuchs umgeben. Somit ist eine Blendwirkung 
durch die PV-Module für Personen, die sich außerhalb des Plangebietes 
befinden weitestgehend ausgeschlossen. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 

K 
 
 
 
K 
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Hinweis 
Für die Bewertung von Blendwirkungen auf Straßen- oder Schienenver-
kehr besteht seitens des LfU keine Zuständigkeit. 
 
Geräusche 
In der Bauleitplanung findet zur Berücksichtigung des Schallschutzes die 
DIN 18005 “Schallschutz im Städtebau“ Anwendung. Geräuschemissio-
nen werden durch technische Anlagen (Wechselrichterstationen und 
Transformatoren) und durch die Motoren bei nachgeführten Anlagen her-
vorgerufen. Je nach Entfernung dieser Anlagen zu den Immissionsorten, 
kann es zu Beeinträchtigungen durch Lärm kommen. Dies ist auf Grund 
der geplanten Mindestabstände (> 300 m) zur nächstgelegenen schutz-
würdigen Nutzung im vorliegenden Einzelfall nicht zu erwarten. 
 
Fazit 
Ausgehend von Standortlage und Nutzungsbestand wird die vorgelegte 
Planung seitens des vorbeugenden Immissionsschutzes als realisierbar 
eingeschätzt. Es gelten die Betreiberpflichten gem. § 22 BImSchG für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen. Den Ausführungen im Umwelt-
bericht unter Punkt 2.5 „Klima und Luft“ und unter Punkt 2.10 „Mensch, 
menschliche Gesundheit und Bevölkerung insgesamt“ wird gefolgt. 
 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung 
der Beurteilungsgrundlagen ihre Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung 
durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzutei-
len. 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Aufgrund der geplanten Mindestabstände zur nächstge-
legenen Schutzwürdigen Nutzung ist eine Beeinträchtigung durch Lärm 
nicht zu erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Planung wird vom LFU als realisierbar eingeschätzt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Dem LFU wird das Ergebnis der Zwischenabwägung 
mitgeteilt. 
 
 

 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 

32. Landesbetrieb 
Forst Brandenburg 
Oberförsterei Neu-
stadt/Dosse 

Stellungnahme vom 21.11.2023 
 
Die zu o. g. Betreff auf der Homepage der Gemeinde Wusterhausen 
(Dosse) unter „Verwaltung" in der Rubrik „Bauleitplanung" veröffentlich-
ten Unterlagen wurden geprüft: Das ca. 17,8 ha große B-Plangebiet um-
fasst landwirtschaftlich genutzte Flurstücke - Waldflächen sind nicht be-
troffen und damit forstliche Belange gemäß Stand der vorliegenden Un-
terlagen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht berührt.  
 

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Den Vorentwurfsunterlagen wird zugestimmt. 

 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
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Von Seiten der Oberförsterei Neustadt als untere Forstbehörde wird 
dem vorliegenden Bebauungsplan der Gemeinde Wusterhausen 
(Dosse) ,,PV-Freiflächenanlage Wulkow" daher zugestimmt. 

 
 

33. Landesbüro der 
anerkannten Natur-
schutzverbände 

Stellungnahme vom 22.11.2023 
 
Die im Landesbüro vertretenen anerkannten Naturschutzverbände Bran-
denburgs bedanken sich für die Beteiligung und übermitteln Ihnen nach-
folgend ihre Stellungnahme, Äußerung und Einwendung zum o'.g. Ver-
fahren: 
 
Die 17 ha große Photovoltaik-Freiflächenanlage soll auf einem intensiv 
genutzten Ackerstandort entstehen. Da die Bodenzahl laut Umweltbericht 
hauptsächlich Werte unter 30 beträgt werden hinsichtlich der Größe und 
des Standortes keine Bedenken erhoben. Die Nachnutzung der Fläche 
ist jedoch vertraglich festzulegen. 
 
Der Eingriff muss entsprechend kompensiert werden. Zur Ausgleichs-
maßnahme A-AFB 1 (Feldlerche) muss erwähnt werden, dass Untersu-
chungen zeigen, dass Feldlerchen bevorzugt am Rande von Solarparks 
brüten und nicht innerhalb. Statt der Aussparung von Lerchenfenstern 
könnte auch ein breiterer Randstreifen ohne Gehölzbewuchs eingeplant 
werden. Dieser Randstreifen darf nur außerhalb der Brutsaison der Feld-
lerche gemäht werden. Sollte an den Lerchenfenstern festgehalten wer-
den, ist auch für diese ein artverträglicher Mahdzeitraum festzulegen. 
Feldlerchen brüten teilweise noch recht spät bis September. 
 
Beeinträchtigungen der zu erhaltenden Flurgehölze im Westen des SOs 
während der Bauzeit sind durch Gehölzschutzmaßnahmen auszuschlie-
ßen. Flächen, die im Westen des SOs ggf. verschattet werden, soll eben-
falls als Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur, Landschaft und Boden festgesetzt werden. 
 
Im Artenschutzgutachten werden auch weitere Solaranlagen erwähnt. 
Wir gehen davon aus, dass sich diese Beteiligung ausschließlich auf die 
PV-Anlage „Wulkow" bezieht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Keine Bedenken. Die Laufzeit sowie Folgenutzung der PV-Freiflächenan-
lage bzw. des gesamten Plangebietes wird in einem städtebaulichen Ver-
trag zwischen dem der Gemeinde Wusterhausen/Dosse und dem Vorha-
benträger festgelegt. 
 
 
Der hier genannte Vorschlag wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Beteiligung bezieht sich nur auf den Vorentwurf des Bebauungs-
plans „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ in der Gemeinde Wusterhau-
sen/Dosse.  
 

 
 
 
 
 
 
 
H 
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Wir geben den Hinweis, dass unweit des Plangebietes in der Vergangen-
heit Fischadler und Kranich gebrütet haben, daher wird gefordert, dass 
die Bauarbeiten nicht nur in der Zeit von März bis September ausgesetzt 
werden, sondern in Anlehnung an §19 BbgNatSchAG, bereits ab dem 
ersten Februar ausgeschlossen werden. 
 
Eine Änderung des Flächennutzungsplanes wird im Rahmen der Planung 
anfallen. 
 
 
Alternative PV-Freiflächen-Konzepte wie z.B. die Aufständerung der Mo-
dule um darunter Landwirtschaft zu betreiben (Agri-PV) sollten in Betracht 
gezogen und abgewogen werden. 
 
Der Einsatz von Herbiziden ist im gesamten SO-Gebiet zu unterbinden. 
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren und um Mitteilung des 
Abwägungsergebnisses. 

Der konkrete Zeitraum der Bauarbeiten wird entsprechenden in den Hin-
weisen der textlichen Festsetzungen und dem Umweltbericht angepasst. 
 
 
 
 
Mit der 8. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Wuster-
hausen/Dosse befindet sich die entsprechende Flächennutzungsplanän-
derung bereits in einem Verfahren. 
 
 
 
Der Vorschlag wird zur Kenntnis genommen. Alternative PV-Freiflächen-
Konzepte wie z.B. Agri-PV sind jedoch für diese Fläche nicht vorgesehen.  
 
 
Das Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände wird weiterhin an 
dem Verfahren beteiligt. 
 

T, U 
 
 
 
 
 
H 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 

34. Landkreis Ostp-
rignitz-Ruppin 

Stellungnahme vom 08.11.2023 
 
In die Erarbeitung der Stellungnahme wurden gemäß TöB-Erlass des 
MIL vom 20.10.2020 die Ämter und Behörden unseres Hauses ein-
bezogen, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt wer-
den. Im Ergebnis der Beteiligung liegen Fachstellungnahmen des 
 

• Bau- u. Umweltamtes, untere Bodenschutzbehörde, v. 
27.11.2023, 

• Amtes f. Verb.schutz u. Landwirtschaft, SG Landwirtschaft, v. 
27.11.2023, 

• Bau- u. Umweltamtes, untere Denkmalschutzbehörde, v. 
20.11.2023, 

• Bau- u. Umweltamtes, untere Wasserbehörde, v. 10.11.2023,  
• Bau- u. Umweltamtes, untere Abfallwirtschaftsbehörde, v. 
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08.11.2023 sowie des 
• Bau- u. Umweltamtes, Brandschutzdienststelle, v. 06.11.2023  

vor. 
 
Diese Stellungnahmen enthalten Hinweise und Anregungen. Sie sind 
diesem Schreiben beigefügt und im Zuge der Abwägung gesondert zu 
berücksichtigen. 
 
Aus kreis- bzw. bauleitplanerischer Sicht wird der Hinweis gegeben, dass 
sich die vorliegende Bebauungsplanung nicht aus den Darstellungen des 
wirksamen Flächennutzungsplans der Gemeinde Wusterhausen/Dosse 
entwickelt und somit den Regelungen des § 8 Abs. 2 S. 1 BauGB nicht 
gerecht wird. Laut Planbegründung sollen im Rahmen der 8. Flächennut-
zungsplanänderung, im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB, die 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes auf die vorgesehenen Fest-
setzungen des vorliegenden Bebauungsplanes abgestimmt werden. Das 
entsprechende Flächennutzungsplanänderungsverfahren ist mir bis dato 
nicht bekannt. Schlussfolgernd würde sich für die vorliegende Bebau-
ungsplanung gem. § 10 Abs. 2 BauGB eine Genehmigungspflicht durch 
die höhere Verwaltungsbehörde ergeben, sofern diese noch vor dem 
Wirksamwerden der geänderten Flächennutzungsplanung in Kraft treten 
soll. 
 
Auch sollte der Titel der vg. Bebauungsplanung dahingehend angepasst 
werden, dass es dem möglicherweise durch die Planung betroffenen Bür-
ger bereits anhand des Bebauungsplantitels möglich ist, Rückschlüsse 
auf die Lageeinordnung der Planung zu ziehen (Anstoßfunktion!). Eine 
bloße Benennung der Ortslage in Kombination mit der vorgesehenen Nut-
zungsart, genügt dieser Anforderung m. E. nicht. 
 
Allgemeine Hinweise: 
Bitte beachten Sie, dass unsere Stellungnahme als Träger öffentli-
cher Belange nicht unsere Zuständigkeit als höhere Verwaltungsbe-
hörde nach § 203 Abs 3 BauGB i. V. m. der Baugesetzbuchzustän-
digkeitsverordnung vom 15.10.1997 einschließt. 
Die aufgeführten Anmerkungen erfolgen beispielhaft und sind dem-
zufolge nicht im Sinne einer abschließenden rechtlichen Prüfung zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Wusterhau-
sen/Dosse befindet sich mittlerweile in der Aufstellung und ist in der Ent-
wurfsphase angelangt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch den im Bebauungsplan genannten Ortsteil ist eine gute Lageveror-
tung möglich, da dieser eine relativ geringe Flächengröße aufweist. Die 
genaue Lageeinordnung ist durch die Lagedarstellung und Flurstücke in-
nerhalb der Planzeichnung sowie Begründung möglich. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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werten. 
 
Nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB ist das Ergebnis der Abwägung zum 
Bauleitplanentwurf den sich äußernden Stellen (Öffentlichkeit+TöB) 
mitzuteilen. 
 
Auf der Grundlage des § 12 BbgEGovG sind die Bau- und Planungs-
verwaltungen der Kommunen in der Pflicht, XPlanung-basierte Daten 
von Bauleitplänen verarbeiten und bereitstellen zu können. Neben 
der Übersendung der rechtkräftigen Planfassung (Papierexemplar) 
bitten wir um Übermittlung eines digitalen Datensatzes (möglichst 
XPlanung-konforme Daten oder im Pdf- Format) zwecks der Aktuali-
sierung des kreislichen Geoportals. 
Untere Bodenschutzbehörde 27.11.2023 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus Sicht der unteren Bo-
denschutzbehörde, unter Beachtung nachstehender Anmerkungen, 
keine Bedenken. 
 
Mutterboden und Unterboden sind grundsätzlich zu sichern, getrennt von-
einander und fachgerecht zu lagern und bei stofflicher Eignung für den 
Wiedereinbau bzw. für die Herstellung von Vegetationsflächen zu ver-
wenden. Der Schutz des Mutterbodens ergibt sich aus § 202 des Bauge-
setzbuches (BauGB). 
 
Die Bodenfunktionen und die Bodenleistungsfähigkeit sind weitest-
gehend zu erhalten. Schädliche Bodenveränderungen, wie Boden-
versiegelungsmaßnahmen, Bodenverdichtung und Schadstoffein-
träge, sind zu vermeiden bzw. auf das bautechnologisch notwendige 
Mindestmaß zu begrenzen und nach Abschluss der Baumaßnahmen 
zu beseitigen.  
Zur Unterbindung von Boden- und Grundwasserkontaminationen 
durch auslaufende Schmier- und Kraftstoffe sind ausschließlich ge-
wartete Baumaschinen nach derzeitigem Stand der Technik einzu-
setzen. Schmier- und Kraftstoffe sind nur auf befestigten und gegen-
über dem Oberboden abgedichteten Flächen in den dafür zulässigen 
Behältern zu lagern. Die Reinigung von Baumaschinen auf unbefes-
tigten Flächen ist unzulässig. Die Vorsorgepflicht besteht gemäß § 7 
BBodSchG 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die rechtskräftige Planfassung wird als Papierfassung 
und digital in den genannten Dateien-Formaten übermittelt. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Bedenken der Unteren Bodenschutzbehörde zur 
genannten Planung. Die weiteren genannten Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Das Schutzgut Boden wird im Umweltbericht näher be-
handelt. Die für den Bebauungsplan vorgesehenen Maßnahmen zielen 
darauf ab, die Bodenfunktion und Bodenleistungsfähigkeit weitestgehend 
zu erhalten sowie schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden. 
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Werden bei den Bauarbeiten kontaminierte Bereiche bzw. Bodenver-
unreinigungen angeschnitten, erkennbar z. B. durch Unterschiede im 
Aussehen, im Geruch oder durch andere Beschaffenheitsmerkmale 
gegenüber dem Normalzustand, sind die Arbeiten unverzüglich ein-
zustellen und die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Ost-
prignitz-Ruppin ist zu informieren (Tel. 
03391/688-6752 oder -6711). Die belasteten Bereiche sind zwi-
schenzeitlich so zu sichern, dass eine Ausbreitung der Kontamination 
verhindert wird. Die weitere Vorgehensweise ist mit der unteren Bo-
denschutzbehörde abzustimmen. 
 
Die Anzeigepflicht besteht gemäß § 31 Abs. 1 Brandenburgisches 
Abfall- und Bodenschutzgesetz (BbgAbfBodG). 
 
Unverzüglich nach Beendigung der Baumaßnahme sind die durch 
Baustelleneinrichtung, Lagerflächen, Stellplätze, Fahrspuren usw. 
beanspruchten unbefestigten Flächen tiefgründig, in Abhängigkeit 
von der Tiefe der Verdichtung, aufzulockern. Diese Anforderungen 
ergeben sich aus § 6 BBodSchV. 
 
Am 01.08.2023 traten die Ersatzbaustoffverordnung (EBV) und die 
Neufassung der Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) mit neuen bundeseinheitlichen und rechtsverbindlichen 
Anforderungen in Kraft. Die EBV regelt u. a. den Einbau von Ersatz-
baustoffen in technischen Bauwerken und die neue BBodSchV das 
Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (§§ 6, 7, 
8). Des Weiteren gelten aktualisierte Vorgaben zu Untersuchungs-
umfängen und -methoden. 
 
Hinweis 
Im Altlastenkataster des Landkreises Ostprignitz-Ruppin sind keine 
Altlasten oder Verdachtsflächen gemäß § 2 Absatz 3 bis 6 Bundes-
bodenschutzgesetz (BBodSchG) im ausgewiesenen Plangebiet re-
gistriert 
 
Amt für Verbraucherschutz und Landwirtschaft 27.11.2023 
Die benannten Flächen befinden sich innerhalb des digitalen 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Im Plangebiet sind keine Altlasten registriert. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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Feldblockkatasters welche als Grundlage für den Bezug von EU-Agrar-
fördermitteln dient. Betroffen ist die Referenz DEBBLI0268080000. Mit 
der Umsetzung des Vorhabens erlischt die Beihilfefähigkeit der Fläche. 
Eine Beantragung im Rahmen Anträge auf Agrarförderung ist dann nicht 
mehr möglich. 
 
Wenn erforderliche Kompensations- und Ausgleichsmaßnahmen inner-
halb des Plangebietes durchgeführt werden oder auf Flächen außerhalb 
landwirtschaftlicher Nutzflächen, bestehen seitens des SG Landwirtschaft 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen das geplante Vorhaben. 
 
Rechtliche Bauaufsicht und Denkmalschutz 20.11.2023 
Durch das Vorhaben werden Belange des Denkmalschutzes nicht berührt. 
 
Das Vorhaben befindet sich außerhalb derzeit bekannter Bodendenk-
male. 
 
Einzeldenkmäler befinden sich nicht im Plangebiet. Die geschützte Um-
gebung von Denkmälern wird nicht berührt. 
 
Eine denkmalrechtliche Erlaubnis ist nicht erforderlich. 
 
Eine detaillierte denkmalpflegerische Stellungnahme erfolgt durch das als 
TöB zuständige Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Ar-
chäologische Landesmuseum. 
 
Hinweise: 
Im Falle des Auftretens bisher unbekannter Bodendenkmale im Zuge der 
Ausführung von Schachtungsarbeiten im Bereich des Vorhabens, gelten 
die gesetzlichen Schutzbestimmungen des Brandenburgischen Denkmal-
schutzgesetzes (BbgDSchG). Insbesondere gelten die Schutzbestim-
mungen des § 11 i. V. m. § 7 Abs. 3 und § 12 BbgDSchG. Funde sind 
unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Die Bau-
ausführenden sollen darauf hingewiesen werden. 
 
Untere Wasserbehörde 10.11.2023 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen gegen das im o.g. Plan dargestellte 
Vorhaben grundsätzlich keine Einwände. Wir verweisen auf die 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Belange des Denkmalschutzes werden nicht be-
rührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Stellungnahme des BLDAM wird entsprechend be-
rücksichtigt. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Der aufgeführte Hinweis wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Einwände. 
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nachstehenden Rechtspflichten und bitten um Übergabe einer Ausferti-
gung der Gesamtstellungnahme. Zusätzlich sollte sich der Antragsteller 
über die besonderen Wasserverhältnisse am Vorhabenstandort bewusst 
sein. In Folge des geringen Grundwasserflurabstandes lässt sich ein 
Mehraufwand im Rahmen der Anlagenerrichtung nicht grundsätzlich aus-
schließen. 
 
Rechtspflichten aus Sicht des Wasserrechts 
 
Abwasserbeseitigung: 
1. Soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist 
und sonstige Belange nicht entgegenstehen, ist Niederschlagswasser ge-
mäß § 54 Abs. 4 BbgWG schadlos über die belebte Bodenzone zu versi-
ckern. 
 
2. Sollten Wasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sein, sind diese ge-
mäß den §§ 8 u. 9 WHG erlaubnispflichtig. Eine wasserrechtliche Erlaub-
nis ist 4 Wochen vor Beginn der Maßnahme bei der Unteren Wasserbe-
hörde zu beantragen (Dauer, geschätzte Entnahmemenge, Ort der Wie-
dereinleitung). 
 
3. Erdaufschlüsse bei denen mittelbar oder unmittelbar auf die Bewegung 
oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt werden kann, sind 
gemäß § 49 WHG einen Monat vor Beginn der Maßnahme vom Unter-
nehmer bei der Wasserbehörde anzuzeigen. 
 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 
4. Es dürfen für die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(z.B. Transformatoren, Batteriespeicher) nur Bauprodukte, Bauarten oder 
Bausätze verwendet werden, für die die bauaufsichtlichen Verwendbar-
keitsnachweise unter Berücksichtigung wasserrechtlicher Anforderungen 
vorliegen. 
 
5. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen so ge-
plant (Fachplanungspflicht) und errichtet werden, beschaffen sein und be-
trieben werden, dass diese Stoffe nicht austreten können. Undichtheiten 
aller Anlagenteile, die mit wassergefährdenden Stoffen in Berührung ste-
hen, müssen schnell und zuverlässig erkennbar sein. Austretende 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Hinweise werden im Rahmen der konkreten Realisie-
rungsplanung beachtet. 
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wassergefährdende Stoffe müssen schnell und zuverlässig erkannt wer-
den. Bei einer Betriebsstörung anfallende Gemische (z.B. Löschwasser), 
die ausgetretene wassergefährdende Stoffe enthalten können, müssen 
ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder beseitigt werden können. 
 
6. Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die nach § 3 Abs. 2 AwSV 
als allgemein wassergefährdende Stoffe oder in eine der drei Wasserge-
fährdungsklassen (WGK) eingestuft sind, ist der unteren Wasserbehörde 
sechs Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Das dementsprechende An-
zeigeformblatt steht auf der Internetseite des Landkreises OPR zum Laden 
bereit. Mit der Anzeige sind die Anlagen nach § 14 AwSV abzugrenzen, alle 
Anlagenteile zu bezeichnen und die Eignung dieser Anlagenteile nachzu-
weisen. Die separate Anzeige entfällt, wenn für diese Anlagen eine Bauge-
nehmigung beantragt wird. In diesem Fall müssen die vorgenannten Unter-
lagen im Bauantrag enthalten sein 
 
Untere Abfallwirtschaftsbehörde 08.11.2023 
Gegen dieses Vorhaben gibt es aus Sicht der unteren Abfallwirtschafts-
behörde unter Einhaltung des nachfolgenden Hinweises keine Bedenken. 
 
Nach Abschluss der Baumaßnahme sind transparente Baustraßen ord-
nungsgemäß zurückzubauen und die anfallenden Materialien sind nach 
den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes einer zugelassenen 
Verwertung bzw. Beseitigung zuzuführen. 
Die Nachweise sind der Behörde auf Verlangen vorzulegen. 
 
Die bestehende Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Ostprignitz-
Ruppin ist einzuhalten. 
 
Technische Bauaufsicht 06.11.2023  
Seitens des Brandschutzes bestehen gegen o.g. Vorhaben bei Beachtung 
der nachstehenden Festlegungen vom Grundsatz her keine Bedenken. 
 
1. Flächen für die Feuerwehr 
Die Begründung Stand September 2023 Punkt 4.0 und 6.1. wird wie folgt 
ergänzt: 
Die Feuerwehrzufahrt ab Teetzer Straße über die ausgewiesenen 
privaten Flurstücke bis zum Zugang/Zufahrt auf den Solarpark ist zu 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Bedenken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Punkte werden in der Begründung unter dem neuen Ab-
schnitt 7.4 „Brandschutz“ ergänzt. 
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sichern. 
Auf Grund der geplanten Einzäunungen ist die gewaltfreie Zufahrt/Zu-
gang für die Feuerwehreinsatzkräfte zum Solarpark zu sichern, ggf. unter 
Einsatz der Feuerwehrschließung des Landkreises Ostprignitz-Ruppin. 
 
2. Löschwasserversorgung 
Die Begründung Stand September 2023 Punkt 6.2.2. wird wie folgt er-
gänzt: 
Für das Plangebiet besteht ein Löschwasserbedarf von mind. 800 l/min 
für zwei Stunden aus einem Löschumkreis von 300 m. Der Bedarf muss 
nachweislich gesichert sein. 
 
Dem Vorentwurf Stand September 2023 ist zu entnehmen, dass auch die 
Errichtung von Betriebsgebäuden und Nebenanlagen, die der Speiche-
rung von Energie dienen, zulässig sind. Die Errichtung von Lithium-Ener-
gie-Speicher erhöht in der Regel den Löschwasserbedarf. 
Die abschließende Klärung und Festsetzung eines ggf. erhöhten Lösch-
wasserbedarfes ist im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens erforderlich. 
Konkrete Auflagen und Bedingungen zum vorbeugenden und abwehren-
den Brandschutz folgen dann im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens. 
 
Gesundheitsamt 04.01.2024 
Gegen den Vorentwurf zum Bebauungsplan zur Errichtung einer Freiflä-
chensolaranlage bestehen aus der Sicht des Gesundheitsamtes keine Be-
denken, wenn gewährleistet ist, dass die Bewohner an den nächstgelege-
nen Immissionsorten im Bereich der Ortslage Wulkow und Verkehrsteilneh-
mer auf den angrenzenden Wegen/Straßen durch die geplanten Anlagen 
nicht durch Blendung belästigt, beeinträchtigt oder gefährdet werden. 
 
Grundsätzlich sollten solche Anlagen aus umwelthygienischer Sicht auf be-
reits bestehenden Dachflächen z.B. von landwirtschaftlichen Gebäuden in-
stalliert werden und erst wenn diese bereits versiegelten Flächen ausge-
schöpft sind, auf landwirtschaftlichen Nutzflächen errichtet werden. Daher 
setzt sich auch das Bundesumweltministerium dafür ein, dass für den Aus-
bau von Freiflächenanlagen Mindeststandards eingehalten werden sollen 
und vorrangig der Ausbau der Dachanlagen gestärkt wird. In Deutschland 
stehen circa 40 Millionen Gebäude mit Dächern und Fassaden zur Verfü-
gung, die ein technisches Potenzial in der Größenordnung von 1000 

 
 
 
 
 
 
Der genannte Punkt wird in der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Bedenken. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund unterschiedlicher Eigentumsverhältnisse ist es in naher Zukunft 
kaum möglich alle verfügbaren Dachflächen mit den richtigen techni-
schen Voraussetzungen für PV-Anlagen auszurüsten, um die Energie-
wende effizient voranzutreiben. Daher ist es notwendig parallel zu diesem 
Prozess auch PV-Freiflächenanlagen zu errichten, um möglichst zügig 
die erneuerbaren Energien aufgrund ökologischer, ökonomischer aber 
auch politischer Faktoren zu fördern. Zudem ist die Laufzeit von PV-Frei-
flächenanlagen zeitlich auf einige Jahrzehnte begrenzt und der Eingriff in 
die Natur als relativ gering einzuschätzen, so dass nach Ablauf dieser 
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Gigawatt peak (GWP) bieten. Bisher genutzt werden aber nur weniger als 
zehn Prozent des Dachpotenzials und weniger als ein Promille des Fassa-
denpotenzials. Mit der Nutzung dieser Potentiale könnte zusätzlicher Druck 
auf die begrenzten, freien Flächenpotentiale vermieden werden – Flächen 
für den Naturschutz und für Land- und Forstwirtschaft werden geschont 
(siehe Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz). 
 
Stellungnahme vom 03.12.2024 der Unteren Naturschutzbehörde 
 
1. Einwendungen  
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher 
Regelungen, die ohne Zustimmung, Befreiung o.Ä. der Fachbehörde in der 
Abwägung nicht überwunden werden können. 
a) Einwendung 
b) Rechtsgrundlage 
c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen 

der der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
Besonderer Artenschutz 
 
Brutvögel des Offenlandes – Feldlerche 
 
Für die Feldlerche wurden in den vergangenen Jahren starke Bestandsver-
luste verzeichnet. Gründe liegen in der Flächengestaltung und -bewirt-
schaftung. 
Flächige Überbauung führt grundsätzlich zum vollständigen und i.d.R. dau-
erhaften Verlust der Lebensraumfunktionen der betreffenden Flächen und 
ihrer Eignung als (Teil-)Habitat der Vogelarten. Konsequenzen können z.B. 
Habitatverlust, Verringerung des Bruterfolgs bzw. der Überlebenswahr-
scheinlichkeit von Individuen, Brutpaarverlust, Bestandsrückgang oder Be-
einträchtigung bzw. Erlöschen lokaler (Teil-)Populationen sein. (https://ffh-
vp-info.de/ à Feldlerche) 
 
a) Einwendungen  
 
Der Satzungsentwurf überplant den Lebensraum für die Feldlerche (7 Re-
viere). Indirekt von der Planung betroffen sind 3 weitere Reviere knapp 

Laufzeit die Fläche wieder der Landwirtschaft bzw. Natur zur Verfügung 
gestellt werden kann. 
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außerhalb des Geltungsbereiches bzw. auf der Grenze am östlichen Rand.  
Die Planung zieht einen quantitativen Lebensraumverlust nach sich. Als 
Ausgleich sieht die Planung einen planinternen Reviererhalt durch die An-
lage von sieben integrierten Freiflächen a 40 m x 40 m (Maßnahme A-
AFB1) vor. 
 
Hinsichtlich des Umgangs mit dem Vorkommen der Feldlerche ergeben 
sich folgende Nachforderungen seitens der Behörde (Klärungs- / Prüfungs-
erfordernis): 
 
(1) Eine quantitative Herleitung zur Planung der artenschutzrechtlichen 

Ausgleichsmaßnahme A-AFB1 kann aus den Planunterlagen nicht 
nachvollzogen werden. Wovon leitet die Planung die Anzahl und 
Größe der „Lerchenfenster“ und die nötige Gesamtflächenzahl zum 
adäquaten Ausgleich ab? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die qualitativen artspezifischen Anforderungen der artenschutzrechtli-

chen Ausgleichsmaßnahme A-AFB1 ist den Planunterlagen nicht zu 
entnehmen.  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planung sieht weiterhin 7 integrierten Freiflächen a 40 m x 40 m (Maß-
nahme A-AFB1) vor. Feldlerchenfenster dieser Größe wurden bereits er-
folgreich in anderen PVA-Projekten wiederbesiedelt (ZAPLATA & STÖFER 
2022). Die Anzahl (quantitative Herleitung) ergibt sich aus der Bestands-
kartierung von 7 Brutpaaren im Geltungsbereich „Wulkow“ (Schonert 2023), 
welche von der Modulbelegung betroffen sind. Als ausschlaggebend für die 
Wiederbesiedlung von PVA-Vorhaben durch die Feldlerche wird gemäß 
Peschel & Peschel 2023 ein besonnter Steifen von mindestens 3 m ange-
geben. Diese besonnten Bereiche im Plangebiet sind ausreichend und so-
gar großzügiger durch die Freiflächen von 40 m x 40 m vorhanden. Durch 
die angepasste Pflege und Extensivierung einer vormaligen intensiv ge-
nutzten Ackerfläche kann zudem eine Habitatverbesserung erzielt werden. 
Zusätzlich werden durch die Anlage einer Laubstrauchecke (SPE3) zur Ein-
grünung der PVA, 3 Feldlerchenbrutpaare im 50 m UR vergrämt, welche 
extern durch die Anlage von Ackerbrache ausgeglichen werden sollen, da-
mit werden alle betroffenen bzw. kartierten Feldlerchenbrutpaare berück-
sichtigt. Der Umfang der externen Ausgleichsmaßnahme umfasst dabei pro 
Brutpaar 0,5 ha Brachstreifen oder 0,2 ha Brachstreifen in Kombination mit 
10 traditionellen Lerchenfenster (20 m2) (MULNV & FÖA 2020, BSfUV 
2023). 
 
Die qualitativen Anforderungen der Feldlerchen-Maßnahme sind im Um-
weltbericht Kap. 3.2 und im AFB Kap. 4.5.2. und 4.6.1. zu entnehmen. Die 
Feldlerchenfenster müssen mindestens 90 m von den umliegenden Gehöl-
zen (>5 m) sowie 70 m gegenüber weiteren Feldlerchenreviermittelpunkten 
entfernt sein, um Revierkonkurrenz zu verhindern. Die Entfernung wird in 
Anlehnung der kartierten Abstände (80-90 m zu Gehölzen und 70-90 m ge-
genüber weiteren Reviermittelpunkten) festgelegt. Die artspezifischen 
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(3) Die Prognosesicherheit zur Annahme der „Lerchenfenster“ durch die 

Feldlerchen kann zum aktuellen Planungsstand nicht nachvollzogen 
werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Es ist hinlänglich bekannt, dass Feldlerchen nicht unmittelbar an Ver-

tikalstrukturen brüten. Die Behörde geht daher von einer Vergrämung 
der drei Feldlerchenbrutpaare am östlichen Rand des Geltungsberei-
ches aus, an dem die Anlage einer vierreihigen Laubstrauchhecke zur 
Eingrünung des Plangebiets vorgesehen ist (Maßnahme A2).  

 

Anforderungen werden somit bei der Positionierung der Fenster berück-
sichtigt. Weiterhin wird für die artspezifische Maßnahme eine detaillierte 
Pflegebeschreibung (Kap. 3.2.) ergänzt, um die Lebensraumausstattung 
weiterhin zu optimieren und die Auslösung von artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände zu verhindern. Trafostationen können im direkten Nahbe-
reich Lärmemissionen abgeben, weshalb sie nicht direkt an die Feldler-
chenfenster angrenzen sollten. Es wird ein Mindestabstand von 20 m der 
Trafostationen zu den Feldlerchenfenstern festgelegt. Entlang der äußeren 
Grenze der PVA (SPE3) ist ebenfalls eine Besiedlung durch die Feldlerche 
potenziell möglich. 
 
 
 
 
Bisherige Studien (PESCHEL & PESCHEL 2023, ZAPLATA & STÖFER 2022) bie-
ten eine gute Prognosesicherheit für Maßnahmen, die einen besonnten 
Streifen > 3 m bieten. Aufgrund des defizitären Wissenstand bezüglich der 
dauerhaften Nutzung von PVA durch die Feldlerche (mgl. Aufgabe nach 
Bruttradition) wird zusätzlich ein Monitoring der Feldlerche ergänzt (Kap. 
5.2 im Umweltbericht), welches bei fehlender Annahme durch die Feldler-
che ein Risikomanagement bereitstellt. Dabei soll die Erfüllung der Lebens-
raumfunktion in Qualität und Menge als Revierkartierung bereitgestellt wer-
den. Das Monitoring sollte über die Entwicklungszeit von 5 Jahren, mit Un-
tersuchungen im ersten, dritten und fünften Jahr laufen und ist nach Ab-
schluss der unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. Das Monitoring ist 
rechtlich zu sichern und als Hinweis zur Satzung aufzunehmen (Sicherstel-
lung für die Übernahme in die Baugenehmigung). Zur Beschreibung des 
Monitorings bezüglich Misserfolges und weiteren Ausgleichsmaßnahmen 
siehe Kap. 5.2 im Umweltbericht. Die Ergebnisse können dabei helfen, das 
Brutverhalten bezogen auf die Bruttradition der Feldlerche in PVA weiter zu 
untersuchen. 
 
Aufgrund der potenziellen Vergrämung der 3 Feldlerchen Brutpaare im Un-
tersuchungsraum wird zusätzlich die externe Maßnahme in A-AFB2 festge-
legt, welche die Anlage externer Brachstreifen auf vorherigen Acker vor-
sieht. Die Qualitäts- und Mengenanforderungen wurden in Anlehnung an 
NRW – Bestandserfassung, Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen und 
Monitoring; Anhang B Maßnahmen-Steckbriefe 2021 und Bayerisches 
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(5) Zur Vermeidung baubedingter Störungen oder Tötungen von boden-

brütenden Vogelarten sieht die Planung eine Bauzeitenregelung vor 
(Maßnahme V-AFB1). Die Bauzeitenregelung soll ebenfalls bedingen, 
dass funktionssichernde Maßnahmen (CEF-Maßnahmen) für die Feld-
lerche nicht erforderlich sind, da nach dem Ende der Bauzeit (spätes-
tens Ende Februar) die aktuell geplanten „Feldlerchenfenster“ für die 
Brut zur Verfügung stehen sollen (Ausgleichsmaßnahme A-AFB1; vgl. 
auch Konfliktanalyse 4.6.1 Vögel). Bei Nicht-Einhaltung der Bauzeiten-
regelung schlägt die Planung die Maßnahme V-AFB2 (Baubeginn in-
nerhalb der Brutzeit nach ÖBB-Freigabe) vor. Diese Maßnahmenpla-
nung ist für die Behörde nicht nachvollziehbar: bei Anwendung von V-
AFB2 ist mit einem Brutausfall der Feldlerchenpaare zu rechnen, da 
ein Ansiedeln während der Bauzeit aufgrund erheblicher Störungen 
ausgeschlossen werden kann. 

 
b) Rechtsgrundlage 
 
Hinsichtlich des Lebensstättenschutzes (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
ergibt sich ein möglicher artenschutzrechtlicher Verstoß. Vor dem Hinter-
grund der gebotenen funktionalen Interpretation des Begriffs der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte, wie er insbesondere auch in § 44 Abs. 5 BNatSchG 
angelegt ist, ist davon auszugehen, dass bei der Beurteilung von Beschä-
digungen sämtliche Wirkungen zu berücksichtigen sind, welche die Funkti-
onsfähigkeit von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten vermindern können. 
Maßgeblich für das Vorliegen einer Beschädigung ist die Feststellung, dass 
eine Verminderung des Fortpflanzungserfolgs oder der Ruhemöglichkeiten 
der betroffenen Individuengruppe wahrscheinlich ist. 
 
c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen 
oder der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
 
 

Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz - Maßnahmenfestle-
gung für die Feldlerche im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (2023) gewählt (vgl. A-AFB2, Kap. 4.5.2) 
 
Die Bauzeitenregelung wurde auf 1.10. bis 31.01 begrenzt, um Störungen 
vorhandener Brutvögel (insbesondere Kranich) zu vermeiden. Durch die 
kurze Bauphase sind in der Brutzeit der Feldlerche alle Bautätigkeiten ab-
geschlossen und eine Wiederbesiedlung möglich. Diese Maßnahmen wer-
den unter den Hinweisen in den Textlichen Festsetzungen sowie im Um-
weltbericht an entsprechenden Stellen im Kap. 3.2 „Maßnahmen zur 
Kompensation“ sowie Kap. 4.5.1 „Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen“ angepasst. 
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(1) Die Revierdichte der Feldlerche beträgt laut Kartierbericht (Natur-
schutz Berlin-Malchow, 2023) 3,7 Brutpaare / 10 ha. Dies entspricht 
mittlerweile einer für Brandenburgs Ackerflächen hohen Dichte. Es 
werden jedoch nur die 7 Reviere innerhalb des Geltungsbereichs her-
angezogen. Als Ausgleich werden 7 plangebietsinterne Fenster mit je 
0,16 ha angeboten. Generell kann für die Feldlerche von einer mittle-
ren Reviergröße von 1 ha ausgegangen werden – der Ausgleichsan-
satz steht daher nicht im Verhältnis zu den Anforderungen der Art. Die 
Maßnahme ist in Gänze zu überdenken: „Feldlerchenfenster“ allein rei-
chen nach aktuellem Wissensstand nicht aus, um den Bestand der 
Feldlerche zu halten, sie sollten daher nur in Kombination mit der groß-
flächigen Anlage von Ackerbrachen (oder extensivem Grünland) 
durchgeführt werden (Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in 
NRW – Bestandserfassung, Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen 
und Monitoring; Anhang B Maßnahmen-Steckbriefe (Artspezifisch ge-
eignete Maßnahmen); 2021). Die großflächige/zusammenhängende 
Anlage von Ausgleichsflächen kann auch plangebietsintern erfolgen 
(in Form von breiten durchgängigen Korridoren – die Behörde weist 
jedoch darauf hin, dass ein vollständiger plangebietsinterner Ausgleich 
rechnerisch nicht zu lösen ist. Vor dem Hintergrund der qualitativen 
Herleitung (Art der Flächengestaltung) unter (2) ist die quantitative Her-
leitung transparent im Umweltbericht – Teil AFB – erneut darzustellen. 
Unter Berücksichtigung der Ausführungen zu (4) ist die Maßnahme 
ebenfalls aufzustocken – für die Herstellung einer Ackerbrache als 
Ausgleichsfläche werden min. 0,5 ha pro Brutpaar notwendig.  

 
(2) Vor dem Hintergrund der Ausführungen in (1) ist für die Anlage der 

Ersatzhabitate für die Feldlerche das Ziel der Flächengestaltung und 
ein an die Ansprüche der Art angepasstes Pflegekonzept zu formulie-
ren – wirksame Maßnahmen sind bei guter Planung und Pflege v.a. 
die Anlage von Ackerbrachen, da die kartierten Feldlerchen bereits an 
Ackerstandorte gewöhnt sind. Die Ausgleichsfläche ist in ihrer potenti-
ellen Habitatqualität (Eignung, Vorbesatz) zu bewerten. 

 
 
(3) Vor dem Hintergrund des Erkenntnisstandes kann der Erfolg der Maß-

nahme A-AFB1 nicht mit hinreichender Sicherheit prognostiziert wer-
den. Somit kann das drohende Verbot zur Beschädigung von 

Die Kritik an der Maßnahme zur Kompensation des Habitatverlustes für 
die Feldlerche beruht auf einer unvollständigen Gegenüberstellung der 
durchschnittlichen Reviergröße (ca. 1 ha) mit den vorgesehenen Feldler-
chenfenstern (je 0,16 ha). Dabei ist weiterhin zu berücksichtigen: Opti-
mierung der Reviermittelpunkte: Die Feldlerche nutzt nicht nur einen fest 
umrissenen Brutplatz, sondern bezieht auch angrenzende Bereiche zur 
Nahrungssuche und zum Überblick in ihr Revier ein. Durch eine gezielte 
Anlage der Fenster an strategischen Positionen im Plangebiet werden 
Reviermittelpunkte optimiert, sodass die tatsächliche Nutzbarkeit der Flä-
che über die bloße Fenstergröße hinausgeht. Neben den explizit ausge-
wiesenen Feldlerchenfenstern wird die Feldlerche auch die Reihen zwi-
schen den Modulen zur Revierbildung nutzen. Studien zeigen, dass bei 
besonnten Streifen >3 m eine Wiederbesiedlung durch Feldlerchen be-
reits mehrfach bestätigt wurde (Peschel & Peschel 2023, Trötsch & Neu-
ling). Die Prognosesicherheit der Maßnahme ist somit als hoch einzustu-
fen. Zudem können im Geltungsbereich durch die geplante Pflege meh-
rere Bruten durchgeführt werden. Dies ist im intensiv genutzten Acker, 
aufgrund der regelmäßigen Bearbeitung oder ungeeigneten Feldfrucht, 
häufig nicht der Fall. Dadurch erhöht sich der Bruterfolg, was der lokalen 
Population insgesamt zu Gute kommt. Zudem verbessert sich die Nah-
rungsverfügbarkeit gegenüber Ackerflächen, da von einem vergleichs-
weise höheren Insektenaufkommen auszugehen ist. 
 
 
 
 
Die Maßnahmenbeschreibungen wurde im Umweltbericht optimiert. 
Qualitätssteigerung des Habitats: Durch die Anlage einer schütter wach-
senden Frischwiese (Selbstbegrünung und doppelter Saatreihenabstand) 
wird die Habitatqualität im Vergleich zu intensiv bewirtschafteten Acker-
flächen erheblich verbessert. Diese Verbesserung führt zu einer kleineren 
benötigten Reviergröße pro Brutpaar, da das Nahrungsangebot und der 
Bewuchs der Fläche für die Art günstiger sind.  
 
 
Die Aussage, dass Feldlerchenfenster nach dem derzeitig erreichten Wis-
senstand allein nicht ausreichen (CIMIOTTI et al. 2011: 3, 24, JOEST 
2018: 116) bezieht sich auf die traditionellen Feldlerchenfenster im 
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Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Tierarten nicht vollstän-
dig ausgeschlossen werden. Die Gemeinde hat im Rahmen ihrer Bau-
leitplanung jedoch sicherzustellen, dass die Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände objektiv gegeben ist. Die Prognosesi-
cherheit ist nach Anpassung der Ausgleichsmaßnahme erneut in den 
Planunterlagen zu diskutieren (siehe dazu auch im Steckbrief zur Feld-
lerche im Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in NRW). 

 
 
 
 
(4) Die geplante Laubstrauchhecke schließt unmittelbar an die drei kartier-

ten Feldlerchenreviere außerhalb des Plangebietes an. Feldlerchen 
bevorzugen Brutplätze in offenem Gelände mit weitgehend freiem Ho-
rizont, d. h. nur mit wenigen oder gar keinen Gehölzen / Vertikalstruk-
turen. Zu Hecken mit Höhen bis 5 m sind daher 25 m Abstand zu ge-
währleisten; Abstände zur Waldrandkante und Baumreihen werden mit 
100 m angegeben. Die Maßnahme A-AFB1 schreibt einen Abstand zu 
umliegenden Gehölzen von 50 m vor. Die Brutvogelkartierung bestä-
tigt jedoch, dass die Feldlerchen am Standort min. 80-90 m von der 
Baumreihe an der westlichen Plangebietsgrenze sowie zur Waldkante 
Abstand halten. 

 
(5) Die Bauzeitenregelung aus V-AFB1 ist zwingend einzuhalten, ansons-

ten werden funktionssichernde Maßnahmen (CEF-Maßnahme) außer-
halb des Geltungsbereiches notwendig, da eine erhebliche Beein-
trächtigung der Feldlerche (Ausbleiben der Brut im Baujahr) vorliegt. 
D. h. die Ausgleichsmaßnahmen sind vorgezogen abseits von Stör-
quellen des Baubetriebes umzusetzen.  § 44 Abs. 5 BNatSchG eröffnet 
die Möglichkeit, zur Wahrung der ökologischen Funktion betroffener 
Lebensstätten, vorgezogene Ersatzmaßnahmen im räumlichen Zu-
sammenhang als CEF-Maßnahmen (cef: continuous ecological functi-
onality-measures) festzulegen. Bei vorgezogenen Maßnahmen han-
delt es sich um vorbeugende funktionserhaltende Maßnahmen, die auf 
eine Minimierung/Beseitigung der negativen Auswirkungen des Vorha-
bens abzielen.  

 

Ackerschlag (je 20 m2) und nicht auf ausgelassene Feldlerchenfens-
ter/Grünfenster in PVA (je Fenster 1.600 m2) deren Eignung für die Feld-
lerche nicht mit den klassischen Ackerschlag-Fenstern gleichgesetzt wer-
den kann. Feldlerchenfenster in PVA bieten aufgrund des ausreichend 
besonnten Streifens und der Größe eine gute Prognosesicherheit (PE-
SCHEL & PESCHEL 2023, ZAPLATA & STÖFER 2022). Weiterhin wurde vorsor-
gend ein Artenschutz-Monitoring (A-AFB3, Kap. 4.5.2) im Umweltbericht 
ergänzt, welches bei fehlender Annahme der Feldlerchenfenster einen 
zusätzlichen externen Ausgleich für die Feldlerchenpopulation bereit-
stellt.  
 
Die Maßnahmenbeschreibungen der Abstände wurde im Umweltbericht 
(Maßnahme A-AFB1 und A-AFB2, Kap. 4.5.2) optimiert. Die Abstände zu 
vertikalen Strukturen (Waldfläche, Baumreihe) und weiteren Revieren 
richten sich nach dem kartierten Feldlerchenbestand. Zur geschlossenen 
Gehölzkulisse und der westlichen Baumreihe werden durch die Feldler-
chenfenster 90 m Abstand gehalten. Zur anzulegenden Laubstrauch-
hecke (max. 5 m) wird ein Abstand von mindestens 50 m eingehalten. 
Weitere Feldlerchenreviermittelpunkte müssen mindestens 70 m entfernt 
sein. Für 3 Feldlerchenbrutpaare im Untersuchungsraum, welche durch 
die Anlage der Laubstrauchhecke vergrämt werden können, wurden ex-
terne Aufwertungsmaßnahmen vorgesehen (A-AFB2, Kap. 4.5.2). 
 
Die Bauzeitenregelung aus V-AFB1 wurde zum Schutz der Feldlerche 
und des Kranichs angepasst und ist einzuhalten. Die Maßnahme V-AFB 
2 Flächenfreigabe durch artenschutzrechtliche Kontrolle vor Baubeginn 
wurde aus dem Umweltbericht entfernt. Eine CEF-Maßnahme ist nicht 
notwendig. Dies ist damit zu begründen, dass Feldlerchen jährlich neue 
Nester anlegen und je nach Bewirtschaftung die Lage des Nistplatzes an-
nuellen Schwankungen unterliegt. Auch jetzt ist nicht davon auszugehen, 
dass jährlich exakt dieselben Ackerflächen zur Brut geeignet sind. Die 
Tiere sind demnach daran gewöhnt geeignete Nistplätze zu finden, die 
auch auf den Nachbarflächen liegen können. CEF-Maßnahmen sind da-
her für die kurze Bauzeit nicht erforderlich. 
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Soll über vorgezogene Maßnahmen das Eintreten artenschutzrechtli-
cher Verbotstatbestände ausgeschlossen werden, so müssen diese 
Maßnahmen folgende artenschutzfachliche Bedingungen erfüllen: 

 
- Sie müssen unmittelbar dem betroffenen Bestand dienen und mit ihm 

räumlich und funktional verbunden sein. Sie müssen dazu beitragen, 
die Funktion der betroffenen Lebensstätte/n in qualitativer und quanti-
tativer Hinsicht zu erhalten. 

 
- Sie sind zeitlich so durchzuführen, dass deren Funktionsfähigkeit vor 

dem geplanten Eingriff sichergestellt oder mit großer Sicherheit zu er-
warten ist. 

 
Eine Bestätigung der Eignung von Vermeidungs- und CEF-Maßnah-
men durch die zuständige Behörde ist für die Rechtssicherheit des Vor-
habens erforderlich. Maßnahmen, mit deren Hilfe das Eintreten der 
Verbotstatbestände wirksam ausgeschlossen werden können, müs-
sen in geeigneter Weise gesichert werden. Die Sicherung und der Er-
folg der Maßnahme sind gegenüber der unteren Naturschutzbehörde 
aktenkundig nachzuweisen. 

 
Für eine fachgerechte Planung der Ausgleichs- oder CEF-maßnahme emp-
fiehlt sich die Nutzung des Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in 
NRW – Bestandserfassung, Wirksamkeit von Artenschutzmaßnahmen und 
Monitoring; Anhang B Maßnahmen-Steckbriefe (Artspezifisch geeignete 
Maßnahmen); 2021. Der Steckbrief zur Feldlerche fasst wertvolle Hinweise 
aus einschlägiger Fachliteratur zusammen und behandelt wichtige Variab-
len zur Planung der Ersatzhabitate, u. a.  
 
• Welche Maßnahme eignet sich für betroffene Feldlerchen? (abhängig 

von Ausgangszustand der zuvor genutzten Fläche – Feldlerchen der 
Feldflur bleiben auf Acker, Feldlerchen auf Grünland bevorzugen wei-
terhin Grünländer) 

 
• Welche quantitativen Anforderungen bestehen für einzelne Maßnah-

men? 
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• Welche Prognosesicherheit führen die gewählten Maßnahmen an? 

(Prognosesicherheit ist in Maßnahmenplanung herzuleiten) 
 
• Welche Abstände müssen bspw. zu einzelnen Bäumen, Gebüsch-

gruppen, Hecken, Baumreihen, Waldrand etc. eingehalten werden?  
 
Die Planung sollte sich auch mit dem aktuellen Kenntnisstand über Akzep-
tanz der Feldlerchen von Solarparks auseinandersetzen. Das Kompetenz-
zentrum für Naturschutz und Energiewende (2016; https://www.natur-
schutz-energiewende.de/fragenundantworten/85-oekologische-auswirkun-
gen-pv-freiflaechenanlage-zauneidechse-feldlerche/) führt dazu folgendes 
aus:  
 
„Was die anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen angeht, so gibt es 
unterschiedliche Beobachtungen. Neuling berichtet im Rahmen einer zeit-
gleich zur Errichtung des brandenburgischen Solarparks Turnow durchge-
führten avifaunistischen Untersuchung, dass einige Vogelarten, darunter 
auch die Feldlerche, in Bezug auf die Modulflächen der Anlage ein massi-
ves Meideverhalten zeigten. Neuling spricht hier von einer regelrechten 
Vergrämungswirkung (Neuling 2009, S. 65). Bei einer Untersuchung in ei-
nem anderen Solarpark in Brandenburg konnten diese Ergebnisse jedoch 
nicht bestätigt werden. Hier schien der Standort für die Feldlerche, die zwi-
schen den Modulreihen Brutplätze besetzte, eher vorteilhaft (Tröltzsch und 
Neuling 2013, S. 175). Als Grund dafür wird von den Autoren der größere 
Modulabstand (4,87 Meter in Turnow-Preilack zu 6,75 Meter in Finow 1) 
gesehen (ebd., S. 176) [...]“.   
 
Die Studienlage zeigt für Feldlerchen in PV-FFA somit ein heterogenes Bild. 
Langzeitbeobachtungen in großen Solarparks gibt es noch zu wenige, um 
einen fachwissenschaftlichen Konsens über die anhaltende Akzeptanz ge-
genüber flächiger Überbauung durch Module ableiten zu können. Es fehlt 
also an wissenschaftlicher Evidenz. So beziehen sich Peschel & Peschel 
vielfach auf eigene Untersuchungen und kommen zu dem Schluss, dass 
bei Modulreihenabständen mit einem besonnten Streifen von mind. 2,5 m 
ein Vorkommen der Feldlerche weiterhin gewährleistet ist.   
In Fachkreisen gibt es jedoch Zweifel an einer dauerhaften Besiedlung von 
Solarparks. Erste Kartierungen zur Evaluierung von Artenvorkommen der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht wird auf die Studienlage zur Feldlerche in PVAs einge-
gangen (vgl. Kap. 4.6.1.). Dabei werden Eignungstrends wie die An-
nahme von Freiflächen in PVA mit einem besonnten Streifen >3 m, wel-
che sich aus mehreren Studien ergeben haben zur Hilfe genommen (KNE 
2024). Weiterhin ist die Prognose der Annahme durch die Feldlerche ein-
zelfallbezogen zu bewerten, hier ist ebenfalls die Gesamtgröße der PVA 
(SO=ca. 15 ha), der Reihenabstand (3,5 m), Größe der Feldlerchenfens-
ter und Ausgangsbiotop (intensiv genutzter Acker) einzubeziehen. Auf-
grund des defizitären Wissenstandes von Langzeitstudien, welche die 
Bruttradition der Feldlerche untersuchen, wird vorsorglich ein Arten-
schutz-Monitoring (Kap. 4.5.2. A-AFB3) eingefügt. 
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standorttreuen Feldlerche zeigen, dass in den ersten 5 Jahren noch brei-
tere, offene Flächen (hier 60 m) toleriert werden. Vor Errichtung der Module 
nistende Brutpaare hielten zunächst (ca. 5 Jahre) noch am Brutplatz fest 
(Bruttradition). Die Plätze wurden danach nicht mehr besetzt (Möckel 2024, 
in OTIS Manuskript eingereicht/im Druck). Von einer stabilen langjährigen 
Nachnutzung durch Feldlerchen kann deshalb selbst bei Nutzungsextensi-
vierung von Acker in Grünland nicht sicher ausgegangen werden.   
Bis eindeutigere wissenschaftliche Ergebnisse zu den Habitatansprüchen 
der Feldlerche in PV-FFA vorliegen, ist ein sicherer Erhalt der Brutreviere 
im Sinne eines Vorsorgeprinzips zu gewährleisten (BGH-Plan, 2024, abruf-
bar:  
https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/moeglichkeiten-
und-grenzen-des-artenschutzrechtlichen-ausgleichs-in-solarparks/). 
 
Vor diesem Hintergrund sind die Maßnahmen zu überarbeiten. Für den 
Nachweis des Erfolges ist ein artenschutzfachliches Monitoring für die Feld-
lerche zu planen – der Auffassung der Planung, dass ein Monitoring nicht 
durchzuführen sei, muss aufgrund der bereits erläuterten heterogenen Stu-
dienlage widersprochen werden. Die Behörde macht daher eine Forderung 
nach einem Artenschutzmonitoring auf: Ziel ist es die Wirksamkeit der Maß-
nahme zu belegen.  
 
Ein Monitoring für die Feldleche soll folgende Standards haben:   
 
• Strukturkontrolle (Funktionsnachweis, Erfüllung der Lebensraumfunk-

tion in Qualität und Menge) - Revierkartierung (Nachweis der stabilen, 
erfolgreichen Reproduktion) 

 
• Dauer: über die Entwicklungszeit der Maßnahme von zwei Jahren 
 
• Empfehlung für Erfassungstermine: 1. Ende April, 2. Mitte Mai, 3. Ende 

Mai Der Bericht zur Wirksamkeit/Zielerreichung ist zeitnah nach dem 
2. Kartierjahr, unaufgefordert der unteren Naturschutzbehörde vorzu-
legen. Die Behörde befindet über das Erreichen des Entwicklungsziels 
bzw. gibt Auflagen zur Nachsteuerung und Korrektur der Maßnahme. 
Das Monitoring ist rechtlich zu sichern und als Hinweis zur Satzung 
aufzunehmen (Sicherstellung für die Übernahme in die Baugenehmi-
gung). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Artenschutz-Monitoring wurde im Kap.5.2 im Umweltbericht ergänzt. 
Die Dauer wurde aufgrund der fehlenden wissenschaftlichen Studien 
über einen Langzeitraum (Untersuchung der Bruttradition der Feldlerche) 
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Eine hinreichende Sicherheit kann einer Maßnahmenplanung derzeit in vie-
len Fällen wohl nur attestiert werden, wenn der Worst-Case-Ansatz Anwen-
dung findet und planexterne Maßnahmen vorgesehen werden. Theoretisch 
könnte eine planexterne CEF-Maßnahme mit einer positiven Evaluierung 
des Brutvogelvorkommens innerhalb der PV-FFA nach mindestens 6 Jah-
ren zu einem späteren Zeitpunkt angepasst werden. 
 
Weitere Brutvögel, Vögel der Offenlandschaft 
Ein ähnliches Bild zeigt die Studienlage zur Grauammer.   
 
„Tröltzsch und Neuling (2013), deren Untersuchungen ebenfalls in der IN-
SIDE-Studie berücksichtigt wurden, nahmen hingegen bei Revierkartierun-
gen in und um zwei brandenburgische Solarparke zwischen 2009 und 2012 
negative Auswirkungen auf Braunkehlchen, Feldschwirl, Grauammer, Hau-
benlerche, Neuntöter, Rebhuhn, Wiesenpieper und Ziegenmelker wahr, die 
Wachtel sei sogar ganz verschwunden (ebd., S. 176).“ (https://www.natur-
schutz-energiewende.de/fragenundantworten/318-auswirkungen-von-so-
larparken-auf-bodenbruetende-offenlandarten/)  
 
Von der Grauammer wurden 2 Reviere im Plangebiet ermittelt, welche 
beide durch die Planung überlagert werden. Die Art kann sich im Randbe-
reich der Einzäunung von PV-FFA halten, wenn deren Umfeld großzügig 
mit Ödländereien bewachsen ist. Wichtig ist das Vorhandensein kleinräu-
miger Wechsel verschiedener Strukturen (hoch-/ niedrigwüchsige bzw. 
dicht- / lückig bewachsene Stellen) im Revier. Zu schmale Ausdehnungen 
von Grünstreifen können mittelfristig auch zum Rückgang der Art führen, 
wie Möckel (2024 OTIS im Druck) nachweisen konnte, da zu eng angeord-
nete Modultischreihen – und als solche ist die aktuelle Planung mit einem 
vorgesehen Reihenabstand von 3,5 m zu betrachte – offenbar negativen 
Einfluss auf das Ansiedlungsverhalten der Art haben. Der Umweltbericht 
sieht keinen Eingriff in die vorhandenen Gehölze, an denen die Grauammer 
brütend kartiert wurde, vor. Die Baumreihe soll westlich durch einen Blüh-
streifen, somit um eine zusätzliche Struktur ergänzt werden. Wichtig ist eine 
extensive Nutzung der Blühwiese, dass sie für die Grauammer als Teilha-
bitat zugänglich ist und angenommen wird.  

auf einen Zeitraum von 5 Jahren angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die zwei Grauammerbrutpaare finden sich an der Baumreihe und angren-
zenden Blühwiese (SPE 1) mit insgesamt 18 m Breite. Dabei wird eine 
Baumreihe mit Ruderalflur (ca. 13 m) und westlich der Baumreihe ein 
Blühstreifen (ca. 5 m) Breite angelegt. Zwischen der Baumreihe und den 
Solarmodulen ostseits findet sich ein Grünstreifen (Frischwiese) von ca. 
5 m. So wird eine Vielfältige Vegetation (Blühwiese, Baumreihe mit Bo-
denvegetation bestehend aus einer Ruderalflur und einer Frischwiese) 
mit einem regionalen artenreichen Samenangebot für die Grauammer er-
möglicht. Die Pflege der SPE1-Fläche soll speziell für die Grauammer 
ausgelegt werden, damit sehr gute Habitatbedingungen gewährleistet 
werden. Dies wird durch eine extensive Mahd in den Monaten Oktober 
bis Februar, die aus Gründen des Artenschutzes (Nahrungsangebot für 
Kleinvögel, Entwicklung mehrjähriger Stauden und Überwinterungsmög-
lichkeit für Kleintiere) möglichst gestaffelt und nicht häufiger als alle zwei 
bis drei Jahre erfolgt auf der Blühwiese erreicht. Es ist vollständig auf 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel (Herbizide, Insektizide) oder sonstige 
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Der Kartierbericht ordnet die Grauammer als Brüter der Hecken/Gehölz-
gruppen/Säume ein, da die zwei Reviere der Grauammer in direkter Nähe 
zur bestehenden Baumreihe kartiert wurden (vgl. ebd. S. 11 ff). Ein Hinweis 
auf S. 15 im Kartierbericht unter dem Abschnitt Hecken/Gehölzgrup-
pen/Säume, wie er auch zum Buchfinken und der Kohlmeise gegeben wird, 
sollte für die Grauammer ergänzt werden – denn sie ist ein vorwiegender 
Brutvogel der Offenlandschaft, welcher Bäume und Sträucher stattdessen 
eher als Singwarte verwendet. Die Nester werden vorwiegend am Boden, 
meist in krautiger Vegetation gebaut.   
 
Kranich  
a) Das Kranichrevier befindet sich nahe der südlichen Grenze des Plange-
biets (ca. 30 m Abstand zur Einfahrt des Solarparks und ca. 70 m Abstand 
zur Einzäunung).  
  
Die erfolgreiche Brut des Kranichs wird im Kartierbericht auf S. 12 bestätigt. 
Eine weitere Auseinandersetzung erfolgt jedoch nicht. Auch im Umweltbe-
richt wird keine Einschätzung zum Vorkommen des Kranichs vorgenom-
men. Beide Dokumente enthalten keine Angaben zur Raumnutzung des 
betroffenen Kranichpaares (z. B. relevante Nahrungsflächen).  
 
b) Der Verlust der Fortpflanzungs- und Lebensstätte kann demnach nicht 
ausgeschlossen werden  
und der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG steht im Raum.  
 
c) Die Nutzungsansprüche des Kranichs wären näher zu untersuchen. Die 
Auswirkungen der Planung auf das Kranichbrutpaar sind mit Fachliteratur 
zu diskutieren. 
 
Der Kranich wurde auch als Nahrungsgast im Plangebiet beobachtet – Zug- 
und Rastvögel wurden in der Relevanzprüfung jedoch als nicht planungs-
relevant eingestuft, da der Landschaftsrahmenplan keine Aussagen zu die-
ser Artengruppe im Bereich der Planung darstellt. Das Plangebiet ist für 
seine Eignung als Nahrungshabitat für Rastvögel erneut zu beurteilen. Aus 
Tabelle 4 im Kartierbericht geht nicht hervor, an wie vielen Tagen und wie 
viele Kraniche die Fläche als Nahrungsgast nutzten. 
 
 

pflanzen- oder tierschädliche Stoffe zu verzichten und eine weitere 
Bodenbearbeitung zu unterlassen (siehe A1, Kap. 3.2) Aufgrund dieser 
festgelegten Maßnahmen können somit geeigneten Brutbedingungen 
geschaffen werden und es ist eine Wiederbesiedlung des 
Geltungsbereiches nach Errichtung der PVA durch die Grauammer zu 
erwarten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zwischen dem Vorhabengebiet und dem Brutplatz des Kranichpaares 
verschatten Gehölze die Sicht ins Vorhabengebiet. Der Brutplatz des Kra-
nichs hält ca. 100 m Abstand zur Baugrenze. In ca. 80 m Entfernung west-
lich vom Brutplatz findet sich ein Betriebsgebäude eines Landwirtschafts-
standortes. Es wird deshalb von einer gewissen Störunempfindlichkeit 
des Brutpaares ausgegangen. Zum Schutz von Horststandorten von Kra-
nichen gilt gemäß §19 BbgNatSchAG ein zu berücksichtigender Umkreis 
von 100 m um den Horststandort, in dem der Charakter des Gebietes 
nicht verändert werden darf. Dies wird weitestgehend eingehalten, da 
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Fischadler 
Das Fischadlerrevier befindet sich in ca. 330 m Entfernung zur östlichen 
Grenze des Plangebiets. Die Besetzung des Horsts und die Beobachtung 
der Fütterung des Nachwuchses wird im Kartierbericht auf S. 12 bestätigt. 
Eine weitere Auseinandersetzung erfolgt jedoch nicht. Auch im Umweltbe-
richt wird keine Einschätzung zum Vorkommen des Fischadlers vorgenom-
men. Beide Dokumente enthalten keine Angaben über die Betroffenheit 
des Brutpaares von der Planung. 
 
 
Auch wenn eine Beeinträchtigung des Fischadlers durch die PV-Anlage 
aufgrund seiner Lebensraumansprüche und seines Jagdverhaltens ver-
mutlich nicht gegeben ist, sollte das Vorkommen nicht ungeachtet im Um-
weltbericht bleiben – eine Bewertung der Betroffenheit ist vorzunehmen. 
 
Zauneidechse 
Eine Bewertung zur Zauneidechse erfolgt in der förmlichen Beteiligung, da 
zum aktuellen Zeitpunkt noch keine bewertbaren Daten vorliegen.  
 
 

jedoch die bauzeitliche Nutzung der geplanten Zuwegung zu einer stär-
keren Frequentierung im Vergleich zur Landwirtschaftlichen Nutzung füh-
ren kann und diese innerhalb des 100 m Radius liegt, ist die Bauzeit an-
zupassen. Die Bauzeit darf nur im Winter von 01.10 bis 31.01. stattfinden, 
damit die Befahrung der Zuwegung nicht zu einem erhöhten Störpotenzial 
führt. Das Kranichpaar wurde auf der Fläche „Wulkow“ ebenfalls als Nah-
rungsgast an mehreren Tagen festgestellt (Schonert 2023). Nahrungsflä-
chen für Kraniche finden sich ausreichend in der Umgebung. Von dem 
Ackerschlag werden ca. 17,8 ha beplant, ca. 43 ha bleiben weiterhin an-
grenzend erhalten. Weitere Ackerflächen grenzen in Richtung Westen 
und Nordwesten im 2 km Radius an das Plangebiet an. Studien zur Ha-
bitatnutzung von Kranichen zeigen, dass Nahrungsflächen während der 
Brutzeit häufig in einem Umkreis von 2–3 km genutzt werden (Nowald 
2001, Fichtner 1997). 
Eine bedeutsame Nutzung als Zug- und Rastgebiet ist durch den Kranich-
brutpaarnachweis nicht gegeben. Eine Auseinandersetzung findet in 
Kap.4.2 im Umweltbericht statt. 
 
 
Eine Betroffenheitsanalyse des Fischadlers wurde in Kap. 4.4.2 im Um-
weltbericht ergänzt.  Bei Fischadlern deren Horste sich auf Masten in der 
bewirtschafteten Feldflur befinden ist gemäß §19 BbgNatSchAG die Aus-
nahme des sonst zu Berücksichtigenden Störradius von 100 m gegeben, 
da hier aufgrund des anthropogenen Horststandortes von einer höheren 
Störtoleranz ausgegangen werden kann. Aufgrund der Lebensweise der 
Art und der Vorhabenwirkungen wurde keine artspezifische Betroffenheit 
des Fischadlerbrutpaares durch das Vorhaben prognostiziert. 
 
 
 
 
 
 
 
Die faunistischen Kartierungen der Reptilien (Schonert 2023) sind zum 
Entwurfszeitpunkt abgeschlossen. Im Untersuchungsraum „Wulkow“ 
konnten keine Reptilien nachgewiesen werden. 
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Amphibien 
a) In den umliegenden Kleingewässern des Plangebietes wurden Indivi-
duen des Teichfroschs und übergeordnet des Wasserfroschkomplexes kar-
tiert. Als Vermeidungsmaßnahme sieht die Planung die Errichtung eines 
Amphibienschutzzaunes (V-AFB3) nördlich und südlich des Plangebiets 
vor – die Maßnahme wird von der Behörde begrüßt – jedoch bestehen auf-
grund der Argumentation der Planung zum potentiellen Vorkommen von 
Rotbauchunke, Wechselkröte, Moorfrosch und Kammmolch die Besorgnis, 
dass es zu einer Fallenwirkung durch den Amphibienzaun kommen kann – 
insbesondere für Individuen, welche sich für die Winterruhe in selbstgegra-
benen Höhlen im Ackerboden versteckt halten. 
 
b) Es steht das Tötungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG im Raum.  
 
c) Die Einrichtung von Auffangbehältern im Abstand von 10 m auf der plan-
gebietsinternen Seite des Amphibienschutzzaunes ist durch die Planung 
vor der Baufeldfreimachung vorzusehen. Die Behälter sind in der Haupt-
wanderzeit täglich morgens zu kontrollieren und vorhandene Individuen in 
Richtung der Laichgewässer auszusetzen. Die Maßnahme V-AFB3 ist ent-
sprechend im Umweltbericht und in Teil B zu ergänzen. Bisher findet sich 
kein Hinweis zur Maßnahme V-AFB3 in Teil B – Textliche Festsetzungen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Während der Bestandskartierung konnten Rotbauchunke, Wechselkröte, 
Moorfrosch und Kammmolch nicht nachgewiesen werden. Zu berücksichti-
gen ist, dass im südlichen Feldsoll 2 aufgrund der Kranichbrut eine Kartie-
rung des Amphibienbestandes nur bis April erfolgte, um eine Störung des 
Brutgeschehens zu vermeiden. Kammmolch- und Moorfroschnachweise 
(als Frühlaicher) hätten dabei bereits erzielt werden können, sofern sie im 
Untersuchungsraum vorkommen. Aufgrund der zu starken Beschattung 
wurde ein Amphibienvorkommen in den südlichen Feldsollen (2,3) zudem 
als unwahrscheinlich eingeschätzt und für die Rotbauchunke ausgeschlos-
sen. 
 
Von den ausschließlich potenziell möglichen Amphibienarten (wurden wäh-
rend der Kartierungen nicht erneut nachgewiesen) ist das Eingraben in lo-
ckere Böden für die Wechselkröte neben der Überwinterung in frostfreien 
Verstecken in Erdhöhlen und unter Wuzeln sowie im Gewässer bekannt. 
Individuen, die sich potenziell im Plangebiet zum Winter eingraben, sind 
aktuell regelmäßig wiederkehrenden Bodenbearbeitungen (Pflug) ausge-
setzt, die im Zuge der landwirtschaftlichen Nutzung auf der gesamten 
Ackerfläche stattfinden. Die zu erwartenden Auswirkungen, die durch den 
Bau der geplanten Photovoltaikanlage (punktuelles Aufständern der Mo-
dule, vereinzeltes Befahren der Fläche) dauern lediglich über den Bau-
zeitraum von ca. 3 – 5 Monaten an. Tötungen und Verletzungen, die das 
allgemeine Lebensrisiko der Arten überschreiten, können nur während 
der Hauptwanderungszeiten ausgelöst werden. Da der Bauzeitraum zwi-
schen 1.10 und 31.01 liegt, sind vor der Baufeldfreimachung im Mai bis 
Anfang Juli 2 Amphibienschutzzäune nördlich und südlich der PVA auf-
zustellen (V-AFB2), so dass Tötungen der Arten ausgeschlossen werden 
können. Der Amphibienzaun wird auf der dem Solarpark zugewandten 
Seite in einem Abstand von jeweils ca. 50 m mit Fangeimern ausgestattet 
und mit einer Fluchtöffnung in Richtung Gewässer (gegenüberliegende 
Seite des Zauns) versehen. Somit wird die Passierbarkeit in die entge-
gengesetzte Richtung und die Nutzung des Ackers im Geltungsbereich 
als Winterquartier weiterhin unterbunden. Die Maßnahme V-AFB2 Errich-
tung eines Amphibienschutzzaunes findet sich im Umweltbericht Kap. 
4.5.1. sowie in den Hinweisen zu den Textlichen Festsetzungen.  
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2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Um-
weltberichts  

Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung – Prüfung des 
Untersuchungskonzepts (Abstufung/planungsrelevanten Arten, Untersu-
chungstiefe/Methodenwahl, Abgrenzung des Untersuchungsraums) 
 
Alternativenprüfung – Vorwegnahme zu Inhalten der Flächennut-
zungsplanung (zu: 8. Änderung des Flächennutzungsplans der Ge-
meinde Wusterhausen/Dosse) 
 
Die Erarbeitung des Umweltberichts hat den gesetzlichen Anforderungen 
der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB zu entsprechen, die sich 
an den Grundelementen des planerischen Vorgehens (Bestandsaufnahme, 
Prognose, Eingriffsregelung, Alternativenprüfung und Monitoring) orientiert. 
Aus dem unmittelbaren Zusammenhang zur Vorbereitung der planerischen 
Abwägungsentscheidung ergibt sich dabei die Notwendigkeit zur Untersu-
chung und Darstellung der nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB für die 
Abwägung insbesondere zu berücksichtigenden Umweltbelange. Ein wich-
tiger Prüfungsbestandteil ist die Alternativenprüfung, die sich intensiv 
mit Plan- und Konzeptalternativen auseinandersetzen und verschie-
dene Entwicklungspfade mit unterschiedlichem Vermeidungs- und 
Verminderungspotential aufzeigen sollte. Für die konkrete Flächenaus-
wahl muss sie – für das gesamte Gemeindegebiet – Flächenalternativen 
untersuchen und die umwelt- und naturschutzfachlich besten Varianten be-
nennen. Sie hat die wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl darzule-
gen.  
 
Die gemeindeweite Suche nach alternativen Standorten hat in der Flächen-
nutzungsplanung zu erfolgen, daher wird an dieser Stelle auf die unzu-
reichende Alternativenprüfung der 8. Änderung des FNP der Gemeinde 
Wusterhausen/Dosse verwiesen. Darin wird im zugehörigen Umweltbericht 
in Kap. 6 (S. 21) vermerkt, dass die Ermittlung potentiell geeigneter Flächen 
für Photovoltaik innerhalb des Gemeindegebietes nach den Vorgaben der 
Raumordnung auf Ebene der Landes- und Regionalplanung unter Berück-
sichtigung der ortskonkreten Belange (z. B. Flächenverfügbarkeit, Akzep-
tanz in der Bevölkerung) erfolgt. Eine Darstellung und Prüfung aller in Be-
tracht kommenden Alternativflächen (hinsichtlich der Betroffenheit der 
Schutzgüter) für PV-Anlagen erfolgt daraufhin jedoch nicht und ist 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Diese Informationen werden in der Flächennutzungspla-
nung ergänzt. Nachfolgende Abwägung dient als Vorwegnahme zu Inhal-
ten der Flächennutzungsplanung (8. Änderung des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde Wusterhausen/Dosse):  
 
Wenn dem übergeordneten Ziel des schnellen Ausstiegs aus der Ener-
gieerzeugung von fossilen Brennelementen und der Förderung eines 
schnellen Umstiegs auf erneuerbare Energien gefolgt wird, muss bei ei-
ner Prüfung von Standorten für größere PV-Freiflächenanlagen immer 
der Fokus auf Flächen liegen, die auch kurzfristig zur Verfügung stehen. 
Das wären zum Beispiel Flächen, die sich im Eigentum der Gemeinde 
befinden. Die Gemeinde Wusterhausen/Dosse verfügt jedoch über keine 
größeren bisher durch die Landwirtschaft genutzten Flächen, wodurch die 
Gemeinde auf Flächen angewiesen ist, die von privaten Grundeigentü-
mern für den Bau von PV-Freiflächenanlagen zur Verfügung gestellt wer-
den. Somit wäre es eine „theoretisch-akademische Standortprüfung“, 
wenn die Gemeinde in ihrem Gemeindegebiet nach theoretisch guten 
Standorten sucht, die dortigen Grundeigentümer aber im überwiegenden 
Maße ihre Flächen nicht zur Verfügung stellen. 
 
Des Weiteren sind in der Gemeinde Wusterhausen/Dosse keine für PV-
Freiflächenanlagen privilegierten Bereiche vorhanden, da es weder eine 
Autobahn noch zweigleisige Bahnstrecken im Gemeindegebiet gibt. Zu-
dem ist es für den zügigen Ausbau der regenerativen Energieerzeugung 
nicht möglich, diese hauptsächlich nur durch PV-Module auf Dächern zu 
erzeugen. Die geplanten PV-Freiflächenanlagen im Gemeindegebiet ha-
ben so eine Größe, dass jeweils mehrere tausend Dächer mit PV-Modu-
len bestückt werden müssten, um die gleiche Menge an Energie zu 
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nachzuholen.  
 
Zudem hat die Gemeinde Wusterhausen einen eigenen Leitfaden zum Um-
gang mit Planungen zur Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen er-
arbeitet (Stand 2022). Hier hat sich die Gemeinde zum Ziel gesetzt, dass 
der Ausbau dieses erneuerbaren Energieträgers vor dem Hintergrund der 
noch fehlenden Infrastruktur beim Abtransport der erzeugten Energie-
menge, schonend und langsam erfolgen soll. Die Prüfpunkte des Leitfa-
dens sollten zu den gewählten Standorten im Kapitel der Alternativenprü-
fung auf FNP-Ebene diskutiert werden. 
Gerade weil die Plangebiete außerhalb der förderfähigen Kulisse nach EEG 
und den privilegierten Bereichen nach § 35 Abs. 2 Nr. 8 BauGB liegen, ist 
die Alternativenprüfung ohnehin von besonderer Bedeutung, um die Inan-
spruchnahme von Flächen des Außenbereiches zu legitimieren (siehe auch 
Gemeinsame Arbeitshilfe PV-FFA – MLUK, MIL, MWAE, 2023: Kapitel 
2.1.2 – Planungsrechtliche Zulässigkeit im Außenbereich, § 35 BauGB). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

erzeugen. Die „Einzeldachbestückung“ ist nicht nur deutlich teurer, son-
dern auch so gut wie nicht realisierbar, da wenn zum Beispiel als Alterna-
tive für eine mittelgroße PV-Freiflächenanlage 5.000 Dächer (Wusterhau-
sen/Dosse hätte keine 5.000 geeigneten Dächer im Gemeindegebiet) mit 
PV-Modulen ausgestattet werden müssen, diese 5.000 Dächer etwa 
4.500 verschiedenen Eigentümern gehören. Die Bestückung von Dach-
flächen mit PV-Modulen kann daher nur eine sinnvolle Ergänzung sein. 
In diesem Zusammenhang prüft die Gemeinde auf welchen Dächern von 
gemeindeigenen Gebäuden PV-Module realisiert werden können. Wei-
terhin wird bei der Aufstellung von neuen Bebauungsplänen geprüft, ob 
dort verbindlich festgesetzt werden kann, dass zumindest ein Mindestan-
teil der dafür geeigneten Dächer zwingend mit PV-Modulen zu bestücken 
ist. 
 
Aus den genannten Gründen hat sich die Gemeinde für den Weg ent-
schieden, dass sie in Form eines Leitfadens Kriterien aufstellt und Vorga-
ben entwickelt, welche Standortbedingungen vorhanden sein müssen 
und wie die PV-Freiflächenanlagen auszugestalten sind. Die Erstellung 
des Leitfadens hat sich auch, aufgrund der vermehrten Anfragen von Vor-
habenträgern zur Errichtung von PV-Freiflächenanlagen innerhalb der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse ergeben. Hierdurch wurde die von der 
Gemeinde und dem jeweiligen Vorhabenträger gemeinsam durchge-
führte Standortwahl eingegrenzt, damit der Standort einerseits sozial so-
wie ökologisch verträglich und andererseits nach wie vor ökonomisch um-
setzbar ist. Somit dient der Leitfaden auch als Kompromisslösung der un-
terschiedlichen Interessen in dem jeweiligen Planungsprozess. Der „Leit-
faden zum Umgang mit Planungen zur Errichtung von Photovoltaikanla-
gen erstellt für PV-Freiflächenanlagen im Gemeindegebiet Wusterhau-
sen/Dosse“ mit detaillierten Kriterien/Anforderungen, wurde im November 
2022 öffentlich zugänglich gemacht.  
 
Der Inhalt des genannten Leitfadens ist beispielsweise die Vorgabe eines 
Mindestabstandes zu Gebieten mit Schutzstatus von 200 m sowie ein 
Mindestabstand zur Wohnbebauung von 300 m. Des Weiteren wird dort 
festgelegt, dass die Ackerwertzahl für 75 Prozent der Planungsfläche we-
niger als 30 Punkte betragen soll. Generell ist jedoch zu berücksichtigen, 
dass der Leitfaden zur grundsätzlichen Orientierung dient. Einzelne 
Punkte können im Rahmen der Entscheidungsfindung zu vorgelegten 
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Biotopverbundkonzeption – Unzerschnittene Räume  
Gemäß § 1 Abs. 5 BNatSchG sind großflächige, weitgehend unzerschnit-
tene Landschaftsräume vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. Das 
Plangebiet liegt gänzlich im unzerschnittenen Raum „Dosse-Temnitz Ge-
biet“ (LRP OPR, 2009, 2015). Die Unzerschnittenheit und Störungsarmut 
hat eine herausragende Bedeutung für die Erhaltung dieses Raumes – da-
her wurde 2015 in der „Konkretisierung der unzerschnittenen Räume“ im 
Landschaftsrahmenplan von OPR ein Steckbrief zur Identifizierung der 
Qualitäten und deren Ausprägung dieses spezifischen Raumes ausgear-
beitet sowie vorhandene Störungen und potentielle zukünftige Beeinträch-
tigungen dargestellt. 
 
Der Umweltbericht geht darauf im Kapitel 1.2.2 Umweltziele der einschlägi-
gen Fachpläne bereits ein und kommt zu dem Schluss, die Planung stünde 
nicht im Widerspruch zu den Schutzzielen und Maßnahmenvorschlägen 
des unzerschnittenen Raumes. Betrachtet wurden für diese Einschätzung 
die übergeordneten Maßnahmenvorschläge bzw. Leitlinien. Der Einschät-
zung, dass eine weitere Erschließung des Landschaftsraumes durch die 
Planung nicht erfolgt, muss die Behörde widersprechen. Die Planung stellt 
mit einer Größe von 17,8 ha eine raumbedeutsame Planung dar, die u. a. 
als Barrierewirkung für ziehende Tierarten einen Eingriff in die Störungsar-
mut des unzerschnittenen Raumes darstellen kann (siehe dazu Schutzgut 
Fauna unten). 
 
Die Prüfung der Auswirkungen des Solarparks auf den unzerschnittenen 
Raum ist zu vertiefen – dazu empfiehlt die Behörde eine umfängliche Aus-
einandersetzung mit den Inhalten des Steckbriefes. Dabei ist insbesondere 
auf die Tierarten einzugehen, für die der Raum ausgewiesen wurde und der 
Einfluss der Photovoltaikanlage als potentielle Beeinträchtigung zu prüfen.  
(Steckbrief zu finden unter  

Einzelprojekten im Sinne von begründeten und sinnvollen Einzelfallent-
scheidungen - nach Antrag - durch die Gemeindevertretung angepasst 
werden. Da der Leitfaden entwickelt wurde bevor es zu der Vielzahl von 
Bebauungsplanverfahren gekommen ist, hat sich durch die konkreten 
Planbearbeitungen herausgestellt, dass in einigen Punkten der Leitfaden 
sinnvollerweise angepasst werden sollte. 
 
 
Eine Betrachtung des potenziell im Plangebiet vorkommende Artenspek-
trums der Säugetiere wurde in Kap.2.7.1. im Umweltbericht ergänzt. 
Großwild (z. B. Rehwild) und weitere waldgebundene Arten sind in dem 
unzerschnittenen Landschaftsraum „Dosse-Temnitz Gebiet“ anzuneh-
men. Eingriffe in Waldflächen werden durch die Planung jedoch nicht her-
vorgerufen. Dazu kommt, dass sich die Anlage am äußeren Rand des 
unzerschnittenen Raumes befindet und keine bedeutenden Funktionsbe-
reiche wie Korridore betroffen sind (vgl. Abb. 9 im Umweltbericht). West-
lich des Plangebietes schließt ein Siedlungsbereich an, sodass eine Wan-
derung aus den nordöstlich gelegenen Bereichen in Richtung Westen oh-
nehin bereits durch anthropogene Einflüsse unwahrscheinlich ist. Eine 
Nutzung der Ackerflächen im Geltungsbereich als Nahrungsflächen von 
Großwild ist zu erwarten. Im Umfeld der geplanten PVA (17,8 ha) befin-
den sich mehrere Ackerschläge, welche dem Großwild weiterhin für Wan-
derungen und als Äsungsfläche in ausreichendem Maße zur Verfügung 
stehen.  
 
Die geplante PVA befindet sich nicht innerhalb wichtiger Korridore von 
waldgebundenen Arten. Zudem werden Abstände von mindestens 30 m 
zu Gehölzbeständen, wie dem nördlich angrenzendem Baumbestand ein-
gehalten, so dass die Nutzung der Übergangsflächen von Deckungsbe-
reichen und Offenland (Austrittsbereich) weiterhin genutzt werden kann.  
 
Die geplante südliche und östliche Eingrünung mit Hecken verhindert eine 
wesentliche Vergrämung aufgrund der visuellen Wirkung außerhalb der 
Vorhabenfläche. Im Steckbrief des unzerschnittenen Raums „Dosse-
Temnitz“ (HERRMAN 2015) wird bezüglich der Erbauung von Photovol-
taikfreiflächenanlagen (PVA) insbesondere auf den Flächenverlust durch 
Flächenversiegelung und durch die Einfriedung von Anlagen als Zer-
schneidungselement abgestellt. Weiterhin wird ausgeführt, dass für 
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https://www.ostprignitz-ruppin.de/me-
dia/custom/3039_1433_1.PDF?1640271761) 
 
U. a. relevante Prüfpunkte des Steckbriefes: 
 
• Wertgebende waldgebundene Arten mit großem Raumanspruch –  

u. a. Landlebende Säugetiere: Rothirsch, Baummarder, Wolf 
 

o Der Unzerschnittene Raum des Dosse-Temnitz Gebiets bietet 
Rückzugsräume und zwei Wanderkorridore für waldgebundene 
Arten mit großem Raumanspruch. Für diese Arten sind insbeson-
dere die Ungestörtheit, die Durchgängigkeit und die Naturnähe 
der Landschaft die entscheidenden Merkmale. […] Jede zusätzli-
che Erschließung dieses bisher ungestörten Raumes kann die 
Funktion für die waldgebundenen Arten mit großen Raumansprü-
chen weiter beeinträchtigen (vgl. S. 62 ff.). 

 
o Flächenverlust: Durch Siedlungsentwicklung, Gewerbeansied-

lung, Ausbau von Verkehrsflächen und Photovoltaikfreiflächenan-
lagen (PV-A) kommt es zu einer Flächenversiegelung und damit 
zu Flächenverlusten. Für störungsempfindliche Arten sind die ver-
lorenen Flächen aufgrund der Störwirkungen in der Regel um ein 
Vielfaches höher. Darüber hinaus wird durch die Einfriedung von 
Anlagen die Landschaft zerschnitten (vgl. S. 63). 

• vorhandene raumbedeutsame Planungen (vgl. S. 69) 
 
Schutzgut Fauna – Faunistischer Freiraumverbund, Barrierewirkung für 
Großsäuger, Wildkorridor   
 
 
 
Planungserfordernis 
Wandernde Säugetierarten mit großen Raumansprüchen bleiben im Um-
weltbericht unberücksichtigt (vgl. S. 28, Säugetiere). Gerade vor dem Hin-
tergrund der Lage des Plangebietes im unzerschnittenen, störungsarmen 
Raum „Dosse-Temnitz Gebiet“ sieht die Behörde eine Berücksichtigung 
dieser Artengruppe als planungsrelevant an.  
 

störungsempfindliche Arten diese verlorenen Flächen aufgrund der Stör-
wirkungen in der Regel um ein Vielfaches höher sind.  
 
Die Wirkfaktoren von PVA-Vorhaben mit der größten Entfaltung sind auf 
die Bauzeit von wenigen Monaten begrenzt (siehe auch Kap. 2.1 im Um-
weltbericht). Ein relevanter anlagenbedingter Wirkfaktor des Vorhabens 
stellt lediglich die Barrierewirkung bzw. der geringe Flächenverlust dar. 
Dieser wird aufgrund der von Nord nach Süd verlaufenden Leit- und De-
ckungslinie (Gehölze), der Länge der Umzäunung von ca. 600 m und 
nicht betroffenen Wildtierkorridoren als nicht erheblich für Großsäuger 
eingeschätzt. Bezüglich der relevanten Prüfpunkte des Steckbriefes (Her-
mann 2015) ist zudem davon auszugehen, dass der Autor von großflä-
chigen Anlagen spricht, die auch Flächengrößen zusammenhängend von 
über 100 bis 200 ha einnehmen können (vgl. S. 42). Ohne jeden Zweifel 
stellen Anlagen dieser Größe eine erhebliche Barriere für wandernde Ar-
ten da, sofern diese Anlagen in Bereiche mit Wanderaktivitäten (bedeu-
tenden Korridoren) geplant werden. Die vorliegende Planung kann dem 
nicht gleichgesetzt werden. Die Flächengröße ist für Freiflächenanlagen 
als klein zu bezeichnen. Mit Blick auf den vorgesehenen Abstand von 30 
m zum nördlich angrenzenden Gehölzbestand ist eine Umwanderung des 
Plangebietes uneingeschränkt möglich. Eine Barrierewirkung, die den 
Fortpflanzungserfolg und den damit verbundenen Genaustausch negativ 
beeinflusst, kann nicht abgeleitet werden. 
 
Insgesamt wird deshalb eingeschätzt, dass es durch die Anlage der PVA 
zwar zu einer neuen Erschließung innerhalb des Unzerschnittenen Rau-
mes kommt, die Funktion des ungestörten Raumes für die waldgebunde-
nen Arten mit großen Raumansprüchen jedoch nicht erheblich beein-
trächtigt wird. 
 
 
Die Betrachtung der wandernden Säugetierarten wurde im Umweltbericht 
unter Kapitel 2.7 ergänzt. 
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In diesem Zusammenhang wird auf die „Gemeinsame Arbeitshilfe für die 
Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ des MLUK, MIL und MWAE 
vom 03.08.2023 hingewiesen, wonach Querungshilfen bzw. Migrationskor-
ridore für Großsäuger bei großen Anlagen ab einer Länge von 500 m vor-
gesehen werden sollen – das Plangebiet der PVA Wulkow hat eine Aus-
dehnung von ca. 750 m (Nord-Süd) mal ca. 270 m (Ost-West).  
 
Insbesondere auf der Ebene der Flächennutzungsplanung ist eine regio-
nale Bewertung vorzunehmen. (SN zur zugehörigen 8. Änderung des Flä-
chennutzungsplans der Gemeinde Wusterhausen/Dosse folgt.) Zu prüfen 
ist, welche Flächen grundsätzlich für eine raumwirksame Planung wie PV-
FFA in Betracht kommen, ohne dass übergeordnete Planungsziele der 
Landschaftsrahmenplanung tangiert werden müssen.   
 
Als untersetzende Untersuchung, insbesondere zur Festlegung artgerech-
ter Wildkorridore wird empfohlen, die Konflikte und Auswirkungen des Vor-
habens auf den Freiraumverbund und die faunistische Migration, insbeson-
dere für Säugetierarten (Mittel- und Großsäuger) sowie den Lebensraum-
verlust im Rahmen eines Migrationsgutachtens (wildökologisches Gutach-
ten) durch Gutachter mit entsprechender fachlicher Expertise und nach 
fachlich anerkannten Methoden (insbesondere Kartierung von Haupt-/Wild-
wechseln und sonstiger Spuren mit Untersuchungen zur lokalen / regiona-
len Vernetzung, Befragung von örtlichen Jägern oder Jagdpächtern, ggf. 
Installation von Wildkameras) über mindestens einen Aktivitätszeitraum un-
tersuchen zu lassen.   
 
Zur Aufrechterhaltung der faunistischen Migration sind geeignete Maßnah-
men zur Vermeidung und Minderung der Sperrwirkung des Solarparks pla-
nerisch festzulegen. Ferner sind Querungsmöglichkeiten für Großsäuger 
so zu gestalten, dass sie durch entsprechende Breite von Großsäugern an-
genommen werden.  
 
Fachliche Anforderungen an Wildkorridore 
Voraussetzungen für die Wirksamkeit von Wildtierkorridoren sind Lage, Di-
mensionierung und Gestaltung für die von der Zerschneidung betroffenen 
Arten. Eine Breite von mind. 50 Metern (nutzbare Breite) für Wildwech-
sel/Querungshilfen ist derzeit Stand der Technik und soll nur unter beson-
deren örtlichen Umständen reduziert werden. Zur Aufwertung der Funktion 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Migrationskorridore sollen gemäß der Empfehlung des deutschen Jagd-
verbandes für Großsäuger bei großen Anlagen ab einer Länge von 500 
m vorgesehen werden. Der Geltungsbereich der PVA Wulkow hat eine 
Ausdehnung von ca. 750 m (Nord-Süd) und ca. 270 m (Ost-West). Inner-
halb des Geltungsbereiches ist jedoch nur die Sondergebietsfläche 
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als faunistische Migrationskorridore soll die fachgerechte Gestaltung (Ein-
bringung von Leitstrukturen bzw. Deckung durch Gehölzanpflanzungen, er-
forderliche Bodenbeschaffenheit) geplant werden (Deutscher Jagdverband 
e. V., 2022; Hietel et al., 2021, NABU, 2022).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abstände zum Wald  
Aus naturschutzfachlicher Sicht sollten ausreichende Abstände zu den 
Waldflächen als Offenland-bereiche geplant werden. Die unmittelbare Er-
richtung der Zaunanlage an bzw. nahe der Waldkante im Norden des Plan-
gebietes ist zu vermeiden, um dem Wild die Nutzung als Nahrungsfläche 
(Austrittsbereich) zu gewährleisten und die Akzeptanz der Zielarten zu stei-
gern. Die Abstände zum Wald sollten daher mindestens 30 m betragen. 
Der aktuell geplante Abstand von 20 m ist anzupassen.  
 
 
 
Weiterführende Literatur zum Thema:  

umzäunt und zur Anlage der PVA vorgesehen. Diese hatte zum Vorent-
wurf eine Ausdehnung von 660 m (Nord-Süd) und 250 m (Ost-West). 
Nach Anpassung der SPE2-Fläche, basierend auf den eingegangenen 
Stellungnahmen, wurde der Abstand von 20 m auf 30 m zwischen dem 
nördlichen Waldrand und dem Sondergebiet (SO) vergrößert, um Wald-
arten mit größeren Raumansprüchen einen Wechsel in das nördlich an-
grenzende Gehölz zu ermöglichen. Dadurch beträgt die Länge des ein-
gezäunten Bereichs der Anlage etwa 650 m und liegt somit nahe an der 
empfohlenen Grenze für Wildkorridore, die von Großsäugern umwandert 
werden können. Die Integration eines Korridors erscheint aufgrund der 
Lage der im Westen verlaufenden Baumreihe, die wahrscheinlich als 
faunistische Leitlinie oder Deckungslinie von Nord nach Süd fungiert, we-
nig sinnvoll. Ein wildökologisches Gutachten für das Vorhaben mit einer 
Fläche von 17,8 ha wäre in diesem Zusammenhang unverhältnismäßig. 
 
Im Umweltbericht zum Entwurf hat eine vertiefende Betrachtung der wald-
gebundenen Arten mit großen Raumansprüchen stattgefunden. Im Er-
gebnis konnte keine erhebliche Beeinträchtigung festgestellt werden. Da 
bereits Informationen zu bedeutenden Wanderkorridoren und Waldgebie-
ten vorliegen (siehe Steckbrief: Konkretisierung der Planung der unzer-
schnittenen Räume des Landschaftsrahmenplanes Ostprignitz-Ruppin, 
2015) und diese nachweislich von der Planung nicht berührt werden, be-
steht eine hinreichende Prognosesicherheit hinsichtlich der dargelegten 
Betroffenheitsabschätzung.  
 
 
Mit der Anpassung der Planung am nördlichen Plangebietsrand besteht 
zukünftig ein 30 m breiter Migrationskorridor als Halboffenland. Da davon 
ausgegangen werden kann, dass die in Rede stehenden Waldarten be-
vorzugt innerhalb von Gehölzbeständen vorkommen, ist der 30 m breite 
Streifen als Ergänzung und Anbindung an den nördlich angrenzenden 
Gehölzbestand zu verstehen. Dieser wird weder eingezäunt noch in ir-
gendeiner Art und Weise von der Planung berührt. Somit können waldge-
bundene Arten ungehindert sowohl von Ost nach West, als auch von Nord 
nach Süd um die Anlage herumwandern.  
 
Kenntnisnahme. 
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• „Kriterien für eine naturverträgliche Gestaltung von Solar-Freiflächen-
anlagen“ (KNE – Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende, 
Stand 03. Mai 2024), abrufbar Naturschutz und Solarenergie-Freiflä-
chenanlagen: Übersicht zu Erlassen und Leitfäden der Länder - Kom-
petenzzentrum Naturschutz und Energiewende (naturschutz-energie-
wende.de) 

 
• „Gemeinsame Arbeitshilfe Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) 

– Gestaltungs- und Steuerungsmöglichkeiten für Kommunen im Land 
Brandenburg“ (MLUK, MIL, MWAE, 2023), abrufbar https://mluk.bran-
denburg.de/sixcms/media.php/9/Gemeinsame-Arbeitshilfe-PV-
FFA.pdf 

 
• Solarenergie wildtierfreundlich planen. Empfehlungen für Freiflächen-

photovoltaikanlagen –Position des Landesjagdverbandes Schleswig-
Holstein (2022), abrufbar https://ljv-sh.de/solarenergie-wildtierfreund-
lich-planen/ 

 
• Kriterien für naturverträgliche Photovoltaik-Freiflächenanlagen - Ge-

meinsames Papier von BSW/Bundesverband Solarwirtschaft e. V. und 
Nabu Deutschland e.V. (2021), abrufbar https://www.solarwirt-
schaft.de/datawall/uploads/2021/04/210428_NABU-BSW-Papier-
1.pdf  

• Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Wildtiere und Jagd – Positionspapier 
des Deutschen Jagdverbandes e.V. (2022), abrufbar https://www.jagd-
verband.de/sites/default/files/2022-07/2022-06_DJV-Position_Photo-
voltaik-Freiflaechenanlagen.pdf 

 
• Hietel, E., Reichling, T., Lenz, C. (2021): Leitfaden für naturverträgliche 

und biodiversitätsfreundliche Solarparks – Maßnahmensteckbriefe 
und Checklisten. 54 S. Abrufbar: 
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd
=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiSp7-
AyYuKAxU99LsIHctkMkIQFnoECBIQAQ&url=https%3A%2F%2Fww
w.th-bingen.de%2Ffileadmin%2Fprojekte%2FSolarparks_Biodiver-
sitaet%2FLeitfaden_Massnahmensteck-
briefe.pdf&usg=AOvVaw2vCs7DjCBR8fqf4VRf5os1&opi=89978449 
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• NABU – Naturschutzbund Deutschland (2022): Solarparks naturver-

träglich ausbauen. Anforderungen des NABU an naturverträgliche 
Photovoltaik- Freiflächenanlagen. Position. Solarparks 2022. 14 S. Ab-
rufbar: 
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd
=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiSp7-
AyYuKAxU99LsIHctkMkIQFnoECBo-
QAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.nabu.de%2Fimpe-
ria%2Fmd%2Fcontent%2Fnabude%2Fenergie%2Fsolarener-
gie%2F220330-nabu-positionspapier-solarenergie-solarparks-natur-
vertraeglicher-ausbau.pdf&usg=AOvVaw3LROYipzGMiOkT-
VTqnHpkD&opi=89978449 

 
Schutzgüter Landschaftsbild, Mensch und Kulturgüter 
Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist bei der Planung von PV-
FFA von besonderer Bedeutung – insbesondere, wenn der Standort inner-
halb einer ausgewiesenen historisch bedeutsamen Kulturlandschaft liegt.   
 
 
 
 
Aus dem Regionalplan „Freiraum und Windenergie“ der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel geht hervor, dass sich der Solar-
park Wulkow vollumfänglich im Vorbehaltsgebiet Historische Kulturland-
schaft befindet (siehe Abb. 2). An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, 
dass der Großteil der weiteren geplanten Solarparks in der Gemeinde 
Wusterhausen ebenfalls in diesem Vorbehaltsgebiet geplant wird (mit Aus-
nahme Emilienhof).  
 
Der Schutz der Kulturlandschaft ergibt sich neben den raumordnerischen 
Grundsätzen auch aus § 1 Abs. 4 Nr. 1 BNatSchG. Zur dauerhaften Siche-
rung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von 
Natur und Landschaft sind insbesondere Naturlandschaften und historisch 
gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Boden-
denkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchti-
gungen zu bewahren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schutzgüter Landschaftsbild, Mensch und Kulturgüter 
Die Einschätzung des Bestandes sowie die Auswirkungen der Planung 
auf das Landschaftsbild werden im Umweltbericht im Kap.2.9 behandelt. 
Es wird durch die Planung aufgrund der grünordnerischen Gestaltungs-
maßnahmen keine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
festgestellt.  
 
In einer Stellungnahme aus dem Februar 2025 zu einem Planverfahren 
in der Stadt Lindow (Mark) hat die Regionalplanung mitgeteilt, dass der 
Sachliche Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 
21.11.2018 vor dem Hintergrund eines veränderten Rechtsrahmens nicht 
mehr angewendet wird. Dies bedeutet, dass auch die Vorbehaltsgebiete 
„Historische bedeutsame Kulturlandschaft“ als Bestandteil vom Sachli-
chen Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 21.11.2018 
nicht mehr angewendet werden. Die Betrachtung der Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild erfolgt zudem im Umweltbericht im Kap. 2.9. Es wird 
aufgrund der geplanten grünordnerischen Maßnahmen keine erhebliche 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes festgestellt. 
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Auch die bereits empfohlenen Literaturhinweise (Gemeinsame Arbeitshilfe 
PV (MLUK, MIL, MWAE, 2023); Kriterien für eine naturverträgliche Gestal-
tung von Solar-Freiflächenanlagen“ (KNE, aktualisiert 2024) beinhalten die 
Empfehlung zur Freihaltung hochwertiger Landschaftsbildräume.  
 
Gemäß Landschaftsprogramm Bbg. (LaPro) (2001) liegt der gewählte 
Standort in der Flächenkulisse „Erhalt: Landschaft“ à „Erhalt der besonde-
ren Erlebniswirksamkeit der Landschaft“ (siehe Abb. 3). 
 
Aus dem Umweltbericht ist zu erkennen, dass sich die Planung mit der Ein-
fügung in das Landschaftsbild befasst hat – bis auf die südliche Begrenzung 
werden alle Seiten des Solarparks durch Strukturen abgeschirmt: Baum-
reihe im Westen, vorhandene Waldfläche im Norden, geplante Hecken-
struktur im Osten.  
  
Dennoch stehen bereits genannte Faktoren der Wahl des Standortes ent-
gegen:  
 
• unzerschnittener Raum „Dosse-Temnitz Gebiet“ (LRP, 2009) 
 
 
 
 
• Vorbehaltsgebiet historische Kulturlandschaft (RP „Freiraum und 

Windenergie“, 2019) 
 
• Erhalt der Landschaft mit besonderer Erlebniswirksamkeit (LaPro, 

2001) 
 
• Betroffenheit Offenlandbrüter (besonderer Artenschutz – notwendiger 

Ausgleich)  
 
 
 
3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen  
a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorher-
gesehener nachteiliger Auswirkungen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lage am Rand des unzerschnittenen Raumes wurde berücksichtigt 
und eine erhebliche Beeinträchtigung von Säugetieren ausgeschlossen 
(vgl. Kap.2.7 Umweltbericht). Für weitere Ausführungen siehe Abwägung 
S. 44 bis S. 47. 
 
Siehe Abwägung S. 49. 
 
 
 
 
 
Bezogen auf die Betroffenheit der Offenlandbrüter können durch die Er-
gänzung eines Artenschutz-Monitorings, dem externen Ausgleich und der 
Anpassung der Bauzeit artenschutzrechtliche Konflikte im Umweltbericht 
gelöst werden.  
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b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme 
 
Überwachungskonzept 
a) Gemäß § 4c BauGB muss die Gemeinde die erheblichen Umweltauswir-
kungen, die aufgrund der Durchführung des Bauleitplanes eintreten, über-
wachen. Durch die Überwachung soll sichergestellt werden, dass nachtei-
lige Auswirkungen frühzeitig ermittelt und entsprechende Maßnahmen zur 
Abhilfe getroffen werden können. Gegenstand der Überwachung ist auch 
die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen nach § 1a Abs. 3 
Satz 2 BauGB und von Maßnahmen nach § 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB (Aus-
gleich-/Ersatzmaßnahmen). Sie nutzen dabei die im Umweltbericht nach 
Nummer 3 Buchstabe b der Anlage 1 BauGB angegebenen Überwa-
chungsmaßnahmen und die Informationen der Behörden nach § 4 Absatz 
3. Das heißt, wo aufgrund der bestehenden Überwachungssysteme der 
Fachbehörden Erkenntnisse erwartet werden dürfen, sollten diese als eine 
Grundlage des Monitorings Berücksichtigung finden. 
 
Die Überwachung bedarf einer den Erfordernissen des Bebauungsplans 
genügenden Konzeption, die im Umweltbericht darzulegen ist. Grundle-
gend für die Planung der Überwachung ist die Beantwortung der Fragen,  
 
- was im Einzelfall zu überwachen ist (Gegenstand der Überwachung),  
 
- wer überwacht (die Behörden im Rahmen ihrer fachlichen Zuständig-

keiten oder die Gemeinden durch spezifische Überwachungsmaßnah-
men bzw. auf einen Vorhabenträger übertragene Maßnahmen), 

 
- wie (Indikatoren bzw. Anhaltspunkte) und 
 
- wann (zeitliche Dimension unter Berücksichtigung von Entwicklungs-

zeiten) überwacht werden soll. 
 
b) Maßnahmen zur Überwachung werden im Umweltbericht aufgrund der 
Einschätzung, dass keine unvorhergesehen erheblichen Umweltauswir-
kungen eintreten werden, nicht formuliert. Es sind jedoch auch – wie bereits 

Kenntnisnahme. 
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unter a) beschrieben – Maßnahmen zur Überwachung der Wirksamkeit von 
Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen zu planen. 
 
• Die Gemeinde überprüft die Erfüllung der Zielsetzung für SPE-Flächen 

und SPE-Maßnahmen. 
 
• Die Dokumentation von Pflanzmaßnahmen ist i.d.R. vom Vorhabenträ-

ger zu erledigen und der Gemeinde gegenüber nachzuweisen (Ab-
nahme); Regelung über städtebaulichen Ver-trag. Für den Vollzug ist 
die genehmigende Behörde zuständig. Hierhin kann sich die Ge-
meinde auch wenden, wenn Anhaltspunkte für die Nicht-Erfüllung ihrer 
städtebaulichen Satzung vorliegen. 

 
• Im gleichen Sinne sind z.B. eine Reihe von Vermeidungsmaßnahmen 

zu überwachen. Diese sind praktisch und rechtlich sicherzustellen; Re-
gelung über städtebaulichen Vertrag. 

 
• Ein Artenschutz-Monitoring ist zu ergänzen. Zuständig ist der Vorha-

benträger. – siehe Besonderer Artenschutz unter 1. 
 
• Gleiches gilt für den Nachweis des gebietsheimischen Pflanz- und 

Saatguts. 
 
• Entsprechend des Standortes und der Zielsetzungen sind ein Pflege- 

und Entwicklungskonzept zu erstellen und dessen Maßnahmen umzu-
setzen. Die Finanzierung der naturschutzfachlichen Pflegemaßnah-
men soll über die gesamte Dauer der Maßnahme und Nutzung der 
Fläche durch den Vorhabenträger sichergestellt werden. Ein Monito-
ring ist ebenfalls vertraglich abzusichern (vgl. Gemeinsame Arbeits-
hilfe (MLUK, MIL, MWAE, 2023)) 

 
Für weitere Hinweise zur Konzeption des Monitorings empfiehlt sich der 
„Leitfaden für naturverträgliche und biodiversitätsfreundliche Solarparks“ 
der TH Bingen (siehe S. 11, 33 ff, 49 ff)  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Artenschutz-Monitoring wurde in Kap. 4.5.2. als artenschutzrelevante 
Maßnahme A-AFB3 im Umweltbericht ergänzt. 
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Hietel, E., Reichling, T. und Lenz, C. (2021): Leitfaden für naturverträgliche 
und biodiversitätsfreundliche Solarparks – Maßnahmensteckbriefe und 
Checklisten. Abrufbar unter Leitfaden für naturverträgliche und biodiversi-
tätsfreundliche Solarparks - TH Bingen 
 
4. Weitergehende Hinweise  
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der 
eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, 
jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 
 
Schutzgebiet des Natura 2000-Netzes 
Das Plangebiet schließt im Osten in ca. 250 m Entfernung an das FFH-
Gebiet „Dosse“ (DE 2941-303) an. 
Projekte sind vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit 
mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets (FFH-Gebiete, SPA-
Gebiete) zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit an-
deren Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beein-
trächtigen (§ 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG). Für Natura 2000-Gebiete ist si-
cherzustellen, dass sich die ökologischen Lebensgrundlagen der zu schüt-
zenden Tier- und Pflanzenarten nicht verschlechtern (Verschlechterungs-
verbot).  
Sofern sich ein Vorhaben im Wirkbereich eines europäischen Schutzgebie-
tes befindet und geeignet ist, die Erhaltungsziele des Schutzgebietes er-
heblich zu beeinträchtigen, muss das Vorhaben in einem förmlichen Ver-
fahren auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen des betroffenen 
Schutzgebietes untersucht werden. 
 
Im Rahmen der Untersuchung sind Auswirkungen, die durch bau-, anlage-
, betriebsbedingte Wirkfaktoren ausgelöst werden können, zu ermitteln. 
Erst wenn im Ergebnis belegt wird, dass keine nachteiligen Auswirkungen 
des Projekts einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Vorhaben oder 
Plänen bestehen, ist das Projekt zulässig. 
 
Der vorliegende Umweltbericht nimmt bisher eine unzureichende Einschät-
zung zu den Wirkungen der Planung auf das FFH-Gebiet vor und kommt 
zu dem Schluss, dass Wirkungen auf das Schutzgebiet ausgeschlossen 
werden können. Eine nachvollziehbare Prüfung ist nicht erkennbar, Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Natura 2000-Gebiet, sondern 
in räumlicher Nähe zum FFH-Gebiet „Dosse“ (ca. 300 m östlich). Es 
müsste sich die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung der für die 
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile durch 
die Planung daraus ergeben, dass das Vorhaben in das Schutzgebiet hin-
einwirkt. Dafür sind die Wirkfaktoren des Projektes der PVA mit den 
standortspezifischen Faktoren (Biotope, Arten) zu berücksichtigen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Relevante Wirkfaktoren des Vorhabens (siehe Kap. 2.1 im Umweltbericht) 
stellen die direkte Flächennutzung und Veränderung der Habitatstruktur 
dar, welche jedoch nicht das FFH-Gebiet betrifft. Im FFH-Gebiet gehen 
keine Flächen verloren. Es werden lediglich intensiv genutzte Ackerflä-
chen außerhalb des FFH-Gebietes geringfügig versiegelt, überstellt und 
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Behörde kann daher nicht beurteilen, ob das Vorhaben negative Auswir-
kungen auf Schutzgegenstände und ökologische Erfordernisse für einen 
günstigen Erhaltungszustand der natürlichen Lebensraumtypen sowie von 
Tier- und Pflanzenarten haben kann. Eine Verträglichkeitsprüfung (zu-
nächst Vorprüfung) gemäß § 34 BNatSchG ist durchzuführen. U.a. sind die 
Prüfgegenstände konkret zu benennen (Lebensräume nach Anhang I FFH-
RL einschließlich ihrer charakteristischen Arten, Arten nach Anhang II FFH-
RL bzw. Vogelarten nach Anhang I und Art. 4 Abs. 2 Vogelschutz-Richtlinie 
einschließlich ihrer Habitate bzw. Standorte sowie biotische und abiotische 
Standortfaktoren, räumlich-funktionale Beziehungen, Strukturen, gebiets-
spezifische Funktionen oder Besonderheiten, die für die o.g. Lebensräume 
und Arten von Bedeutung sind). Eine Vorprüfung hat die grundlegende Auf-
gabe die Wahrscheinlichkeit von Beeinträchtigungen zu ermitteln (ohne 
Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen in Ansatz zu bringen) und dazu sind 
alle planungsrelevanten Wirkfaktoren zu betrachten. Fällt die Vorprüfung 
positiv aus, ist eine Vollprüfung vorzunehmen. 
 
 
 
 
Die Verträglichkeitsprüfung (Vor- und Vollprüfung) muss in jedem Fall als 
eigenständiger Verfahrensbestandteil erkennbar sein. Als Grundlage ist der 
Methodikleitfaden der Europäischen Kommission heranzuziehen (Europäi-
sche Kommission (2021): Prüfung von Plänen und Projekten in Bezug auf 
Natura-2000-Gebiete – Methodik-Leitlinien zu Artikel 6 Absätze 3 und 4 der 
FFH-Richtlinie 92/43/EWG). Zur Reduktion des Prüfungsaufwandes bietet 
das Fachinformationssystem des Bundesamtes für Naturschutz zur FFH-
Verträglichkeitsprüfung (https://ffh-vp-info.de/) ausgewertete Daten und 
methodische Hinweise. 
 
Die Gemeinde prüft in eigener Zuständigkeit. Die Herstellung des Einver-
nehmens mit der unteren Naturschutzbehörde gemäß §16 Abs. 2 Satz 2 
i.V.m. Abs. 1 Satz 2 BbgNatSchAG ist erforderlich. 
 
 „Lage- und Aufstellplan“  
Zur Veranschaulichung der Planung empfiehlt die Behörde die Ergänzung 
der Planunterlagen um einen „Lage- und Aufstellplan“. Darin sollen insbe-
sondere die Aufstellung der Module mit den entsprechenden Abständen 

in ein extensives Grünland umgewandelt. Da von der PVA keine stoffli-
chen Emissionen ausgehen, kann daher vorhabenimmanent nicht von ei-
ner Beeinträchtigung von Lebensraumtypen im FFH-Gebiet ausgegan-
gen werden. Die einzige Wirkung, welche über das Plangebiet hinausgeht 
ist der temporäre Baulärm, welcher ebenfalls nicht bis in das Schutzgebiet 
hinein reicht. 
 
Erhebliche Beeinträchtigungen in Verbindung mit der Fauna des FFH-
Gebietes sind ebenfalls nicht zu erwarten, da Intensivacker keinen essen-
tiellen Lebensraum für die Zielarten des Anhang II des FFH-Gebietes 
(Lutra lutra, Lampetra planeri, Rhodeus amarus, Unio crassus, Vertigo 
angustior, Vertigo moulinsiana) darstellt.  
 
Das im Osten liegende FFH-Gebiet "Dosse" ist im Grenzbereich zum 
Plangebiet vereinzelt mit Gehölzen bewachsen und liegt in ca. 300 m Ent-
fernung, sodass die Vertikalstrukturen der Solarmodule keine visuelle 
Störwirkung in das Gebiet hinein entfalten. Zumal das Gebiet bereits 
durch die angrenzende Landwirtschaft visuelle bzw. akustischen Störun-
gen zu Erntezeiten unterworfen ist. 
 
Das Vorhaben ist somit nicht geeignet das FHH-Gebiet zu beeinträchti-
gen und es wird keine Verträglichkeitsprüfung erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da es sich bei der Planung nicht um einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan, sondern Angebots Bebauungsplan handelt, wird auf einen kon-
kretisierten Lage- und Aufstellplan zum Umweltbericht verzichtet. Die 
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zwischen den Modulreihen, die internen (Artenschutz-)Maßnahmen und die 
SPE-Flächen dargestellt werden.  
 
Hinweise zur naturverträglichen Ausgestaltung von PV-FFA  
Die Umweltprüfung sollte sich kritisch mit Forderungen zur naturverträgli-
chen Ausgestaltung von PV-Anlagen auseinandersetzen und in die Pla-
nung aufnehmen. U. a. sollten naturverträgliche PV-FFA max. 40 bzw. 50 
% der Freifläche mit Modulen überstellen und der Abstand zwischen den 
Modulreihen statt 3,5 m besser 5-6 m betragen (je breiter, desto besser). 
Insbesondere wird auch empfohlen den Abstand von Modulunterkante zum 
Boden von 0,8 m zu wählen (in der vorliegenden Planung beträgt dieser 0,6 
m). Neben der Möglichkeit der Beweidung durch Schafe fällt mit einem grö-
ßeren Abstand auch mehr diffuses Licht auf den Boden, so dass die Beein-
trächtigung des Bewuchses durch Beschattung geringer ist. Außerdem be-
steht der Nachteil, dass häufiger eine Mahd notwendig wird, da der Be-
wuchs schneller die Modulunterkante erreicht (Beschattung der Module) – 
dies würde auch im Konflikt mit dem geplanten Mahdregime zum Schutz 
von Bodenbrütern stehen.  
Zum Schutz von kleineren Lebewesen und Insekten sollte die Mahd mit 
minimalinvasiven Geräten durchgeführt werden (z. B. Balkenmähwerk). 
 
Die Behörde empfiehlt in der Zusammenfassung des Umweltberichts und 
in der Planbegründung eine Übersicht zu den einbezogenen, naturverträg-
lichen Kriterien aufzunehmen. 
 
Weitere Möglichkeiten zur Förderung der Biodiversität im Plangebiet:  
 
• Anlegen von Steinhaufen, Totholzhaufen und Sandhügeln (Zau-

neidechsen)  
 
• Herstellung von Rohbodenfläche, Bodenvertiefung (Zauneidechse) 
 
• Reisighaufen (Braunkelchen) 
 
• Nistkästen z.B. für Höhlenbrüter  
 
Folgende Literatur fasst die Möglichkeiten zur naturverträglichen Gestal-
tung zusammen:  

Maßnahmen werden in den textlichen Festsetzungen detailliert beschrie-
ben. 
 
 
Es bestehen keine gesetzlichen Verpflichtungen nach BauGB und 
BNatschG, die über die Eingriffsregelung hinaus zusätzliche Maßnahmen 
für einen naturverträglichen Ausbau der PVA-Anlage vorschreiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorschläge zur Förderung der Biodiversität werden aufgrund fehlen-
der rechtlicher Vorgaben nicht berücksichtigt. Der Vorhabenträger ist 
über die Eingriffsbewältigung hinaus nicht zur Umsetzung weiterer Um-
weltschutzmaßnahmen verpflichtet. Da kein Vorkommen der Zau-
neidechse nachgewiesen wurde, fehlt zudem eine rechtliche Grundlage 
gemäß § 44 BNatSchG. Kenntnisnahme. 
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• „Kriterien für eine naturverträgliche Gestaltung von Solar-Freiflächen-
anlagen“ (KNE – Kompetenzzentrum Naturschutz und Energie-
wende, Stand 03. Mai 2024), abrufbar Naturschutz und Solarenergie-
Freiflächenanlagen: Übersicht zu Erlassen und Leitfäden der Länder - 
Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende (naturschutz-
energiewende.de) 

 
• „Gemeinsame Arbeitshilfe Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) 

– Gestaltungs- und Steuerungsmöglichkeiten für Kommunen im Land 
Brandenburg“ (MLUK, MIL, MWAE, 2023), abrufbar https://mluk.bran-
denburg.de/sixcms/media.php/9/Gemeinsame-Arbeitshilfe-PV-
FFA.pdf – siehe Punkt 3.3 

 
• „Praxis-Leitfaden für die ökologische Gestaltung von Photovoltaik-Frei-

flächenanlagen“ (Bayrisches Landesamt für Umwelt, 2014), abrufbar 
https://www.bestellen.bayern.de/application/applstarter?APPL=e-
shop&DIR=eshop&ACTIONxSETVAL(artdtl.htm,APGxNO-
DENR:34,AARTxNR:lfu_nat_00209,AARTxNO-
DENR:326826,USERxBODYURL:artdtl.htm,KATA-
LOG:StMUG,AKATxNAME:StMUG,ALLE:x)=X 

 
Maßnahmenkonzept A2 - Anlage einer Laubstrauchhecke zur Eingrünung 
des Plangebietes 
Weitere Hinweise zur Anlage von naturnahen Hecken: 
 
• Einmessung der Pflanzflächen durch „Öffentlich bestellten Vermes-

sungsingenieur“ 
 
• Pflanzleistungen sind im Herbst durchzuführen 
 
• Bodenvorbereitung der Pflanzflächen 

o Tiefenlockerung (ein Tiefenpflugschar je Pflanzreihe mit 
0,40 bis 0,60 cm Tiefe) 

o Pflügen 
o Häufeln der Pflanzreihen mit Waldmeisterpflug (zur Schaf-

fung von Dammbildungen) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Hinweise bezüglich Verbissschutz und Anwuchsgarantie zur An-
lage von naturnahen Hecken wurden aufgenommen. Die weiteren ge-
nannte Hinweise werden im Rahmen der konkreten Realisierungs- bzw. 
Ausführungsplanung beachtet. 
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• die Pflanzung erfolgt fachgerecht mit einem Pflanzbohrer von 30 cm 

Durchmesser und je nach Strauch- und Heistergröße bis zu einer 
Tiefe von 30 cm; die Pflanzlöcher müssen eine ausreichende Tiefe 
und Breite haben, damit den Pflanzen genügend Wurzelraum zur 
Verfügung steht 

 
• in den gehäufelten Pflanzreihen ist handelsüblicher Rindenmulch 

RAL 9/80 gleichmäßig einzubringen – 5 cm (möglich sind auch Holz-
hackschnitzel) 

 
• Fertigstellungs- und Entwicklungspflege für das 1. bis 3. Standjahr 

(Mahd, bei Bedarf Wässerung, Zauninstandhaltung) 
• Nachpflanzung von Gehölzen gemäß einer 100%-Anwuchsgarantie 
 
• Einzäunung mit verzinktem Wildschutzzaun (AS 160/23/15 M)  
à die Einzäunung der Hecke ist für den Erfolg der Maßnahme entschei-
dend und sollte in der Maßnahmenbeschreibung ergänzt werden 
 
SPE 1-Fläche 
Für die SPE 1-Fläche ist eine Breitenangabe für den Blühstreifen westlich 
der Baumreihe zu ergänzen. Bei der Anlage des Blühstreifens ist dafür 
Sorge zu tragen, dass eine Beeinträchtigung der vorhandenen Bäume aus-
geschlossen wird.  
 
 
 
 
Festsetzung grünordnerischer Maßnahmen  
Der Bebauungsplan regelt bodenrechtliche Sachverhalte. Die Festsetzung 
von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft dient in den meisten Fällen der Sicherung von Flächen für 
die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen. Maßnahmen, die dem Aus-
gleich für bebauungsplanbedingte Eingriffe dienen, haben ebenfalls § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB zur Grundlage, sofern es sich nicht um Bepflanzungs- 
oder Grünerhaltungsbindungen handelt, die vorrangig auf der Grundlage 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Breite des Blühstreifen westlich der Baumreihe soll durchschnittlich 
ca. 5 m betragen und orientiert sich an der Tropfkante/Ackerkante der 
Planzeichnung. Eine Gefährdung der Wurzeln durch den Ansaatprozess 
wird aufgrund der bereits vorhandenen gestörten gepflügten Böden aus-
geschlossen. Eine Beeinträchtigung der Gehölze ist damit nicht zu erwar-
ten.  Ein entsprechender Hinweis wurde im Umweltbericht Maßnahme A1, 
Kap. 3.2 ergänzt. 
 
 
Kenntnisnahme. In der Eingriffs-Ausgleichsbilanz (Kap.3.3.) im Umwelt-
bericht werden den Eingriffen die geplanten Maßnahmen (mit boden-
rechtlichem Bezug) konkret gegenübergestellt. Die externe Feldlerchen-
maßnahme in A-AFB1 wird rechtlich gesichert (Grundbuch). 
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von § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB festzusetzen sind. Durch den Bezug auf die 
Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB ist hier der erforderliche 
bodenrechtliche Bezug landschaftsplanerischer Maßnahmen hergestellt.  
Maßnahmen, denen der bodenrechtliche Bezug fehlt, können nicht im Be-
bauungsplan geregelt werden. Es sei denn, es liegt ein Grünordnungsplan 
vor. In diesen Fällen können grünordnerische Regelungen auch ohne bo-
denrechtlichen Bezug als Festsetzungen in den Bebauungsplan übernom-
men werden; Rechtsgrundlage ist hier § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 5 Abs. 2 
BbgNatSchAG. (Arbeitshilfe Bauleitplanung, MIL 2020, B 20.1) 
Liegt also wie in diesem Planverfahren kein Grünordnungsplan vor, ist bei 
der Festsetzung von Schutz-, Pflege und Entwicklungsmaßnahmen im Ein-
zelfall zu prüfen, ob ein bodenrechtlicher Bezug besteht und somit § 9 Abs. 
1 Nr. 20 BauGB als Rechtsgrundlage herangezogen werden kann. Bei der 
Festsetzung von Pflegemaßnahmen, zeitlichen Beschränkungen oder be-
triebliche Bindungen ist dies in der Regel nicht möglich. (MIL 2020, B 29.2) 
Aus Sicht der Behörde sind die Festzungen bzw. darin formulierter Rege-
lungsinhalt auf den bodenrechtlichen Bezug hin zu prüfen. Fehlt dieser, so 
kann dies vertraglich, z.B. im städtebaulichen Vertrag vereinbart und ggf. 
entsprechend im Grundbuch oder als Baulast eingetragen werden (rechtli-
che Sicherung).  
Die Satzung sollte Hinweise zum Bestehen dieser Regelungen sowie auf 
deren rechtliche Sicherung aufzunehmen. 
 
Grundsätzlich sind Festsetzungen (und andere Regelungen) so zu formu-
lieren, dass diese den Ermittlungsgrundsatz zur Kompensation beinhalten 
als auch den Eingriffen konkret zugeordnet sind. Nur so ist sichergestellt, 
dass die nachfolgenden Baugenehmigungen sämtliche Kompensationsauf-
gaben substanziell als Nebenbestimmungen aufnehmen können. 
 
Rechtliche Sicherung ohne bauplanungsrechtliche Festsetzungen, Offen-
legung 
Der Ausgleich kann auch ohne bauplanungsrechtliche Festsetzungen be-
wirkt werden. Anstelle von Festsetzungen kann dies nach § 1a Abs. 3 Satz 
4 BauGB entweder durch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB 
oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Ge-
meinde bereitgestellten Flächen geschehen. 
Es ist sicherzustellen, dass die vereinbarten Maßnahmen und Leistungs-
pflichten hinreichend konkretisiert (Regelung zur Umsetzung/praktischen 
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Abwicklung) und rechtzeitig (zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses, 
spätestens jedenfalls bis zum Inkrafttreten des Bebauungsplans) vertrag-
lich gesichert sind.  
Sollen die Ausgleichsmaßnahmen, wie im gegenständlichen Planverfah-
ren, auf Flächen Dritter (des Vorhabenträgers oder sonstiger Dritter) durch-
geführt werden, ist ebenfalls eine dingliche Sicherung zugunsten der Ge-
meinde in Gestalt von Dienstbarkeiten (hier: beschränkt persönliche Dienst-
barkeiten) oder Reallasten Voraussetzung. (Mengel, A. (Hrsg.) 2017: Na-
turschutzrecht und Städtebaurecht, S. 66f.) 
 
Sämtliche vertragliche Regelungen für naturschutzrechtliche Maßnahmen 
der Vermeidung/Minderung und der Kompensation (intern, extern) sind ab-
wägungsrelevant. Entsprechend sind nicht nach BauGB festsetzbare Re-
gelungen als einzelne Teile des Vertrages offenzulegen oder eine wörtliche 
Wiedergabe der maßgeblichen Textpassagen in der Planbegründung auf-
zunehmen. (Mengel, A. (Hrsg.) 2017: Naturschutzrecht und Städtebau-
recht, S. 69f.)  
 
Die Regelungen sowie deren rechtliche Sicherung sollten als Hinweise zur 
Satzung aufgenommen werden. 
 
Festsetzungsmöglichkeit insektenfreundlicher Beleuchtung 
Die Behörde begrüßt die Regelungen unter Teil B (Textliche Festsetzun-
gen) zur insektenfreundlichen Beleuchtung. Neben Aufnahme der Rege-
lungen unter 2. Maßnahmen zur Minderung bietet sich auch die Möglichkeit 
zur Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB und insbesondere gem. §§ 
9 Abs. 1 Nr. 20, 24 an (siehe BfN, 2019: Leitfaden zur Neugestaltung und 
Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen – Anforderungen an eine 
nachhaltige Außenbeleuchtung).  
 
Naturschutzfachliche Hinweise auf der Satzung (Teil B) 
 
Generell 
Die Vorgaben des § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 BNatSchG sind uneingeschränkt 
vom Bauherrn zu berücksichtigen. Ggf. erforderliche Ausnahmen gemäß § 
45 Abs. 7 BNatSchG oder Befreiungen gemäß § 67 BNatSchG sind bei der 
zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Die Maßnahme zur Minderung (2.1.1 Insekten) findet sich bereits bei Text-
liche Festsetzungen (Teil B) Fortsetzung. Und wurde zusätzlich in Maß-
nahme V5, Kap.3.1 „Begrenzung von Schall-, Schadstoff- und Lichtemissi-
onen“ im Umweltbericht übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K. 
 
 
 
V, U 
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Ein entsprechender Hinweis zur Berücksichtigung der Vorgaben zum allge-
meinen und besonderen Artenschutz wären in den Teil B des Bebauungs-
planes aufzunehmen. 
 
Zu 2.1.2 Brutvögel  
Von der Vogelschutzwarte gibt es aktuelle Empfehlungen für geeignete und 
geprüfte Glasscheiben-Markierungen an (bestehenden) Glasflächen, um 
das Vogelschlagrisiko zu reduzieren:  
 
https://www.lbv-shop.de/vogelschutz 
https://www.seen-group.com/produkte/seen-elements/vogelschutz/ 
 
Redaktionelle Hinweise 
 
Die angegebenen Gesamt-Flächengrößen der drei Teilvorhaben (Wulkow, 
Wulkow-Süd, Schönberg) sollten innerhalb der unterschiedlichen Umwelt-
berichte überprüft und korrigiert werden 
- Wulkow: gesamt 88,2 ha 
 
- Schönberg: gesamt 98,1 ha 
 
- Wulkow-Süd: gesamt 98,1 ha 
 
à Die PV-Anlage Schönberg wird im Umweltbericht von Wulkow mit 33 ha 
angegeben und im Umweltbericht Wulkow-Süd mit 42,9 ha. 
 
Die bestehende Gehölzreihe wird durch ein entsprechendes Planzeichen 
zum Erhalt festgesetzt. Das Planzeichen Windschutzstreifen fehlt jedoch in 
der Zeichenerklärung und ist zu ergänzen. 
 
Um das Abwägungsprotokoll zu dieser Stellungnahme wird gebeten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verwendung eines Planzeichens „Windschutzstreifen“ ist in der Plan-
zeichnung nicht notwendig. 
 
 
Kennntnisnahme. Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin wird weiterhin am 
Verfahren beteiligt und kann somit auch das Ergebnis der Zwischenab-
wägung einsehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Z 
 
 
 
K 
 
 

35. IHK Potsdam 
Industrie- und Han-
delskammer 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 
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Regionalcenter 
Ostprignitz-Ruppin 

36. Ostprignitz-
Ruppiner Perso-
nennahverkehrsge-
sellschaft mbH 

– keine Beteiligung –   

37. Kreishandwer-
kerschaft Neurup-
pin 

Stellungnahme vom 06.11.2023 
 
Die eingereichten Planungsunterlagen in Bezug auf den Bebauungsplan 
„PV-Freiflächenanlage Wulkow“ der Gemeinde Wusterhausen wurden 
durch uns geprüft. 
 
Die von der Kreishandwerkerschaft Ostprignitz-Ruppin zu vertretenden 
Belange werden nicht berührt. Es gibt keine Hinweise bzw. Anregungen 
zu diesen Planungen. 
 
Es gibt keine Hinweise bzw. Anregungen zu diesen Planungen. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Belange der Kreishandwerkerschaft Neuruppin wer-
den durch diese Planung nicht berührt. 

 
 
 
 
 
 
K 

38. Wasser- und 
Bodenverband 
Dosse-Jäglitz 

Stellungnahme vom 30.10.2023 
 
Gewässer II. Ordnung sind von der Planung nicht betroffen. Unser Ver-
band stimmt der Planung „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ zu. 

 
 
Kenntnisnahme. Nicht betroffen. 

 
 
K 

39. Wasser- und 
Abwasserverband 
„Dosse“ 

Stellungnahme vom 26.10.2023 
 
Der Wasser- und Abwasserverbandes „Dosse“ hat keine Einwände ge-
gen die „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ im Ortsteil Wulkow der Ge-
meinde Wusterhausen. 
 
Bei weiteren Fragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 
 
Kenntnisnahme. Keine Einwände. 

 
 
K 
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40. Vodafone 
GmbH / Vodafone 
Kabel Deutschland 
GmbH 

Stellungnahme vom 23.11.2023 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland 
GmbH gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände gel-
tend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsan-
lagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikati-
onsanlagen ist unsererseits derzeit nicht geplant 

 
 
Kenntnisnahme. Keine Einwände. 

 
 
K 

41. Telefonica Ger-
many GmbH Co. 
OHG 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 

42. Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH 
PTI 31 - Planaus-
kunft 

Stellungnahme vom 06.12.2023 
 
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG- 
hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmäch-
tigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung neh-
men wir wie folgt Stellung: 
 
Im Planungsbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien (TK-
Linien) der Telekom. Die TK-Linien befinden sich im öffentlichen Stra-
ßenland, in den Straßen Teetzer Straße und Schönberger Straße. 
 
Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planungen, dass die Telekom ggf. 
nicht verpflichtet ist, die Photovoltaikanlage an ihr öffentliches Telekom-
munikationsnetz anzuschließen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Im Plangebiet befinden sich keine TK-Linien der Tele-
kom. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 

43. GDMcom Ge-
sellschaft für Doku-
mentation und Te-
lekommunikation 
mbH 

Stellungnahme vom 06.11.2023 
 

Anlagenbe-
treiber 

Hauptsitz Betroffenheit Anhang 

Erdgasspei-
cher Peissen 

Halle nicht betroffen Auskunft Allge-
mein 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 



Gemeinde Wusterhausen/Dosse – Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ WU 838-1 /13.05.2025 - 63 - 
Beschlussvorlage für die Gemeindevertretung am 13.05.2025 zur Berücksichtigung der im Rahmen der Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange (TöBs) gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 25.10.2023 sowie die Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch die öffentliche Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 01.11.2023 bis zum 08.12.2023, geäußerten Stellung-
nahmen. 

Behörde / TöB Stellungnahme Berücksichtigung / Beschlussempfehlung Vermerk 
 

WU 838-1 13.05.2025 / ML 

GmbH 
Ferngas Netz-
gesellschaft 
mbH (Netzge-
biet Thüringen-
Sachsen) 

Schwaig b. 
Nürnberg 

nicht betroffen Auskunft Allge-
mein 

ONTRAS Gas-
transport 
GmbH 

Leipzig nicht betroffen Auskunft Allge-
mein 

VNG Gasspei-
cher GmbH 

Leipzig nicht betroffen Auskunft Allge-
mein 

 
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die An-
lagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit Anlagen weite-
rer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere Auskünfte ein-
zuholen sind! 
 
Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zurzeit 
laufenden Planungen der/s oben genannten Anlagenbetreiber/s. 
Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 
 
Auflage 
Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert wer-
den oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungsgrenzen überschrei-
ten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage durchzuführen. 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, 
hat durch den Bauausführenden rechtzeitig - also mindestens 6 Wochen 
vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen. 
 
Weitere Anlagenbetreiber 
Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter be-
finden können, für die GDMcom für die Auskunft nicht zuständig ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Keine Anlagen der GDMcom innerhalb des Plangebie-
tes. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 

44. E.ON edis Stellungnahme vom 02.11.2023   
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Regionalbereich 
Prignitz-Ruppin 

 
Hiermit erhalten Sie unsere grundsätzliche Zustimmung zu Ihrer auf dem 
Übersichtsplan dargestellten Maßnahme im Versorgungsgebiet der 
E.DIS Netz GmbH. 
 
Im von Ihnen geplanten Bereich befinden sich auf dem Flurstück 527 An-
lagen im Eigentum der E.DIS Netz GmbH. Hierbei handelt es sich um ein 
Mittelspannungskabel. 
 
 
Zu unseren vorhandenen elektrischen Betriebsmitteln sind grundsätzlich 
Abstände nach DIN VDE 0100, DIN VDE 0101 und DIN VDE 0105 einzu-
halten. 
 
 
Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel und Anlagen dürfen weder 
freigelegt noch über- oder unterbaut werden. In den Schutzstreifen unse-
rer Anlagen ist Handschachtung erforderlich (Strom MS/NS 2m). 
 
Für die Ansicht unserer Anlagen steht, wie Ihnen bereits bekannt, unsere 
Online-Planauskunft mit modernen und innovativen Tools auf unserer 
Homepage unter: 
www.e-dis-netz.de unter Energie-Service - Kundenservice - Planaus-
kunftsportal zur Verfügung. 
Wir gehen davon aus, dass Sie Ihre Planungen so durchführen, dass 
beim Bau Ihrer Anlagen die geforderten Abstände zu unseren vorhande-
nen Anlagen, sowohl vertikal als auch horizontal, eingehalten werden. 
 
Da der Aufbau der mit „Zufahrt zu den PV-Anlagen" benannten Straße 
nicht näher beschrieben ist, weisen wir darauf hin, dass Sie an dieser 
Stelle unser vorhandenes Mittelspannungskabel kreuzen und somit ein 
grundhafter Aufbau eines Straßenkörpers nicht möglich ist. 
 
Bei der auf Ihrem Lageplan dargestellten braunen Linie, bezeichnet mit 
Erschließung, gehen wir davon aus, dass Sie die Verkehrsführung darge-
stellt haben und es zu keinem Ausbau der vorhandenen Wege kommt.  
Vorsorglich weisen wir auch hier auf die Kreuzungen unseres vorhande-
nen MS-Kabel auf den Flurstücken 527 und 533 hin. 

 
Kenntnisnahme. Grundsätzliche Zustimmung. 
 
 
 
Kenntnisnahme. Das Mittelspannungskabel verläuft durch die im Süden 
des Geltungsbereiches festgesetzte private Verkehrsfläche. Diese wird 
als teilbefestigte Schotterfläche angelegt, wodurch das unterirdische MS-
Kabel leicht zugänglich bleibt. Dadurch sind keine Einschränkungen des 
MS-Kabels zu erwarten. Zudem wird die private Verkehrsfläche nur durch 
Wartungsfahrzeuge für die PV-Freiflächenanlage oder im Havariefall 
durch die die Feuerwehr befahren. Dadurch sind in Absprache mit dem 
Vorhabenträger flexible Zeiten für die Zugänglichkeit des MS-Kabels 
möglich. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Wie bereits erwähnt, erfolgt die Erschließung des Sons-
tigen Sondergebietes über eine festgesetzte private Verkehrsfläche, die  
als teilbefestigte Schotterfläche angelegt wird. Dadurch kommt es zu kei-
ner Einschränkung des MS-Kabels. 
 
Kenntnisnahme. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt ebenfalls 
über eine als Schotterfläche teilbefestigte private Verkehrsfläche. 
Dadurch kommt es zu keiner Einschränkung des MS-Kabels. 
 
 

 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 
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Wir schlagen vor, unseren Anlagenbestand zur besseren Übersicht in Ih-
ren Lageplan aufzunehmen. 
 
 
Wir betrachten das Vorhaben zum heutigen Zeitpunkt als Information. Die 
netztechnisch notwendigen Erschließungsmaßnahmen für Erzeugungs-
anlagen sind nicht Bestandteil unserer Stellungnahme. Hierfür sind ent-
sprechende Anträge vom Errichter der Einspeiseanlagen beim entspre-
chenden Netzbetreiber einzureichen. Dieser benennt den Verknüpfungs-
punkt im Rahmen der netztechnischen Bewertung. 
 
Sollten sich bei Ihren Planungen Änderungen ergeben, sind diese bei der 
E.DIS Netz GmbH erneut einzureichen. Baumaßnahmen für den von 
Ihnen benannten Bereich sind zurzeit nicht in Planung oder im Bau be-
findlich. 
 
Für Rückfragen zu dieser Stellungnahme stehen wir Ihnen gern zur Ver-
fügung. 

 
Der genaue Verlauf des MS-Kabels von der E.ON edis wird in die Plan-
zeichnung als nachrichtliche Kennzeichnung sowie nachrichtlich in der 
Begründung mit aufgenommen. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die E.DIS Netz GmbH wird weiterhin am Verfahren be-
teiligt. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

 
P 
 
 
 
K 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
 
 
K 

45. NBB Netzge-
sellschaft Berlin-
Brandenburg 

Stellungnahme vom 26.10.2023 
 
Die NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfol-
gend NBB genannt) handelt im Rahmen der ihr übertragenen Netzbetrei-
berverantwortung auch namens und im Auftrag der GASAG AG, der EMB 
Energie Mark Brandenburg GmbH, der Stadtwerke Bad Belzig GmbH, der 
Gasversorgung Zehdenick GmbH, der SpreeGas Gesellschaft für Gas-
versorgung und Energiedienstleistung mbH, der NGK Netzgesellschaft 
Kyritz GmbH, der Netzgesellschaft Hohen Neuendorf (NHN) Gas mbH & 
Co.KG, der Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigsdorf 
Gas mbH (NGHGas), der Stadtwerke Forst GmbH und der Netzgesell-
schaft Forst (Lausitz) mbH & Co. KG. 
 
Im Bereich Ihrer Anfrage liegen keine Anlagen der NBB bzw. vorhandene 
Anlagen können mehr als 2 km entfernt sein. 
 
Aussagen zu Anlagen anderer Versorgungsunternehmen bzw. 

 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Im Plangebiet befinden sich keine Anlagen der NBB. 
 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
K 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
K 
 
 
K 
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Netzbetreiber können wir nicht treffen. Hierzu sind von Ihnen gesonderte 
Auskünfte einzuholen. 
 
Sollte der Geltungsbereich Ihrer Auskunftsanfrage verändert werden oder 
der Arbeitsraum den dargestellten räumlichen Bereich überschreiten, ist 
der Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen. 

 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 

 
 
 
K 
 
 

46. E.DIS AG – keine Beteiligung –   

47. 50Hertz Trans-
mission GmbH 
Netzbetrieb 

Stellungnahme vom 26.10.2023 
 
Nach Prüfung der von Ihnen eingerichteten Unterlagen teilen wir Ihnen 
mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 50Hertz Transmission 
GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Umspannwerke, Hochspannungsfrei-
leitungen und -kabel, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsor-
gungsleitungen) befinden. 
 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und 
nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH. 
Wird das Vorhaben geändert oder nicht innerhalb von zwei Jahren be-
gonnen, ist eine erneute Anfrage über das infrest Leitungsauskunftsportal 
erforderlich. 
 
Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und bedarf deshalb keiner 
Unterschrift. Die Stellungnahme ist somit gültig. 

 
 
Kenntnisnahme. Im Plangebiet befinden sich keine von der 50 Hertz 
Transmission GmbH betriebenen Anlagen.  
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 

 
 
K 
 
 
 
 
 
K 
 
K 
 
 
 
K 
 
 

48. Regio Infra 
Nord-Ost GmbH 

– keine Beteiligung –   

49. Katholische Kir-
che Erzbischöfli-
ches Ordinariat 

– keine Beteiligung –   
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50. Evangelische 
Kirche Berlin-Bran-
denburg 

– keine Beteiligung –   

51. Tourismusver-
band Prignitz e.V. 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 

52. Tourismusver-
band Ruppiner Se-
enland e.V. 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. Eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. K 

53. Deutsche Bahn 
AG 

– keine Beteiligung –   

54. Amt Temnitz für 
die Gemeinden 
Temnitzquell, Wals-
leben, Märkisch 
Linden, Temnitztal 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. K 

55. Amt Neustadt 
(Dosse) für die Ge-
meinde Drees und 
Stadt Neustadt 
(Dosse) 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. K 

56. Stadt Kyritz Stellungnahme vom 28.11.2023 
 
die Stadt Kyritz hat die mit Ihrem Schreiben vom 25.10.2023 zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen zu oben genanntem Vorhaben gesichtet und 
hinsichtlich ihrer Belange geprüft. 
 
Seitens der Stadt Kyritz bestehen zum betreffenden Vorhaben keine Be-
denken. 

Kenntnisnahme. K 



Gemeinde Wusterhausen/Dosse – Bebauungsplan „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ WU 838-1 /13.05.2025 - 68 - 
Beschlussvorlage für die Gemeindevertretung am 13.05.2025 zur Berücksichtigung der im Rahmen der Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange (TöBs) gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 25.10.2023 sowie die Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch die öffentliche Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 01.11.2023 bis zum 08.12.2023, geäußerten Stellung-
nahmen. 

Behörde / TöB Stellungnahme Berücksichtigung / Beschlussempfehlung Vermerk 
 

WU 838-1 13.05.2025 / ML 

 

57. Amt Friesack 
für die Stadt Frie-
sack 

– keine Stellungnahme – Kenntnisnahme. K 

58. Gemeinde 
Fehrbellin 

Stellungnahme vom 27.10.2023 
 
Zum betreffenden Planentwurf (Stand 09/2023) gibt es keine Anregungen 
und Bedenken; unmittelbare Auswirkungen der Planung auf die Ge-
meinde Fehrbellin sind nicht erkennbar. 

 
 
Kenntnisnahme. 

 
 
K 
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Öffentlichkeit I 
(Berlin) 

Stellungnahme vom 25.07.2024 
 
mit großer Verwunderung verfolge ich die Planungen von gleich mehre-
ren Solarkraftwerkvorhaben gigantischen Ausmaßes in Ihrer Gemeinde 
Wusterhausen. Alleine das Vorhaben Bantikow Ost schafft es mit seiner 
Größe von 180 ha in die Liga der größten Photovoltaik-Freiflächenvorha-
ben in Deutschland. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Da sich die Gemeinde im Rahmen der Energiewende dazu bekennt, ihren 
Anteil am Ausbau der erneuerbaren Energien zu leisten, hat sie sich dazu 
entschieden, maximal 2 Prozent ihrer Fläche für PV-Freiflächenanlagen 
zu nutzen. Innerhalb des Geltungsbereiches der Bebauungspläne wer-
den nur in den „Sonstigen Sondergebieten“ mit der Zweckbestimmung 
„PV-Freiflächenanlagen“ bauliche Anlagen errichtet. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans „PV-Freiflächenanlage Bantikow-Ost“ hat sich 
durch den Verzicht auf das Baufeld 5 auf 167,3 ha verringert. Die Größe 
bei dieser Planung ergibt sich daraus, dass auch die zahlreichen zu er-
haltenden Grünstrukturen, ebenso wie Gewässerläufe, Kleingewässer, 
Feldsölle, Wildachsen und öffentliche Wege in das Plangebiet einbezo-
gen sind. Zusätzlich befinden sich an den Rändern der jeweiligen Sonsti-
gen Sondergebiete, vor den Zäunen der PV-Freiflächenanlagen, zahlrei-
che Flächen für neu zu pflanzenden Hecken. Damit werden nicht nur die 
historischen Strukturelemente mit Gewässern, Baumreihen und Feucht-
bereiche erhalten, sondern auch neue Gehölzstrukturen in der Land-
schaft geschaffen. Die 13 Sonstigen Sondergebiete des Plangebietes von 
dem Bebauungsplan „Solarpark Banitkow-Ost“ umfassen rund 121 ha.  
Werden die Sonstigen Sondergebiete der sieben Solarparkvorhaben, die 
sich zurzeit im Aufstellungsverfahren befinden zusammengerechnet, sind 
dies insgesamt rund 321 ha, was ca. 1,64 Prozent der gesamten Gemein-
defläche entsprechen. Die Flächengröße der einzelnen PV-Freiflächen-
anlagen ist so gewählt, dass eine hohe Stromerzeugung für eine verhält-
nismäßig geringe Gesamtanzahl von sieben Solarparks ermöglicht wird. 
Gesamtheitlich gesehen handelt es sich daher bei den Solarparkvorha-
ben in der Gemeinde um einen Mittelweg zwischen Flächengröße und 
Anzahl. Mehr als die zurzeit in der Aufstellung befindlichen sieben Solar-
parkvorhaben sind zur Zeit nicht geplant. Einschließlich der bereits vor-
handenen kleinen PV-Freiflächenanlage am südöstlichen Ortsrand von 

 
 
Z 
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Kritik 1: 
Leider haben sich die Vorhabenträger für ihre Planungen der Solarpark-
vorhaben  
 
• Bantikow Ost mir rund 180 ha 
• Schönberg-Tramnitz-Wulkow Süd mit rund 78 ha sowie den  
• Solarpark Brunn mit rund 45 ha 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
unwissentlich oder vorsätzlich für den geschützten historischen bedeut-
samen Landschaftsraum Nr. 6 – Kyritzer Seenrinne entschieden. 
 
 
 
 
 
 
 

Bantikow werden nach Errichtung der geplanten Solarparks rund 1,7 % 
der gesamten Gemeindefläche durch PV-Freiflächenanlagen genutzt. 
Außerdem wird bezüglich der Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen 
für PV-Freiflächenanlagen auf Folgendes hingewiesen: Im Jahr 2023 
wurden auf 16 Prozent der deutschen Landwirtschaftsflächen Energie-
pflanzen für Biogas und Biotreibstoffe angebaut. Der Energieertrag auf 
einer Fläche durch PV-Freiflächenanlagen ist deutlich höher als der Ener-
gieertrag aus der Nutzung von Energiepflanzen. Es kann somit auch da-
von ausgegangen werden, dass durch den Bau von PV-Freiflächenanla-
gen die Anbaufläche für Energiepflanzen zurückgeht. Dadurch stehen zu-
sätzliche Flächen für die Produktion von Lebensmitteln für Menschen so-
wie für Futtermittel der Tiere zur Verfügung. 
 
Die Darstellung der Flächengrößen der Geltungsbereiche der Bebau-
ungspläne sind irreführend. Siehe hierzu die obige Erläuterung zur Ein-
beziehung auch „grüner Bereiche“ in den Geltungsbereich von Bebau-
ungsplänen für PV-Freiflächenanlagen. 
Missverständlich ist beispielsweise, dass es in der Gemarkung Tramnitz 
keinen Bebauungsplan für PV-Freiflächenanlagen gibt und in diesem 
Ortsteil auch kein Bebauungsplanverfahren vorgesehen ist. Dagegen gibt 
es die Solarparks Wulkow, Wulkow-Süd und Schönberg. Die hier ange-
gebenen Größenordnungen für die Bebauungspläne sind irritierend, da 
für den Solarpark Bantikow-Ost die Flächengröße einschließlich aller 
Grün- und SPE-Flächen angegeben wird, während für Wulkow, Wulkow-
Süd und Schönberg mit zusammen 76 ha sowie Brunn mit insgesamt 44 
ha nur die Sondergebiete und nicht die Geltungsbereiche der Bebauungs-
pläne genannt werden. So wird zum Beispiel im Solarpark Schönberg 
eine 8,8 ha große SPE-Fläche im Bebauungsplan-Geltungsbereich fest-
gesetzt, die aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung herausge-
nommen wird und für Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung steht. 
 
In einer Stellungnahme aus dem Februar 2025 zu einem Planverfahren 
in der Stadt Lindow (Mark) hat die Regionalplanung mitgeteilt, dass der 
Sachliche Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 
21.11.2018 vor dem Hintergrund eines veränderten Rechtsrahmens nicht 
mehr angewendet wird. Dies bedeutet, dass auch die Vorbehaltsgebiete 
„Historische bedeutsame Kulturlandschaft“ als Bestandteil vom Sachli-
chen Teilplan „Freiraum und Windenergie“ (ReP FW) vom 21.11.2018 
nicht mehr angewendet werden Zudem wurde der sachliche Teilregional-
plan zur Festlegung der Freiräume und der historisch bedeutsamen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Z 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Z 
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Die Beschlüsse widersprechen aus meiner Sicht dem eigens auferlegten 
Kriterium des Wusterhausener PV-Leitfadens Seite 4: „Kein Bau in Ge-
bieten mit Schutzstatus z.B.: Natur-/Landschaft-/Wasser-/Gewässer-
schutz, Bau- und Bodendenkmale, Freiraumfestlegungen, bedeutsame 
Kulturlandschaften“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kulturlandschaften zwar als Satzung beschlossen, aber der Beschluss 
nicht öffentlich bekannt gemacht wurde. Damit entfaltet dieser Beschluss 
keine Rechtswirksamkeit. Trotzdem ist sich die Gemeinde dieser Histori-
schen Kulturlandschaft bewusst und hat seither eigene Abwägungen zur 
Zustimmung für den Bau von PV-Freiflächenanlagen in seinen Abwä-
gungsprozess mit einbezogen. 
 
Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland heißt es, dass in allen 
Teilen Deutschlands, ob Stadt oder Land, Nord, Süd, Ost oder West 
gleichwertige Lebensbedingungen geschaffen werden sollen. Unter Be-
achtung dieser Maßgabe muss es auch Gemeinden in ländlichen Regio-
nen mit schwacher Wirtschaftskraft ermöglicht werden, eigenständig dar-
über zu entscheiden, wie sie die Lebensbedingungen der Menschen, die 
dort Ihren Hauptwohnsitz haben, verbessern kann und wie örtliche Be-
triebe, und dazu gehören auch landwirtschaftliche Betriebe, wirtschaftlich 
so gestärkt werden, dass die Betriebe und damit auch die örtlichen Ar-
beitsplätze langfristig gesichert werden. Diesbezüglich ist zu erwähnen, 
dass landwirtschaftliche Betriebe in strukturschwachen Regionen oft nur 
dann eine langfristige wirtschaftliche Perspektive haben, wenn sie gleich-
zeitig Energiewirt sind. Das bedeutet in diesem Fall, dass sie einige land-
wirtschaftliche Flächen langfristig an Betreiber von PV-Freiflächenanla-
gen verpachten oder selbst Teil eines Vorhabenträgers sind.  
 
Zu einer sich stetig wandelnden Kulturlandschaft gehört auch der Erhalt 
landwirtschaftlicher Betriebe in kleinen Dörfern und Ortsteilen. Eine Kul-
turlandschaft frei von landwirtschaftlichen Betrieben ist für Gemeinden im 
ländlichen Raum wenig zukunftsfähig. Durch die Regelung des so ge-
nannten Solareuros im Land Brandenburg profitieren nicht nur die Land-
verpächter, sondern auch die gesamte Gemeinde von diesen zusätzli-
chen Einnahmen. Daraus können wichtige Infrastrukturmaßnahmen fi-
nanziert werden, die zum Beispiel den Neubau einer Feuerwache, die 
Sanierung der Grundschule, die Finanzierung sozialer Aktivitäten sowie 
die Sanierung von Straßen und Radwegen beinhalten. Daher hat die Ge-
meinde bei den Standortentscheidungen, die Lage der Plangebiete im 
„Kulturhistorischen Landschaftsraum“ nicht als Ausschlusskriterium defi-
niert. 
 
Um die dort vorhandenen landschaftsprägenden und landschaftsglie-
dernden Elemente zu erhalten, hat sich die Gemeinde darum bemüht bei 
allen Planungen den Erhalt sämtlicher öffentlicher Wege, aller Gehölz- 
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und Gewässerstrukturen, die auch nicht in die Anlageneinzäunung einbe-
zogen werden dürfen, zu sichern sowie neuer Gehölzstrukturen durch die 
Hecken an den Rändern der PV-Freiflächenanlagen zu schaffen und 
nach Möglichkeit die genannten Elemente des „Kulturhistorischen Land-
schaftsraums“ auch in ihrer Wirkung zu stärken. Da alle der erwähnten 
Solarparks auf fast ebenen Flächen gebaut werden, können diese nach 
dem Hochwachsen zahlreicher Gehölze von außenliegenden Wegen und 
Straßen, die von Einwohnern und Besuchern per Auto, Fahrrad oder zu 
Fuß genutzt werden nur in sehr geringem Maße wahrgenommen werden. 
Damit nimmt die Gemeinde im höchstmöglichen Maße Rücksicht auf die 
heute vorhandene Kulturlandschaft in den nördlichen Gebietsteilen der 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse. Unter diesen Gesichtspunkten hat die 
Gemeinde den Vorschlägen für PV-Freiflächenanlagen zugestimmt. Hier-
bei dient der Kriterienkatalog vorwiegend als Orientierung, um für ein Vor-
haben so viele Kriterien wie möglich einzuhalten. Wie in der Einleitung 
des Kriterienkatalogs beschrieben, beruhen in der Realität die Standor-
tentscheidungen jedoch auf der Abwägung der unterschiedlichen Interes-
senlagen, wodurch auch in Bezug auf die einzelnen Punkte des Kriterien-
katalogs individuell eine Abwägungsentscheidung speziell zu den jeweili-
gen Gegebenheiten innerhalb der Plangebiete erfolgt. 
 
Der Kriterienkatalog wurde erstellt, als die Gemeinde noch keine prakti-
sche Erfahrung mit der Planung von PV-Freiflächenanlagen hatte. So hat 
sich durch die konkreten Planungen herausgestellt, dass es notwendig 
sein wird, den Kriterienkatalog zu überarbeiten. Denn wenn zum Beispiel 
ein zu großer Abstand des Solarparks zum Wald gewählt wird, nutzt der 
Landwirt diese Fläche dennoch meistens „bis fast an die Baumstämme“ 
als landwirtschaftliche Fläche, wie beispielsweise für den Maisanbau. Bei 
einem Flächenabstand von 15,0 m oder 20,0 m kann die Fläche tatsäch-
lich zur Schaffung eines Waldsaums und als Blühwiese dienen, um dem 
Natur- und Artenschutz zu dienen. Ein weiteres Beispiel ist die Vorgabe, 
10,0 m breite Wildschneise mit beidseitig fast 4,0 m hohen Hecken zu 
schaffen, die in der Realität von den Tieren in der Regel überwiegend als 
„schutzloser Tunnel“ empfunden wird. Anders ist dies bei einer 25 bis  
30 m breiten Wildachse ohne eine beidseitige Hecke, dafür aber mit dif-
ferenziert angeordneten Gehölzgruppen, die dem Wild beim Durchqueren 
einer durchaus 200 oder 300 m langen Wildachse als Schutz dienen. Der 
Bau von PV-Freiflächenanlagen innerhalb der „Historisch bedeutsamen 
Kulturlandschaft“ beruht auf den genannten Abwägungsentscheidungen 
und der Verhältnismäßigkeit in Bezug auf andere Faktoren. Ein Grund ist, 
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Dass man nicht in diese „kulturhistorisch bedeutsamen Landschafts-
räume“ hinein plant sondern sogar ein ausreichend dimensionierter Ab-
stand einzuhalten ist, zeigt beispielhaft die „Planungshilfe Freiflächen-
Photovoltaikanlagen“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-
Spree. 
 

 
quelle: Seite 10 https://www.rpg-oderland-spree.de/sites/default/fi-
les/downloads/202311_OLS_Planungshilfe_FF-PVA_3_1.pdf 
 
Hier Informationen der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Ober-
havel aus 2018. 
 

dass sich innerhalb der Gemeinde Wusterhausen/Dosse nicht nur die 
„Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“, sondern auch drei Natur-
schutzgebiete sowie zwei Landschaftsschutzgebiete befinden. Hier 
herrscht in Abstimmung mit den Planungsbeteiligten Einigkeit darüber, 
dass die Bebauung in der „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ einen 
geringeren negativen Einfluss auf die im Umweltbericht aufgeführten 
Schutzgüter hat. Weiterhin enthält der Kriterienkatalog einen definierten 
Mindestabstand zur nächsten Wohnbebauung von 300 m, was einer der 
Hauptkriterienpunkte bei einer Lageentscheidung bleibt, eine vorrangige 
Priorität, wodurch die Standortmöglichkeiten bereits stark eingeschränkt 
werden. Ein weiterer Punkt ist, dass die „Historisch bedeutsame Kultur-
landschaft“ rund 60 Prozent des Gemeindegebietes bedeckt, wodurch 
der Anteil der Fläche für die Sonstigen Sondergebiete der Solarparks im 
Verhältnis zur „Historisch bedeutsamen Kulturlandschaft“ sehr gering ist. 
Die geplanten PV-Freiflächenanlagen werden zusätzlich durch Randein-
grünungen abgeschirmt. Somit wird im Verhältnis zur Gesamtgröße der 
Gemeinde, bei einer Außenbetrachtung nur ein geringer Anteil der „His-
torisch bedeutsamen Kulturlandschaft“ durch eine ökologisch nachhaltige 
und natürlich wirkende Randeingrünung verändert. Des Weiteren wird auf 
die obigen Ausführungen zur Thematik der „Historisch bedeutsamen Kul-
turlandschaft“ verwiesen. 
 
Das genannte Dokument zur Planungshilfe bezieht sich auf das Gebiet 
der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland Spree. Die dort genann-
ten Vorgaben beruhen auf Empfehlungen, die mit den dort vorhandenen 
räumlichen Bedingungen abgestimmt sind. Daher ist dieses Dokument für 
das Gebiet der Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel 
nur bedingt anwendbar. 
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Die Textstelle „die Vorbehaltsgebiete besitzen eine besondere Bedeu-
tung bei der weiteren Gestaltung der Erholungs- und Wohnfunktion… in 
den Stadt-Umland-Räumen“ zeigt, dass es hier beim Thema „Erholung“ 
im Wesentlichen um die Erholung von Menschen aus den benachbarten 
städtischen Metropolräumen geht. Auch diese Erholungssuchenden sind 
in der Gemeinde Wusterhausen/Dosse sehr willkommen, sie suchen aber 
dann eher die Nähe zu den Wasserflächen, hier dem Untersee/Klempow-
see. Dass die Besucher von dort auch Fahrradtouren in die rückwärtigen 
Bereiche machen ist unstrittig, da die Solarparks jedoch keine der vor-
handenen Wege zerschneiden oder unterbrechen und die Anlagen stark 
eingegrünt sind, geht die Gemeinde davon aus, dass die Erholungsfunk-
tion der Gemeinde für Besucher und die eigenen Bürgerinnen und Bür-
gern durch die geplanten Solarparks nicht beeinträchtigt wird. Bezüglich 
des Themas Wohnen ist anzumerken, dass es für die Gemeinde ein wich-
tiges Ziel ist Wohnraum zu schaffen, für Menschen, die in der Gemeinde 
Arbeit finden und sich so am sozialen Leben in der Gemeinde beteiligen 
können (z.B. Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr). Hierzu müssen 
die örtlichen Betriebe, wie beispielsweise landwirtschaftliche Betriebe 
oder auch Handwerksbetriebe gestärkt werden. Siehe dazu die Ausfüh-
rungen weiter oben.  
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Ich kritisiere in diesem Zusammenhang, dass die Formulierungen im Um-
weltbericht so gewählt sind, dass die unten genannten Punkte alle „prob-
lemlos“ sind. In jedem Absatz wiederholt sich das die Formulierung „Keine 
Festsetzungen“.  
 
Meines Erachtens liest sich das für einen Gemeindeverter beim „Überflie-
gen“ der Unterlagen so, als seien die Belange geprüft und alles sei in 
Ordnung. Der Umweltbericht hätte hier klarer formuliert sein müssen, 
dass es hier große Konflikte gibt und bereits mehrere Unvereinbarkeits-
Stellungnahmen der Regionalen Planungsgemeinschaft bekannt sind! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht der Planungsbeteiligten gibt es bei der Planung keine großen 
Konflikte. Zudem werden die oben genannten Punkte durch die Solar-
parkplanungen kaum eingeschränkt. Des Weiteren müssen die Stellung-
nahmen bezüglich anderer Planverfahren hier nicht berücksichtigt wer-
den. Außerdem bemüht sich die Gemeinde durch die Beteiligungsverfah-
ren und im Kontakt mit der Regionalplanung Prignitz-Oberhavel, Lösun-
gen zu finden, wie die Festsetzungen am besten so umgesetzt werden, 
dass die „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ möglichst gering be-
einflusst wird. Die von der Regionalplanung getätigten Stellungnahmen in 
der jeweiligen frühzeitigen Beteiligung der Planverfahren sind noch sehr 
allgemein formuliert und nicht genau auf die Standortbedingungen der je-
weiligen Planung abgestimmt. 
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Ich kritisiere zudem, dass vermutlich keinem Ausschussmitglied und Ge-
meindevertreter eine Übersichtsgrafik / Karte vorgelegt wurde, in der der 
Schutzbereich „Kulturhistorisch bedeutsame Landschaft“ als Schraffur 
sichtbar eingeblendet war und die Problematik auch für den Laien früh-
zeitig erkennbar gewesen wäre. 
 
Fraglich ist, ob die Abstimmungen in den Ausschüssen ähnlich verliefen 
wären. Das ggf. bewusste Weglassen von vorliegenden Informationen 
verfälscht den Meinungsbildungsprozess. 
 
 

Im Umweltbericht des Entwurfs vom vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Solarpark Bantikow-Ost“ werden im Kapitel 1.3 die planerischen 
Grundlagen, dargestellt, hier die Festsetzungen der Regionalplanung für 
das Plangebiet. Die Formulierung „keine Festsetzungen“ finden sich unter 
den Stichworten Sachlicher Teilregionalplan Grundfunktionale Schwer-
punkte (2020): sowie Sachlicher Teilregionalplan Rohstoffsicherung, weil 
beide Teilregionalpläne für das Plangebiet keine Festsetzungen treffen. 
Die Festsetzungen des Sachlichen Teilregionalplans Freiraum und Wind-
energie sind hingegen korrekt wiedergegeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterstellung, dass die Gemeindevertreter nicht ausreichend infor-
miert und beteiligt worden seien, wird hiermit zurückgewiesen. Alle Unter-
lagen wurden transparent zur Verfügung gestellt und von den Vertretern 
der Gemeinde geprüft. Insbesondere die eigenständige Planung einer 
Gemeinde sowie die oft einschränkenden übergeordneten Planungen 
aus der Regional- und Landesplanung sind den Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertretern sehr gut bekannt. Als Ausnahme können ledig-
lich die Personen genannt werden, die durch eine Kommunalwahl neu in 
die Gemeindevertretung gewählt wurden. Die Entscheidungen über die 
Solarparks, die hier kritisiert werden, sind aber alle im Wesentlichen im 
Jahr 2023 gefallen, wo die beschließenden Gemeindevertreterinnen und 
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Kritik 2 
Die gleichzeitige Anschieben von 5 Solarpark Vorhaben widerspricht dem 
Leitfaden der Gemeinde Wusterhausen in mehrfacher Hinsicht. Zitat Leit-
faden Wusterhausen Seite 3: 
„Darüber hinaus befürwortet die Gemeinde den Bau von Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen, wobei dies in An-
betracht noch unbekannter Auswirkungen solcher Gebiete auf das Mikro- 
und Gesamtklima sowie der fehlenden Infrastruktur beim Abtransport der 
erzeugten Energiemenge, schonend und langsam erfolgen soll.“  
Quelle: 
https://daten.verwaltungsportal.de/dateien/legalfram-
work/4/8/7/0/4/221130_Leitfaden_final_nach_Beschluss_GV.pdf 
 
Erster Widerspruch – „Schonend und langsam“: Verwaltung und Gemein-
devertreter haben alles andere als schonend und langsam gehandelt und 
gleich mehrere Solarkraftwerke durch ihre FNP-Änderungsbeschlüsse 
und Bebauungspläne aufs Gleis gesetzt. Es handelt sich um das Solar-
parkvorhaben Bantikow Ost mit rund 180 ha, den Solarpark Schönberg-
Tramnitz-Wulkow Süd mit rund 78 ha sowie den Solarpark Brunn mit rund 
45 ha innerhalb der geschützten „Historisch bedeutsamen Kulturland-
schaft – Kyritzer Seenrinne / mittleres Dosse-Jäglitztal“. Hier ist gerade 
ein weiteres Gebiet in Bantikow durch die Gemeindevertreter im Rahmen 
einer Ortsbegehung begutachtet worden und außerhalb des geschützten 
Landschaftsraumes geht es weiter mit dem Solarpark Emilienhof mit rund 
58 ha. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gemeindevertreter bereits mindestens seit 3,5 Jahren und viele sogar 
deutlich länger als Mitglieder der Ausschüsse oder in der Gemeindever-
tretung tätig waren. 
 
 
 
Der Begriff „schonend und langsam“ ist kein hartes Kriterium im Kriterien-
katalog. Ein Kriterienkatalog ist kein Gesetz, sondern stellt eine Leitlinie 
dar. Von dieser Leitlinie können diejenigen, die diesen Leitfaden aufge-
stellt haben, in jeweiligen Einzelfällen abweichen. Wie allseits bekannt, 
hat sich nach dem Überfall von Russland auf die Ukraine und dem damit 
verbundenen kurzfristigen Stopp von Gaslieferungen aus Russland, in 
der Bundesrepublik Deutschland die Situation ergeben, dass doch eher 
schnell die Energieversorgung durch Verbrennung von Gas und Kohle 
durch eine Energieversorgung aus erneuerbaren Energieträgern, d.h. 
vorrangig aus Windenergie und Sonnenenergie abgelöst werden muss. 
Dabei ist die Gemeinde der Auffassung, dass die mittlerweile sogar über 
250 m hohen Windenergieanlagen sich für das Landschaftsbild und die 
örtliche Lebensqualität deutlich negativer auswirken, als die oft aus der 
Entfernung auf den flachen Landbereichen kaum sichtbaren PV-Freiflä-
chenanlagen. Während solche PV-Freiflächenanlagen in vielen Berei-
chen durch entsprechende randseitige Gehölzanpflanzungen „wegge-
grünt“ werden können, haben selbst hohe Baumpflanzungen bei Wind-
energieanlagen nicht diese Wirkung. Die Gemeinde hat daher das von 
der Bundesregierung formulierte „hohe öffentliche Interesse“ an dem 
Ausbau der Energiegewinnung durch Solaranlagen akzeptiert und somit 
einem zügigen Ausbau von PV-Freiflächenanlagen zugestimmt. Da die 
Marke von 2 % des Gemeindegebietes für PV-Freiflächenanlagen inzwi-
schen fast erreicht ist, hat sich die Gemeinde entschieden nach dem Auf-
stellungsbeschluss für den „Bürgersolarpark Bantikow“ vorerst keinem 
Antrag für weitere Solarparkplanungen zuzustimmen. 
 
Die zurzeit laufenden Verfahren, die zwar parallel verlaufen, aber auf-
grund verschiedener Abstimmungsprozesse zu unterschiedlichen Zeit-
punkten zur Rechtskraft geführt werden, sollen möglichst zügig durchge-
führt werden. Durch den erheblichen Planungsprozess und dem bürokra-
tischen Aufwand, werden mit hoher Wahrscheinlichkeit die PV-Freiflä-
chenanlagen zeitlich unabhängig voneinander gebaut. Somit erfolgt al-
leine schon aufgrund der genannten Faktoren der Bau der Anlagen 
„Schonend und Langsam“. 
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Widerspruch – „Fehlende Infrastruktur“ 
Die Grafiken der Edis sprechen hier für sich: 

 

 
 
 
 

 
 
Der Gemeinde ist bewusst, dass es aktuell noch ein Problem darstellt, die 
gesamte in Wusterhausen/Dosse aus Sonnenenergie gewonnene Ener-
gie kontinuierlich zu den Standorten, wo diese Energie benötigt wird ab-
zutransportieren, weil der Ausbau der Transportnetze -wofür nicht die Ge-
meinde zuständig ist- nicht ausreichend schnell vorangetrieben wurde. 
Daher bemüht sich die Gemeinde darum, die Vorhabenträger dazu anzu-
regen neben den PV-Freiflächenmodulen auch Speicherelemente zu pla-
nen und zu bauen, wo die in bestimmten Zeiten nicht abnehmbare Ener-
gie gespeichert wird, um sie zu anderen Zeiten dann ins Netz einzuspei-
sen. 
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Kritik 3 Anwendung des Leitfadens bei Bantikow Ost 
Bantikow Ost widerspricht klar dem Punkt Nr. II.1 des Leitfadens „Kein 
Bau in Schutzgebieten“: hier historisch bedeutsame Landschaften. 
 
Geht man nun davon aus, dass der geschützte Landschaftsraum überse-
hen wurde, hätte er bei Punkt II.4 sogar noch einen 200m Abstand be-
wirkt. 

 
Quelle Leitfaden Wusterhausen: 
http://daten.verwaltungsportal.de/dateien/legalframe-
work/4/8/7/0/4/221130_Leitfaden_final_nach_Beschluss_GV.pdf 
 
Die folgende Grafik war Grundlage des Beschlusses der Gemeindever-
treter und es stellt sich die Frage, ob die Vertreter ausreichend informiert 
wurden. Es gab wie bereits ausgeführt zu diesem Zeitpunkt mehr als 
deutliche Unvereinbarkeits-Stellungnahmen der Regionalen Planungsge-
meinschaft bei dem Projekt Tramnitz Schönbeck Wulkow (ebenfalls im 
Schutzgebiet 6) sowie Bantikow Ost. Hier wurden bereits FF-PVA -

 
 
 
 
Der Punkt zum 200 m Abstand wird zukünftig im Kriterienkatalog überar-
beitet, da hier im Verlauf der Planverfahren deutlich wurde, dass eine 
sinnvolle Umsetzung für die Plangebiete nicht möglich ist. Siehe dazu die 
voranstehenden Ausführungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abwägung hierzu siehe oben. Wenn die Regionalplanung festlegt, dass 
innerhalb von Vorbehaltsgebieten – die übrigens nicht den Status von 
Schutzgebieten haben - alle PV-Freiflächenanlagen in der „Historisch be-
deutsamen Kulturlandschaft“ die größer als 10 ha sind, als „unvereinbar“ 
definiert sind, ist dies eine Festlegung ohne Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Realisierbarkeit solcher kleinen Anlagen. Es gibt durchaus 
so kleine oder noch kleinere Anlagen, die aber in der Regel dann nur der 
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Vorhaben in diesen geschützten Bereichen bereits ab 10ha für zu „raum-
bedeutsam“ und „UNVEREINBAR“ definiert. 
 
Ich bitte um Überprüfung 

 
 
 
 
 
Kritik 4 Anwendung des Leitfadens bei Brunn 
Im Fall von Solarparkvorhaben BRUNN suggerieren die grünen Haken 
aus meiner Sicht einem Gemeindevertreter, dass alle Kriterien bei dem 
Vorhaben eingehalten wurden. Das ist selbstverständlich auch hier nicht 
richtig! 

 
 
Kritik 5 Landschaft vollgestellt mit Zäunen 
Immer wieder wird bei Vorhaben dieser Art suggeriert, dass die Klimaret-
tenden „Sonnenparks“ nur mit Hecken als Sicht- und Sicherheitsschutz 
auskommen sollen. Schaut man sich dann fortgeschrittenere Planungen 

Versorgung benachbarter Betriebe dienen. Eine Anlage von unter 10 ha, 
für die kilometerlange Leitungen zum Anschluss an einer 110 kV-Leitung 
gebaut werden müssen, meist sogar in Kombination mit einem zu errich-
tenden Umspannungswerk, ist in der Regel aufgrund der immensen An-
schlusskosten nicht wirtschaftlich. Wenn durch die Bundesregierung für 
den Bau von PV-Freiflächenanlagen, auch für einen zügigen Ausbau ein 
hohes öffentliches Interesse formuliert wird (siehe EEG § 2), kann es der 
Gemeinde nicht entgegengehalten werden, wenn sie dieses von der Bun-
desregierung formulierte Ziel in ihrer Abwägung über die Vorgaben der 
Regionalplanung stellt. Des Weiteren wird auf die obigen Darstellungen 
zum Thema PV-Freiflächenanlagen in der historisch bedeutsamen Kul-
turlandschaft hingewiesen. 
 
Die Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter sind sich über die 
Planungsprozesse sowie dem Aufbau und der Funktion des Kriterienka-
talogs bewusst. Was den Gemeindevertretern scheinbar suggeriert wird, 
ist von außen betrachtet nicht einzuschätzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zäune befinden sich immer nur am Rande der jeweiligen „Sonstigen 
Sondergebiete“. SPE-Flächen und Grünflächen werden nicht mit einge-
zäunt. Dies wurde auch so in den jeweiligen Begründungen explizit sowie 
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an, sieht man in den Planunterlagen einen vollständig umschließenden 
„Sicherheitszaun mit Übersteigschutz“. Richtig deutlich kann man diesen 
in den Plänen meist nicht sehen, erst wenn man stark reinzoomt. Auch 
die mir vorliegenden Pläne nebst Legenden lassen textlich und kartogra-
fisch keinen Zaun erkennen. Auf Rückfrage erhielt ich vom Planungsbüro 
Plankontor die Aussage, dass allein beim Vorhaben Bantikow Ost mit 
19,972 Kilometern Zaun zu rechnen ist. 
 
 
 
 
 
 
Kritik 6 
Hier setzt die nächste Kritik an. Tatsächlich sehen sich die Ersteller der 
Planungen und Umweltberichte nach erfolgter Kritik dazu in der Lage sol-
che gigantischen Vorhaben in kleinere Pakete aufzuteilen, grün einzu-
packen und dann von „kleinteiligen“ Planungen zu sprechen die völlig un-
bedenklich seien. 

 
Wer denkt sich solche Abwägungen aus? 

transparent erwähnt und wird in den Textlichen Festsetzungen so festge-
setzt. Die Zäune werden aus Sicherheitsgründen errichtet und sind von 
außen durch die Gehölzanpflanzungen nicht zu erkennen. Zudem werden 
in einigen Teilen des Solarparks extra Wildschneisen für Wildtiere insbe-
sondere Großsäuger geplant. Bei dem Bau der Zäune zur Einfriedung der 
Photovoltaikanlagen in den Sonstigen Sondergebieten ist der Zaun au-
ßerdem so herzustellen, dass im ausreichenden Maße eine Bodenfreiheit 
von mindestens 0,15 m gewährleistet ist, um die Durchgängigkeit für Bo-
denbrüter, Kleinsäuger und Amphibien / Reptilien sicherzustellen. Die 
Zaunlänge des Solarparks Bantikow-Ost von 20 km ist hierbei aufgrund 
der Anzahl von 13 getrennten Sonstigen Sondergebiete ein Sonderfall. 
Beispielsweise beträgt die Zaunlänge beim Bebauungsplan „PV-Freiflä-
chenanlage Wulkow“ lediglich 1,9 km. 
 
Der Begriff „gigantisch“ ist für diese Vorhaben nicht zutreffend und stellt 
eine irreführende Übertreibung dar. Die Planung ist sowohl in einem städ-
tebaulichen als auch in einem umweltfachlichen Kontext insbesondere ih-
rer Auswirkung auf die umweltrelevanten Schutzgüter explizit in den Plan-
unterlagen aufgeführt. Bei vorhandenen Bedenken oder Klärungsbedarf 
zu bestimmten planungsrelevanten Themen wird dies einerseits transpa-
rent in den Planunterlagen bzw. der Abwägung thematisiert, sowie in 
Form von schriftlicher oder mündlicher Kommunikation mit den jeweiligen 
betroffenen privaten und öffentlichen Akteuren kommuniziert. Der Text für 
Beschlussvorlagen in den Abwägungsprozessen ist stets ein Gemein-
schaftswerk der beteiligten Planungsbüros und der Gemeindeverwaltung. 
Im Rahmen der Planungshoheit der Gemeinde hat aber die Gemeinde, 
vertreten durch das Bauamt, die Funktion der Schlussredaktion, sodass 
dort nur Texte den Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertretern zur 
Beschlussvorlage vorgelegt werden, die von der Gemeindeverwaltung so 
„abgenommen“ sind. Es obliegt den Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertretern zu entscheiden, ob sie diesem Text inhaltlich so folgen. 
Nach Beschluss der Gemeindevertretung über die Abwägung ist dieses 
somit „ein Abwägungstext der Gemeindevertretung“. 
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Ich möchte allen Verantwortlichen (Gemeindevertreter, Verwaltung, Plan-
kontor, Umweltbericht-Ersteller, Vorhabenträger) in diesem Prozess ra-
ten, sich zu einem Spaziergang zu verabreden entlang von 20 Kilometern 
Zaun, um sich dann einen Eindruck von 200 EM-Fußballfeldern voller PV-
Module zu verschaffen (Und dies sind nur die Dimensionen des Projektes 
Bantikow Ost). 
 
Man darf gespannt sein, wer dann noch Formulierungen wie „KLEINTEI-
LIG“ und „Landschaftsbild und Kulturlandschaft werden nicht negativ be-
einflusst“ verwenden möchte. 
 
 
Fazit – Ein Wiederspruch in sich selbst 
Die Grünen fordern einerseits den beschleunigten Ausbau der Erneuer-
baren, sie fordern aber gleichzeitig auch kleinteiligere innovative Land-
wirtschaftsformen, die sich höheren Standards im Umgang mit Tier und 
Boden verpflichten. Mehr Bio, Demeter, einen pfleglicheren Umgang mit 
Böden und Wasser etc. Leider ist stark davon auszugehen, dass demje-
nigen Landeigentümer, dem solche gigantischen Freiflächen-PV Coups 
gelingen, für die nächsten Jahrzehnte die Portokasse derart gefüllt haben 
dürfte, dass jedes Flurstück, das künftig auf den Markt kommt, zu utopi-
schen Preisen erworben wird. Ich kann da keine Perspektive für eine 
kleinteiligere Landwirtschaft erkennen. 
 
Häufig genug gehören diese Flächen Personen oder Gesellschaften, die 
kurz nach der Wende den Osten aufgekauft haben. Diese bekommen nun 
PV-Pachten von 4000 Euro pro Jahr und Hektar, und dies für die nächs-
ten 20-30 Jahre. Viele haben den Hektar damals für unter 4000 Euro er-
worben. Das führt natürlich zu Verwerfungen und großen Neiddebatten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Aufgrund der Aufteilung auf verschiedene Teilflächen und der in der Re-
gel differenzierten, durch Grünflächen getrennten Teilbereiche, wird eine 
bessere Einfügung in die bestehenden Landschaftsstrukturen ermöglicht. 
Dieses ist nicht vergleichbar mit PV-Freiflächenanlagen an anderen 
Standorten, an denen ohne eine Grünunterbrechungen eine Fläche von 
rund 200 oder 250 ha PV-Freiflächenanlage eingezäunt und dabei auch 
historische Wegebeziehungen oder Wildwechselrouten einfach überplant 
werden. Die Gemeinde ist daher der Auffassung, mit der in Wusterhau-
sen/Dosse verfolgten Planung unterschiedlich großer und differenziert 
geplanten Teilflächen auch eine für die differenzierten Landschaftsstruk-
turen angepasste Planung zu verfolgen. 
 
Ob im Norden, Westen, Süden oder Osten der Bundesrepublik Deutsch-
land, es sind in der Regel die größeren landwirtschaftlichen Betriebe, die 
den Erhalt landwirtschaftlicher Arbeitsplätze in den ländlichen Regionen 
sichern. Gerade in Regionen, wie z.B. auf sandigen Moränen- oder San-
derflächen, wo die Böden nicht besonders ertragssicher sind, haben viele 
landwirtschaftliche Betriebe nur dann eine langfristige wirtschaftliche Si-
cherheit, wenn sie sich neben der Landwirtschaft auch als „Energiewirt“ 
betätigen. Dass es in Brandenburg überwiegend größere landwirtschaft-
liche Betriebe gibt, hat etwas mit den zwangsweisen Schaffungen der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft (LPG) in der DDR zu 
tun. Nach dem Anschluss der Länder der DDR an die Bundesrepublik 
Deutschland ist es mit wenigen Ausnahmen nicht gelungen kleinbäuerli-
che familienbetriebene landwirtschaftliche Betriebe wieder einzurichten. 
Da war es nur folgerichtig, dass die ehemaligen LPGs oft von kapitalstar-
ken Landwirten aus dem Westen übernommen wurden oder diese sich 
maßgeblich an z.B. neu entstandenen landwirtschaftlichen GmbHs betei-
ligten. Aber genau diese Betriebe sorgen nun dafür, dass in der aktuellen 
Kulturlandschaft im Norden von Brandenburg die Landwirtschaft nicht 
verschwunden ist oder nur noch Energiepflanzen für Biogasanlagen an-
baut, sondern dass es in vielen Gemeinden der Region weiterhin Arbeits-
plätze in der Landwirtschaft gibt. 
 
Es profitieren nicht nur die Landverpächter von dem Bau einer PV-Frei-
flächenanlage, sondern durch den in Brandenburg eingeführten Solare-
uro, wird auch der Haushalt der Gemeinde stabilisiert und im Sinne des 
Gemeinwohls können dadurch Maßnahmen finanziert werden, die allen 
Einwohnern, aber auch den Besuchern der Gemeinde nützen. Eine 
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Sehr geehrte Gemeindevertreter,  
bitte nehmen Sie meine Kritik ernst und stoppen Sie diese Vorhaben. 
Wusterhausen ist gesegnet mit einer wunderbaren Landschaft. Ver-
scherbeln Sie sie nicht erneut! 

Gemeinde wie Wusterhausen/Dosse, die aufgrund fehlender im Gemein-
degebiet vorhandenen größeren Gewerbebetriebe keine entsprechenden 
Steuereinnahmen verbuchen kann, ist im Sinne eines langfristig konsoli-
dierten Haushaltes auch auf derartige zusätzliche Einnahmen angewie-
sen. 
 
Der Ausbau von erneuerbaren Energien und kleinteiligen innovativen 
Landwirtschaftsformen sind kein Widerspruch, da nicht nur in der Ge-
meinde Wusterhausen/Dosse, sondern auch in Bezug auf die gesamte 
Bundesrepublik Deutschland, die Gesamtgröße aller PV-Freiflächenanla-
gen in Relation zu anderen Nutzungen wie beispielsweise der Landwirt-
schaft einen vergleichsweise geringen Anteil aufweist. Es stellt keine 
sachgerechte und sachliche Abwägung dar, wenn man den Landverpäch-
tern in Wusterhausen/Dosse unterstellt, sie seien aus dem Westen ein-
gewanderte „Einigungsgewinner“, die nun nochmals ordentlich Gewinn 
nur für sich abschöpfen wollen. In vielen Fällen handelt es sich um Be-
treiber, die aus ehemaligen LPGs hervorgegangen sind und nun als Ge-
nossenschaft oder GmbH arbeiten. Häufig sind es auch ortsansässige 
Alteigentümer, die ihre Flächen teilweise bei größeren Gesellschaftern 
zur langfristigen Betriebssicherung verpachten, womit die von Ortsansäs-
sigen besetzten Arbeitsplätze gesichert werden. 
 
Wie bereits voranstehend dargestellt, hat auch die Gemeinde Wusterhau-
sen/Dosse, die keine sehr hohen Einnahmen z.B. aus Gewerbesteuern 
hat, hier durch den Solareuro (gemäß Photovoltaik-Freiflächenanlagen-
Abgabegesetzes (BbgPVAbgG)) eine gesicherte zusätzliche Einnahme-
quelle für die nächsten 25 bis 30 Jahre (oder länger). Für diese Einnah-
men gibt es keine Zweckbindung. Daher können diese Mittel für dringend 
benötigte Maßnahmen in der technischen und sozialen Infrastruktur ge-
nutzt werden, aber auch für Zuschüsse an die von der jeweiligen Planung 
betroffenen Ortsteile, die für ihr Ortsteilbudget einen zusätzlichen Beitrag 
erhalten, über dessen Verwendung die Ortsbeiräte dann eigenständig 
entscheiden können. In Zusammenfassung der obigen Darstellungen 
folgt die Gemeindevertretung nicht der Empfehlung, die im Verfahren be-
findlichen Bauleitpläne für PV-Freiflächenanlagen zu stoppen. Die Ge-
meindevertretung ist der Auffassung, dass aufgrund des geringen Anteils 
von PV-Flächen zur Gesamtgemeindefläche und aufgrund der konkreten 
Ausgestaltung der Solarparks in Bezug auf die Einfügung in vorhandene 
Landschaftsstrukturen die Gemeinde Wusterhausen/Dosse auch weiter-
hin von einer hohen landschaftlichen Qualität profitieren wird. 
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Fazit aus der Abwägung der Stellungnahmen aus dem frühzeitigen Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB): 
Die von den Behörden und Trägern öffentlicher Belange abgegebenen Stellungnahmen wurden in ihrem Inhalt in den Unterlagen des Bebauungsplanes „PV-Freiflächenanlage Wulkow“ 
mit den Teilen A und B berücksichtigt, ebenso in der Begründung und dem Umweltbericht. In Bezug auf die ehemalige „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ wurde das Kap. 2.3 in 
der Begründung ergänzt, da die Erhaltung des Landschaftsbildes nach wie vor ein wichtiger Bestandteil der Planung ist. Zudem hat uns die E.ON edis Regionalbereich Prignitz-Ruppin 
mitgeteilt, dass im Bereich der festgesetzten privaten Verkehrsfläche und der Erschließung zum Plangebiet ein unterirdisches Mittelspannungskabel verläuft. Dadurch das diese Flächen 
als Schotterflächen nur teilbefestigt sein werden und die festgesetzte Verkehrsfläche vorwiegend nur durch Wartungsfahrzeuge genutzt wird, bleibt das Mittelspannungskabel für die 
E.ON edis weiterhin leicht zugänglich. Des Weiteren sind nun zusätzlich die Kapitel 7.3 „Immissionsschutz“ sowie Kapitel 7.4 „Brandschutz“ in der Begründung neu vorhanden. In diesen 
Kapiteln wurden unter anderem Forderungen bzw. Hinweise aus den Stellungnahmen eingepflegt. 

Die Prüfung der Artenschutzmaßnahmen der Brutvögel (insbesondere Feldlerche) wurde geprüft, vertieft sowie durch externe Maßnahmen und ein Artenschutz-Monitoring im Umwelt-
bericht ergänzt. Der Bauzeitraum wurde auf den Zeitraum zwischen 1.10. und 31.01 begrenzt. Im Rahmen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags wird festgestellt, dass in der bei 
Umsetzung des Planvorhabens unter Beachtung der getroffenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen, keine Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG (insbesondere 
in Bezug auf boden- und gehölzbrütende Vogelarten sowie Amphibienarten) erfüllt werden. 

In Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen wurden einzelne zusätzliche Hinweise in die Planunterlagen eingefügt und weitere redaktionelle Anpassungen vorgenommen. 

 
 
Stand: März 2025 
 
Die Abwägungsbeschlussvorlage wurde auf der öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung am __.__.____ beschlossen. 
 
 
gez. Philipp Schulz 
Der Bürgermeister 
Gemeinde Wusterhausen/Dosse 
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Dipl.-Ing. Jörg W. Lewin / M. Sc. Marvin Lanbin     
 


